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Geeſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


. Nr 62. 


(Nr. 6704.) Verordnung, betreffend das Strafrecht und das Strafverfahren in den durch 
das Geſetz vom 20. September 1866. und die beiden Geſetze vom 
24. Dezember 1866. mit der Monarchie vereinigten Landestheilen, mit 
Ausnahme des vormaligen Oberamtsbezirks Meiſenheim und der Enklave 
Kaulsdorf. Vom 25. Juni 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen für die durch das Geſetz vom 20. September 1866. und die beiden 
Geſetze vom 24. Dezember 1866. (Geſetz⸗Samml. S. 555. 875. 876.) mit 

Unſerer Monarchie vereinigten Landestheile, mit Ausnahme des vormaligen 
Oberamtsbezirks Meiſenheim und der Enklave Kaulsdorf, auf den Antrag Unſeres 

Staatsminiſteriums, was folgt: N 

Artikel L 5 
In den vorſtehend bezeichneten Landestheilen erlangt 
das Strafgeſetzbuch für die Preußiſchen Staaten nach dem Texte der in 
Gemäßheit Unſeres Erlaſſes vom 14. Juni 1859. veranſtalteten dritten 
amtlichen Ausgabe — im Gebiete der vormaligen freien Stadt Frank⸗ 
furt der dritte Theil dieſes Geſetzbuchs — 

mit dem 1. September 1867. Geſetzeskraft. ; ; ), 

i Mit demſelben Zeitpunkte treten in dieſen Landestheilen die in der 

Anlage enthaltene . nebſt den ihr beigefügten Be⸗ 

i ſtimmungen über die Berufung zum Schöffenamte, ? ; 
ingleichen die nachfolgenden Vorſchriften in Wirkſamkeit. 


J. Vorſchriften, die Ergaͤnzung des Strafgeſetzbuchs und der Straf- 
\ ; prozeßordnung betreffend. 5 
Artikel !:; | . 
Neben dem Strafgeſetzbuch und der Strafprozeßordnung erlangen Geſetzeskraft: 
A. die Verordnung über die Verhütung eines die geſetzliche Freiheit und 
Jahrgang 1867. (Nr. 6704.) ; 122 , Ord- 
Ausgegeben zu Berlin den 15. Juli 1867. 


RN / F 


Ordnung gefährdenden Mißbrauchs des Verſammlun 8- und Bereinigung- 
rechts vom 11. März 1850. (Geſetz-Samml. S. 277), mit Ausſchluß 
der GY 20. und 28. , 


das Geſetz über die Preſſe vom 12. Mai 1851. (Geſetz-Samml. S. 273.) 


mit Ausſchluß der $$. 27. und 56. und unter folgenden näheren Be⸗ 
ſtimmungen: . 


1) Gegen die im H. 1. genannten Gewerbetreibenden iſt nur von dem 
uſtändigen Richter, und nur in Gemäßheit des F. 54. auf den 
Verlaſt der Befugniß zum Gewerbebetriebe zu erkennen. 


2) Wer eines der im F. 1. aufgeführten Gewerbe ohne die vorſchrifts⸗ 
mäßige Genehmigung ſelbſtſtändig betreibt, oder, nachdem er der 
Befugniß zum Betriebe dieſer Gewerbe durch rechtskräftiges Er⸗ 
kenntniß für verluſtig erklärt worden iſt, dieſem Erkenntniſſe zuwider- 


handelt, wird mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder Ge⸗ 


fängniß bis zu drei Monaten beſtraft. 

3) Die Beſtellung der Zeitungskautionen ($$. 11. ff.), ſowie deren 
Verſilberung, erfolgt nach den Vorſchriften der H. 1. bis 4. des 
Geſetzes wegen anderweitiger Einrichtung des Amts⸗ und Zeitungs⸗ 
kautionsweſens vom 21. Mai 1860. (Geſetz⸗Samml. S. 211.) 


das Geſetz über das unerlaubte Kreditgeben an Minderjährige vom 


2. März 1857. (Geſetz⸗Samml. S. 111.) 


das Geſetz vom 2. Juni 1852., den Diebſtahl an Holz und anderen 


Waldprodukten ln (Gefeg-Samml. ©. 305.), mit Ausnahme der 
$$. 53. und 54. und mit der Maaßgabe, daß an Stelle 


1) der in den 98. 21. und 49. angezogenen Geſetze vom 12. Februar 
1850. und 31. Januar 1845. die entſprechenden Vorſchriften der 
Titel 8. und 9. und des Titels 21. Abſchnitt 5. der Strafprozeß⸗ 
ordnung, ; í, 


2) der $$. 24. und 38. die nachſtehenden, mit denſelben Nummern 


bezeichneten Paragraphen 
treten: 


\ 


$. 24. 


Die Zuſtändigkeit der Gerichte und das Verfahren wegen 
der im $. 16. vorgeſehenen Holzdiebſtähle richtet ſich nach den für 
das Vergehen des einfachen Diebſtahls (Strafgeſetzbuch $. 216.) 
in der A et gegebenen Vorſchriften. Bei Urtheilen, 

die in Abweſenheit des Beſchuldigten verkündet worden ſind, iſt 
demſelben nur der Tenor zuzuſtellen. i 

Hinſichtlich der übrigen, durch das gegenwärtige Geſetz vor⸗ 


U 


geſehenen ſtrafbaren Handlungen kommen die Vorſchriften DR 
| zu- 


J 
p 
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= (Ir. 6704.) 122* 2) auf : 


uſtändigkeit der Gerichte und das Verfahren bei Uebertretungen, 
ohne daß es zur Hauptverhandlung und Entſcheidung der Mitwir⸗ 
kung von Schöffen bedarf, und mit nachſtehenden Abänderungen 
und näheren Beſtimmungen zur Anwendung. 

§. 38. 

Das Rechtsmittel der Berufung ſteht dem Beſchuldigten nur 
zu, wenn er zu einer Geldbuße von wenigſtens fünf Thalern oder 
unmittelbar zu einer Gefängnißſtrafe ($. 9.) verurtheilt worden ift; 
dem Polizeianwalte, wenn auf Freiſprechung erkannt, oder wenn 
das Strafgeſetz verletzt oder unrichtig angewendet worden iſt. 

Hat der Polizeirichter fich mit Unrecht für zuſtändig oder für 
unzuſtändig erklärt, fo ift das Rechtsmittel in allen Fällen zuläſſig ; 


die Beſtimmungen der YY. 1. bis 6. des Geſetzes über die Strafe der 


Widerſetzlichkeit bei Forſt⸗ und Jagdverbrechen vom 31. März 1837. 
(Geſetz-Samml. S. 67.) 


„die Fh. 1. bis 5. des Geſetzes von demſelben Tage über den Waffen- 
gebrauch der Forſt⸗ und Jagdbeamten (Geſetz-Samml. S. 65.), nebſt 


den in Erweiterung der Kategorien der zum Waffengebrauch berechtig⸗ 
ten Perſonen ergangenen Allerhöchſten Erlaſſen, mit der Maaßgabe, 
daß an Stelle der im F. 1. angezogenen Vorſchrift des Geſetzes vom 
7. Juni 1821. der F. 32. des Geſetzes vom 2. Juni 1852. (oben zu D.) 
tritt / | 


das Geſetz über den Waffengebrauch des Militairs vom 20. März 1837. 


(Geſetz-Samml. S. 60.) , 


das Geſetz über den Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851. (Geſetz⸗ 


Samml. S. 451.) , 


das Geſetz über die vorläufige Straffeſtſetzung wegen Uebertretungen 
5.) 


vom 14. Mai 1852. (Geſetz⸗Samml. S. 245.) / 


das Geſetz vom 11. April 1854., betreffend die Beſchäftigung der Straf- 


gefangenen außerhalb der Anſtalt (Geſetz-Samml. S. 143.). 
Artikel II. 


Auf die in nachfolgenden Beſtimmungen unter Strafe geftellten Feldfrevel 


kommen die Vorſchriften der $$. 215. bis 224. 349. Nr. 3. und 7., und 281. 
des Strafgeſetzbuchs nur inſoweit zur Anwendung, als auf dieſelben nachſtehend 
verwieſen wird: ; 


F. I. ei 
Mit Geldbuße von fünf Silbergroſchen bis zu drei Thalern wird 
beſtraft, wer unbefugter Weiſe | 
31 N 1 Obſtanlagen, Weinbergen oder auf Aeckern eine Nach⸗ 
: efe halt; ' : 
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2) auf Grasangern oder Hecken Leinwand, Wäſche oder andere Gegen⸗ | 
ſtände zum Bleichen, Trocknen u. f. w. ausbreitet oder niederlegt / 

3) in Privatgewäſſern oder auf fremdem Grund und Boden Flachs 
oder Hanf röthet, oder Privatgewäſſer durch Aufweichen von Fellen 
darin oder ſonſt verunreinigt / f 

4) fremde, auf dem Felde zurückgelaſſene Ackergeräthe gebraucht; 

5) das auf Grenzrainen, Gräben, Wegen oder Triften wachſende Gras 
oder ſonſtige Viehfutter abſchneidet oder abrupft / 

6) Dünger von Aeckern, Wieſen oder Weiden aufſammelt; 

7) Knochen gräbt oder ſammelt / 

8) die zur Sperrung von Wegen oder von Eingängen in eingefriedigte 
Plätze dienenden Gatterthore, Pforten, Hecken u. ſ. w. öffnet, oder 
nach dem Hindurchgehen nicht wieder ſchließt ; 

9) Steine, Scherben, Schutt oder Unrath auf fremde Grundſtücke oder 
Privatwege wirft. 

a N 2 ? 
Mit Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis zu zwanzig Thalern 
wird beſtraft, wer unbefugter Weiſe: 

1) von Mlee- oder Feldbäumen, oder von Hecken Laub abpflückt, oder 
Zweige abbricht) 

2) aus Gärten, Weinbergen, Obſtanlagen oder Alleen oder von Feldern, 
Aeckern oder Wieſen Gartenfrüchte, Feldfrüchte oder andere Boden- 
erzeugniſſe von unbedeutendem Werthe oder in geringer Quantität 
entwendet 

3) Bäume oder Sträuche, welche in Gärten, Obſtanlagen, Alleen, auf 
Aeckern oder ſonſt außerhalb eines Forſtes ſtehen, oder Hecken und 

N andere zur Einfaſſung von Grundſtücken dienende Anpflanzungen 

. abhaut, abbricht, ausreißt, ausrodet oder beſchädigt. 


Mit Geldbuße von funfzehn Silbergroſchen bis zu zwanzig Tha⸗ 

lern wird beſtraft, wer unbefugter Weiſe 

1) Einfriedigungen, Baum⸗ oder Prellpfähle, oder Brücken auf Privat⸗ 
j ; wegen beſchädigt oder zerſtört , 
I. | 2) Steine, Pfähle, Tafeln, Strohwiſche, Gräben oder ähnliche zur 
BT Abfverrung, Abgrenzung, oder e von Grundſtücken oder 
; Wegen dienende Merk- oder Warnungszeichen fortnimmt, vernichtet 

oder ſonſt unkenntlich macht / nr 
3) das zur Bewäſſerung von Grundſtücken dienende Waſſer ableitet; 
8 4) Gräben, Wälle, Rinnen oder andere zur Ab- oder Zuleitung des 
Eye Waſſers dienende Anlagen beſchädigt. Ge 
n ei⸗ 


7 
REN 


jj ᷑ HM 
i 0 5 Gleicher Beſtrafung unterliegt: 5 
5) wer ohne Erlaubniß der Ortspolizeibehörde Torfmoore abbrennt 
oder Heidekraut, Bülten oder ähnliche Gegenſtände auf dem Felde 
anzündet. i 

Sind Handlungen der unter Nr. 4. und 5. bezeichneten Art mit 
gemeiner Gefahr verbunden, wie z. B. die Beſchädigung von Deichen 
oder Dämmen, ſo unterliegen ſie den im Strafgeſetzbuch beſtimmten 
ſtrengeren Strafen der gemeingefährlichen Beſchädigung. 

$. 4. 

Iſt in den Fällen der $$. 1. bis 3. eine Beſchädigung fremden 
Eigenthums aus Rache oder Bosheit verübt, ſo trifft den Thäter die 
Strafe der Vermögensbeſchädigung. 

Wenn in den Fällen der $$. 1. bis 3. eine Wegnahme in ge- 
winnſüchtiger Abſicht ſtattgefunden hat, ſo kommen die Strafen des 
Diebſtahls zur Anwendung. 


Artikel IV. 
Der Strafe des F. 268. des Strafgeſetzbuchs verfällt: 

1) wer in auswärtigen Lotterien (Abſatz 2. a. a. O.), die nicht mit Unſerer 
Genehmigung in Unſeren Staaten beſonders zugelaffen werden, ſpielt, wer 
ſich dem Verkaufe der Looſe zu dergleichen auswärtigen Lotterien unter⸗ 
zieht, oder einen ſolchen Verkauf als Mittelsperſon befördert / 

2) wer ſich ſchriftlich zur Ueberlaſſung von Gewinnen, Gewinnantheilen 
oder irgend welchen anderen Vortheilen für den Fall anheiſchig macht, 
daß bei der Prämienverlooſung einer in⸗ oder ausländiſchen Staats⸗ 
oder anderen Anleihe eine gewiſſe Serien- oder Obligationsnummer 
gezogen werden würde, ingleichen wer Scheine, die eine ſolche Zuſicherung 
enthalten, kauft, verkauft oder feilbietet, oder zum Zwecke des Abſatzes 
an ſich bringt, verſendet oder ſonſt verbreitet. 

Artikel V. 
Die Anwendung der Beſtimmungen der $$. 266. 267. und 340. Nr. 11. 


des e bis auf die öffentlichen Spielbanken zu Wiesbaden, Ems und 
Homburg bleibt bis auf weitere Beſtimmung ausgeſetzt. 


II. Vorſchriften, die Aufhebung, Aufrechterhaltung und Abaͤnderung 
bisheriger Geſetze betreffend. 
a. in Hinſicht auf das Strafrecht. 

5 Artikel VI. 
Es treten außer Kraft: : 
alle Strafbeſtimmungen, die Materien betreffen, auf welche ſich die nach 

(Nr. 6704.) Ar⸗ 
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Ban. mentlich das allgemeine Kriminalgeſetzbuch für das Königreich Hannover 
. vom 8. Auguſt 1840. und das Geſetz über polizeiliche Aufſicht u. ſ. w. 
S vom 22. November 1850., die gemeinen Deutſchen Kriminalgeſetze, das 


Strafgeſetzbuch für das Herzogthum Naſſau vom 14. April 1849., die 
Strafgeſetzbücher für das Königreich Bayern und für das Großherzog⸗ 
thum Heſſen vom 10. Juli 1861. und 17. September 1841., und das 
Frankfurter Polizeiſtrafgeſetz vom 16. September 1856., nebſt allen die⸗ 
ſelben abändernden, ergänzenden und erläuternden Beſtimmungen. 


Es bleiben in Kraft: 


1) alle Strafbeſtimmungen, die Materien betreffen, in Hinſicht deren die in 


R irkſamkeit tretenden Strafgeſetze nichts beſtimmen, insbeſondere alle 

aa ſtrafrechtlichen Vorſchriften der Zoll“ Steuer⸗ und anderer die Erhebung 

N öffentlicher Abgaben und Gefälle betreffender Geſetze desgleichen die auf 
die Geſinde-, Gewerbes) Forſt⸗, Feld⸗, Jagd⸗ und Fiſcherei⸗Polizei be⸗ 
züglichen Strafbeſtimmungen, ſoweit hierüber die gegenwärtige Verord- 
nung keine Anordnungen trifft / 

2) polizeiliche Vorſchriften, die einen Gegenſtand betreffen, hinſichtlich deſſen 
das Strafgeſetzbuch auf beſondere polizeiliche Anordnungen verweiſt. 


Artikel VII. 


Wo in irgend einem Geſetze auf Beſtimmungen des bisherigen Strafrechts, 
welche nach dem Artikel VI. ihre Geltung verlieren, Bezug genommen wird, 


eſetze zur Anwendung. n 
2 ; Artikel VIII. 


Freiheitsſtrafe von mehr als fünf Jahren androhen, ſo iſt die Handlung ein 
Verbrechen (F. 1. des Strafgeſetzbuchs). 

è Iſt die Handlung mit einer Freiheitsſtrafe von mehr als ſechs Wochen, 
jedoch nicht über fünf Jahre, oder mit einer Geldbuße von mehr als funfzig 
Thalern bedroht, oder iſt auf den Verluſt von Aemtern oder auf den Verluſt 


„ 


a. O.). 

Beſteht die Strafe nur in einer Freiheitsſtrafe bis zu ſechs Wochen, in 
Geldbuße bis zu funfzig Thalern, oder in Verweis, oder iſt die Strafe in! den 
Geſetzen unbeſtimmt gelaſſen, jo ift die Handlung eine Uebertretung (F. I. 
a. a. O.). Es macht dabei keinen Unterſchied, ob neben der eigentlichen Strafe 
noch auf die Konfiskation einzelner Gegenſtände zu erkennen ift oder nicht. 


Artikel IX. | 


Artikel I. bis IV. in Wirkſamkeit tretenden Straf geſetze beziehen j na- f 


kommen die in Gemäßheit der Artikel I. bis IV. an die Stelle tretenden Straf⸗ 


Wenn Strafbeſtimmungen, welche neben dem Strafgeſetzbuch gelten, eine 


des Rechts zum Gewerbebetriebe für immer oder auf Zeit, oder auf Stellung 
unter Polizeiaufſicht zu erkennen / fo iſt die Handlung ein Vergehen (Y. 1. 


Auf Zuchthausſtrafe (98. 10. und 11. des Strafgeſetzbuchs) ſoll ee bei 
ciir LAS 


N 


J: 


Verbre en 
den neben dem Strafgeſetzbuch zur Anwendung kommenden Strafbeſtimmungen 
Zuchthaus⸗, Ketten-, Eiſen⸗ oder Karrenſtrafe ausſchließlich angedroht ift. 


(Artikel VIII.), überall aber nur dann erkannt werden, wenn in 


In allen anderen Fällen, ſowie bei Vergehen, tritt Gefängnißſtrafe oder 
Einſchließung ein, auch wenn in den Geſetzen eine andere Art von ee 
angedroht iſt. Auch kann neben der Gefängnißſtrafe auf zeitige Unterſagung der 
Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden, wenn die angedrohte 
Freiheitsſtrafe in Zuchthaus, Ketten⸗, Eiſen⸗ oder Karrenſtrafe, oder in Korrektions⸗ 
haus von einjähriger oder längerer Dauer beſteht. 

Artikel X. 

In keinem dieſer Fälle (Artikel VIII. und Artikel IX.) kann, wenn die 
Handlung nach dem 1. September 1867. begangen worden iſt, auf andere Strafen, 
als ſie in dem Strafgeſetzbuch angedroht ſind, erkannt werden. Inſofern jedoch 
in den neben dem Strafgeſetzbuch zur Anwendung kommenden Strafbeſtimmungen 
anſtatt der Gefängnißſtrafe oder der Geldbuße die Leiſtung von Arbeiten (Straf⸗ 
arbeit) angeordnet iſt, behält es hierbei ſein Bewenden. ; 

An die Stelle der in ſolchen Strafbeſtimmungen ee at Strafe des 
Verweiſes tritt Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis zu Einem Thaler. 


Artikel XL. : 
Vergehen und Uebertvetungen, welche durch Zuwiderhandlung gen die 
Vorſchriften über die Entrichtung der Steuern, Zölle, Poſtgefälle, Kommuni⸗ 


kationsabgaben und aller übrigen öffentlichen Abgaben und Gefälle begangen 
werden, verjähren in fünf Jahren. ; 


b) in Hinſicht auf das Strafverfahren, das Gefängnißweſen und \ 
i Requiſitionsſachen. 


Artikel XII. 
Es treten außer Kraft: y 


alle die Zuſtändigkeit und das Verfahren in Strafſachen, einſchließlich 
der Injurienſachen, betreffenden Beſtimmungen, welche den Vorſchriften 

der Strafprozeßordnung und der gegenwärtigen Verordnung entgegen⸗ 
ſtehen oder ſich mit denſelben nicht vereinigen laſſen. 


Zu den hiernach, nebſt allen dazu ergangenen ergänzenden, abändernden 
und erläuternden Beſtimmungen außer Wirkſamkeit tretenden Geſetzen gehören 
insbeſondere: i yi 
: für das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover: die Straf - 

prozeßordnung vom 5. April 1859., das a über die a der 
Schwurgerichte vom 24. Dezember 1849. und das Geſetz über die Unter- 
ſuchung und Aburtheilung von Polizeivergehen durch die Verwaltungs- 
behörden vom 28. April 1859. i g 
(Nr. 6704.) ; flit 


— 928 — a 
für das Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen und der 

vormals Bayeriſchen Landestheile: das Geſetz über das Strafverfahren 
vom 28. Oktober 1863. und die Vorſchriften über die Zuziehung von 
Gerichtsſchöppen bei der untergerichtlichen Strafrechtspflege von demſelben 
Tage / ' 

für das Gebiet des vormaligen Herzogthums Naſſau und der 
vormals Großherzoglich Heſſiſchen Landestheile: das Herzoglich Naſſauiſche 
Strafprozeßgeſetz vom 14. April 1849., die Großherzoglich Heſſiſche 
Strafprozeßordnung vom 13. September 1865. und das Heffen - Hom- 
burgiſche Geſetz vom 22. März 1859, 

für das Gebiet der vormaligen freien Stadt Frankfurt: das Geſetz 
über das Verfahren in Strafſachen vom I. Suede 1856. 


eptember 
Nur inſoweit, als in der Strafprozeßordnung oder in der gegen⸗ 
wärtigen Verordnung auf Beſtimmungen der bisherigen Landesgeſetze 
ausdrücklich verwieſen wird, kommen die vorſtehend angezogenen Geſetze 
noch zur Anwendung. 


Es bleiben in Kraft: 
J) die Vorſchriften der Militairgeſetze über den Militairgerichtsſtand in Straf⸗ 
fachen, einſchließlich der Injurienſachen, und über das Verfahren in 
Anterſuchungsſachen gegen Militairperſonen j 
2) das Geſetz vom 25. April 1853., betreffend die Kompetenz des Kammer⸗ 
gerichts zur Unterſuchung und Entſcheidung der Staatsverbrechen; i 


3) die Vorſchriften der bisherigen Landesgeſetze über die Form der Eides 


leiſtungen der Zeugen, Sachverſtändigen und Dolmetſcher, insbeſondere 
hinſichtlich der Eingangsworte des Eides und der am Schluſſe hinzu⸗ 
zufügenden Bekräftigungsformel; ingleichen die Beſtimmungen über die Be⸗ 
fugniß gewiſſer Religionsgeſellſchaften, ſich an Stelle der Eidesleiſtung 
einer anderen Betheuerungsform zu bedienen. 

* 


Artikel XIII. 


Die Verwaltung der Gefängniſſe wird unter der oberſten Aufſicht des 
Juſtizminiſters durch den Staatsanwalt beim Kollegialgerichte erſter Inſtanz ge⸗ 
leitet. Hinſichtlich der zu den Polizeigerichten gehörigen Gefängniſſe ſteht die 
Verwaltung dem Einzelrichter zu. In Anſehung der Gefangenen, gegen welche 
noch nicht rechtskräftig erkannt iſt, ſind die Unterſuchungsrichter, und nach Lage 
der Sache die Vorſitzenden der Strafkammern und Schwurgerichtshöfe zur Vor⸗ 
nahme von Gefängnißbeſichtigungen befugt. Die von ihnen im Intereſſe der 
Unterſuchung getroffenen Anordnungen hinſichtlich der Behandlung ſolcher Ge⸗ 
fangenen, insbeſondere wegen Erleichterungen und Verſchärfungen der Haft, wegen 
Zulaſſung von Beſuchen und wegen der Korreſpondenz, müſſen zur Ausführung 
gebracht werden. 9 ` 

Ar⸗ 
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Artikel XIV. 


0 Die Oberaufſicht über die Strafanſtalten ſoll, inſoweit ſie zur Zeit noch 

dem Juſtizminiſter zuſteht, auf den Miniſter des Innern übergehen. Die Be⸗ 
ſtimmung des Zeitpunktes, mit welchem dieſe Uebertragung zur Ausführung 
kommen foll, bleibt Unſerer Anordnung vorbehalten. 


III. Vorſchriften für einzelne Landestheile. 


Artikel XV. i 
Für das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover wird Folgendes 
beſtimmt: 
F. 1. 


Das Polizeiſtrafgeſetz vom 25. Mai 1847. wird außer Wirkſamkeit 
geſetzt. Es bleiben jedoch bis auf Weiteres aufrecht erhalten: 


die d en der $$. 51. und 52. über die Verwendung der 
en und Konfiskationserträge in polizeigerichtlichen Straf- 
achen 
die Beſtimmungen der $$. 59. bis 61. 70. bis 72. 119. bis 
121. 125. 132. bis 135. 153. bis 157. 169. 170. 172. 173. 
197. 244. bis 251. 256. bis 262. 263. bis 267. ſoweit nicht der 
letztere Paragraph durch den $. 199. des Strafgeſetzbuchs erſetzt wird, 
ferner der $$. 273. 274. 285. und 286. 293. bis 298. und 300, 
bis 302. 
endlich die Strafbeſtimmungen der $$. 92. und 93. in nad) 
ſtehender Faſſung: 8 
Frauensperſonen, welche ſich unzüchtig umhertreiben, ſind mit 
Gefängniß bis zu 14 Tagen, beim Rückfall bis zu ſechs 
Wochen zu beſtrafen; 
und die Vorſchriften der YY. 232. bis 234. mit der Maaßgabe, daß 
die Strafe in Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder Sefängnih 
a bis zu ſechs Wochen befteht. 


$. 2, 

In den Fällen der $$. 42. bis 46. des Forſtſtrafgeſetzes vom 25. Mai 
1847, tritt die am Schluſſe des vorſtehenden Paragraphen bezeichnete 
Strafe ein. 

$. 3 


Wegen des Erſatzes, welcher dog einer von Mehreren gemein- 
ſchaftlich ausgeführten, oder von dem Einen angeftifteten und von den 
Andern ausgeführten ſtrafbaren Handlung iſt, haften die Einzelnen für 

das Ganze. ; 
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Dies gilt auch von der Theilnahme im Sinne des F. 34. Nr. 2. A 


des Strafgeſetzbuchs und von der Begünſtigung, ſofern der Theilnehmer 
oder Begünſtiger einen Vortheil aus dem Vergehen erlangt hat. 
F. 4. 
Die in der Strafprozeßordnung vorgeſehenen Verrichtungen der 
Gerichte erſter und zweiter Inſtanz werden, wie folgt, wahrgenommen: 
des Polizeirichters 
durch die Amtsrichter , 
der Strafkammer und der Rathskammer 
durch die kleinen Senate der Obergerichte , 
der Berufungskammer 
durch die großen Senate der Obergerichte / 
der Anklagekammer . 
durch das Appellationsgericht. 


Wo das Geſetz von Kollegialgerichten erſter Inſtanz redet, ſind 
darunter die Obergerichte zu verſtehen. 


$. 5. 
Hinſichtlich der Gerichtsbarkeit der Univerſität Göttingen in polizei⸗ 
5 Strafſachen behält es bei der Verordnung vom 29. Auguſt 
852., auch hinſichtlich des Verfahrens, fein Bewenden. 
: $. 6. 
Der F. 391. der bürgerlichen Prozeßordnung vom 8. November 
1850. tritt außer Kraft. 
Artikel XVI. 


Der F. 34. des Kurheſſiſchen Geſetzes über das Verfahren in bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten vom 28. Oktober 1863. wird aufgehoben. 
inſichtlich der Strafverfolgung wegen Nachdrucks verbleibt es bei dem 


ù 6. Nr. 7. des Kurheſſiſchen Geſetzes über das Strafverfahren von demſel⸗ 


en Tage. 
Artikel XVII. 


Für das Gebiet der vormals freien Stadt Frankfurt behält es bei den 


Artikeln 3. und 14. des Geſetzes über das Verfahren in Strafſachen vom 


een 1856. mit der aus Artikel I. Unſerer Verordnung vom 3. Oktober 


1866. (Geſetz⸗Samml. S. 606.) fich ergebenden 1 ingleichen bei der 
durch den Artikel III. derſelben Verordnung erfolgten eſtellung Unſeres Ober- 
tribunals zum oberſten Gerichtshof ſein Bewenden. | & 


Es werden die Verrichtungen 
des Polizeirichters 
durch den Nügerichter; 
der Strafkammer und der Rathskammer 
durch das Stadtgericht; 
der Berufungskammer und der Anklagekammer | 
durch das Appellationsgericht 


wahrgenommen. 

Die beiſitzenden Richter der Schwurgerichtshöfe werden von dem Pra- 
ſidenten des Appellationsgerichts aus den Mitgliedern des letzteren oder des 
Stadtgerichts ernannt. 


IV. Uebergangs⸗Beſtimmungen. 
a. in Hinſicht auf das Strafrecht. 


Artikel XVIII. 


Die Strafbarkeit einer Handlung, welche vor dem 1. September 1867. 
begangen iſt, wird nach den bisherigen Geſetzen beurtheilt. Iſt aber eine ſolche 
Handlung in den neu eingeführten Geſetzen mit keiner Strafe, oder mit einer 
gelinderen als der bisher vorgeſchriebenen bedroht, ſo ſoll dieſe Handlung nach 
dem neuen Strafrecht beurtheilt werden. Iſt es zweifelhaft, ob die Handlung 
vor dem 1. September 1867. begangen worden, ſo iſt bei der Entſcheidung das 
mildere Geſetz anzuwenden. 

Artikel XIX. 

Die Vollendung der Verjährung einer vor dem 1. September 1867. be⸗ 

gangenen ſtrafbaren Handlung wird nach den bisherigen Ger chen oder nach 

dem neuen Strafrecht beurtheilt, je nachdem das eine oder das andere dem 

Thäter am günſtigſten ift.. i 
Artikel XX. 


Bei Verhängung der Strafe des Rückfalls auf Grund der neu in Kraft 
tretenden Geſetze macht es keinen Unterſchied, ob die früheren Straffälle vor oder 
nach dem 1. September 1867. vorgekommen ſind, ob die frühere Strafe eine 
ordentliche oder außerordentliche war, ob die Strafe vollſtreckt worden iſt 
oder nicht. 

b) in Hinſicht auf das Strafverfahren. 
j Artikel XXI. 


Anhängige Strafſachen, in welchen am 1. September 1867, ein End- 
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O „Pont: 


pe 


een 5 on 1 15 en Vorſchriften 

; das Verfahren zu Ende geführt. 

Inſtanz noed duch ergangen u allen am 1. September 1867. A Civil 
prozeſſen wegen Injurien, auch wenn in denſelben bis dahin ein Urtheil erſter 

Inſtanz noch nicht ergangen iſt. 


Artikel XXII. 


In den Landestheilen, in welchen ein Unterſuchungsverfahren mit Ge⸗ 
ſchworenen ſchon bisher beſtanden hat, bleibt die für das Jahr 1867. feſtgeſtellte 
Jahresliſte der Geſchworenen noch bis zum Schluſſe des Jahres in Kraft, auch 
erfolgt bis dahin die Ernennung der Vorſitzenden der Schwurgerichtshöfe, die 
Auswahl der Geſchworenen zu den noch ſtattfindenden Sitzungsperioden und die 
Bildung des Schwurgerichts in den einzelnen Sachen, einſchließlich der Ver⸗ 
eidigung der Geſchworenen, nicht nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung 
$. 272. und Titel 13. Abſchnitt 2. und 3., ſondern nach den bisherigen Landes⸗ 
geſetzen. 


Artikel XXIII. 


Die nach der Anlage zur Strafprozeßordnung zu berufenden Schöffen 
beginnen ihre Wirkſamkeit mit dem 1. Januar 1868. Bis dahin behält es in 
den Landestheilen, in welchen die Mitwirkung von Schöffen in dem Verfahren 
vor dem Einzelrichter ſchon bisher beſtanden hat, bei der für das Jahr 1867. 
etroffenen Auswahl der Schöffen, und bei den Beſtimmungen der bisherigen 

andesgeſetze über die Berufung der Schöffen zu den einzelnen Sitzungen und 
über die Vereidigung derſelben ſein Bewenden. In allen anderen Landestheilen 
bleiben die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über die Nothwendigkeit der 
Mitwirkung von Schöffen in polizeigerichtlichen Strafſachen bis zum 1. Januar 
1868. außer Anwendung. 


Artikel XXIV. 


Inſoweit eine Vertretung der Staatsanwaltſchaft in dem Verfahren vor 
dem Einzelrichter ſchon bisher ſtattgefunden hat, bleiben die mit dieſer Vertretung 
beauftragten Beamten bis auf Weiteres als Polizeianwalte in Wirkſamkeit. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ; 
Gegeben Berlin, den 25. Juni 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Sch. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


An⸗ 


Strafprozeß „Ordnung 
für die 


durch das Geſetz vom 20. September 1866. und die beiden 

Geſetze vom 24. Dezember 1866. mit der Monarchie vereinigten 

Landestheile, mit Ausſchluß des vormaligen Oberamtsbezirks 
Meiſenheim und der Enklave Kaulsdorf. 


Erſter Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


§. 1. 


Eine Beſtrafung wegen Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen kann 
nicht anders als auf den Grund geſetzmäßiger Unterſuchung und Entſcheidung 
eintreten. 9. 2 


Die Verfolgung der Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen vor Gericht 
smin von Amtswegen durch die Staatsanwaltſchaft, welche Kraft ihres Be- 
rufes die Verpflichtung hat, die Schuldigen zu ermitteln und deren geſetzliche Be⸗ 
ſtrafung zu betreiben. 

a welchen Fällen diefe Verfolgung von dem Antrage des Verletzten oder 
von einer Ermächtigung abhängt, iſt in den Strafgeſetzen beſtimmt. 


$. 3. 

Die Staatsanwaltſchaft erhebt die Strafklage nach Verſchiedenheit der Fälle 
entweder unmittelbar bei dem für die Urtheilsfällung zuſtändigen Richter, oder 
durch Stellung des Antrages auf Vorunterſuchung. 

Nach erhobener Strafklage iſt die Staatsanwaltſchaft nicht ferner befugt, 
über den Fortgang der Sache len zu beſtimmen; das Gericht hat vielmehr, 
ohne an die Anträge der Staatsanwaltſchaft gebunden ji fein, die Verpflichtung, 
das Sachverhältniß durch alle geſetzlichen Mittel aufzuklären, und nach dem Er- 
gebniſſe dieſer Unterſuchung, was Rechtens iſt, zu befinden. 


$. 4. 
Gegenſtand der Unterſuchung und Entſcheidung iſt die That des Ange⸗ 
(Nr. 6704.) l ſchul⸗ 


oo 


ſchuldigten, nicht blos von demjenigen Geſichtspunkte aus, unter welchem ſie von 


der Skaatsanwaltſchaft verfolgt wird, ſondern in ihrer wirklichen, im Laufe der 
Unterſuchung ermittelten Beſchaffenheit, auch wenn ſich dieſe ihre Geſtalt aus 
Thatſachen ergiebt oder zuſammenſetzt, welche von der Staatsanwaltſchaft in 
anderem Zuſammenhange oder gar nicht geltend gemacht worden ſind. 

Fälle, wo die That ſich als eine Geſetzesverletzung einer anderen, ſelbſt 
ſchwereren Gattung darſtellt, ſind nicht ausgeſchloſſen. 


F. 5. 


Alle in dem Strafverfahren thätigen Behörden N innerhalb ihrer ver- 
ſchiedenen Wirkungskreiſe die Verpflichtung, die für und wider den Bef huldigten 
ſprechenden Umſtände mit gleicher Sorgfalt zu berückſichtigen. | 


$. 6. 
Der Fällung des Urtheils muß, bei Vermeidung der Nichtigkeit, ein münd⸗ 
liches e der vor dem erkennenden Gerichte (Hauptverhandlung) vorhergehen, 


in welchem 
geklagte und deffen Vertheidiger zu hören iſt. 


. 

Bei der Prüfung der vorgebrachten Beweiſe ſind die Gerichte an poſitive 
Regeln über die Wirkungen derſelben nicht gebunden; ſie haben über das Er⸗ 
ebniß der Beweisführung nach ihrer freien, aus dem Inbegriffe der vor ihnen 
ſtattgehabten Verhandlungen geſchöpften Ueberzeugung zu entſcheiden. 


$. 8. 


Hängt die Entſcheidung von dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Rechts⸗ 
verhältniſſes ab, ſo hat auch hierüber der Strafrichter nach den für das Verfahren 
und den Beweis in Strafſachen geltenden Vorſchriften zu befinden. 


er Beweis aufzunehmen und die Staatsanwaltſchaft, ſowie der An⸗ 


Iſt jedoch der Thatbeſtand der ſtrafbaren Handlung durch die Gültigkeit 


einer Ehe bedingt, und ein auf Anfechtung der letzteren gerichtetes Verfahren bei 


dem bürgerlichen Richter bereits anhängig, ſo muß der Strafrichter das rechts⸗ 


kräftige Endurtheil des bürgerlichen Richters abwarten und bei Entſcheidung der 
Strafſache als maaßgebend anerkennen. Während der Ausſetzung des Straf- 
verfahrens ruht die Verjährung. 

ech 
Entſchädigungsanſprüche aus ſtrafbaren Handlungen können im Straf⸗ 
verfahren nicht verfolgt werden. Sind jedoch Gegenſtände, welche dem Be⸗ 


ſchädigten durch die ſtrafbare Handlung entzogen worden, oder die aus ſolchen 


erlöſten oder angeſchafften Sachen in gerichtliche Gewahrſam gekommen, ſo iſt 
deren Herausgabe an den Betheiligten, falls ſie kein Dritter beanſprucht, in dem 
Strafurtheile zu verordnen. 


Auch foll die Ausmittelung des aus der ſtrafbaren Handlung = 
a- 


Schadens im Strafverfahren inſoweit erfolgen / als ſich dieſelbe bei Gelegenheit 
der für den Zweck der Unterſuchung erforderlichen Verhandlungen bewirken läßt. 
„ §. 10. | 

Rechtskräftige Strafurtheile, welche auf Schuldbekenntniß oder Beweis⸗ 
ng gegründet find, ſtellen auch für den Rechtsſtreit über die a 
Folgen der ſtrafbaren Handlung den Thatbeſtand und die Thäterſchaft gegen den 
Verurtheilten dergeſtalt feſt, 98 ein Gegenbeweis nicht ſtattfindet. 

Freiſprechende Urtheile des Strafrichters ſind für den bürgerlichen Richter 
nicht maaßgebend. 


Zweiter Titel. 
Von den Gerichten in Strafſachen. 


§. 11. 


Vor die Polizeigerichte gehört die Hauptverhandlung und Entſcheidung 1. Extennende 
in Anſehung aller Uebertretungen und derjenigen Vergehen, deren geſetzliche 11 eier 
Strafe nur in Freiheitsſtrafe von höchſtens ſechs Monaten oder Geldbuße von . Monuigeist; 

höchſtens fünfhundert Thalern, allein oder in Verbindung mit einander, beſteht. na 
Es macht dabei keinen Unterſchied, ob das Maaß der Strafe wegen Rückfalls 
überſchritten werden kann, oder neben der eigentlichen Strafe auf Konfiskation 
einzelner Gegenſtände, Einſperrung in ein Arbeitshaus oder Landes verweiſung zu 
erkennen iſt. ; 
a welche durch die Preſſe begangen worden, find von der Zu- 
ſtändigkeit des Polizeigerichts ausgenommen. 
$. 12. 
Die Polizeigerichtsbarkeit wird durch Einzelrichter wahrgenommen. 
Die Hauptverhandlung und Entſcheidung erfolgt, ſoweit das Geſetz nicht 
Ausnahmen beſtimmt, unter Mitwirkung zweier Schöffen als beiſitzender Richter, 
bei Vermeidung der Nichtigkeit. 
e Die Berufung zum Schöffenamte erfolgt nach den in der Anlage bei: 
gefügten Beſtimmungen. E 1 


Vor die aus drei Mitgliedern beſtehenden Strafkammern der Kollegiale, S 
gerichte erſter Inſtanz gehört die Hauptverhandlung und Entſcheidung in Anſehung: f 
A. aller Vergehen, inſoweit dieſelben nicht nach $. 11. von dem Polizei- 
gerichte abzuurtheilen find; 
B. der nachbenannten Verbrechen: 

1) des ſchweren Diebſtahls und der ſchweren Hehlerei (Strafgeſetzbuch 

FH. 218. und 238.), inſofern nicht Rückfall vorliegt; 
(Nr. 6704.) ; 2) des 
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2) des einfachen Diebſtahls und der einfachen Hehlerei in den Fällen 
der 68. 219. und 240. a. a. O.) 
3) der gewohnheitsmäßigen Hehlerei ($. 239. a. a. O.) 
C. aller Verbrechen ſolcher Perſonen, welche zur Zeit der That das ſechs⸗ 
zehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 5 


§. 14. 


e. ehmirgmiätt: Vor die aus fünf richterlichen Mitgliedern beſtehenden Schwurger ichts⸗ 
i Höfe gehört die Hauptverhandlung und Entſcheidung in Anſehung der Verbrechen, 
inſoweit nicht einzelne derſelben vom Geſetz einer anderen Zuſtändigkeit überwieſen find. 
Die Schwurgerichtshöfe verhandeln und entſcheiden, inſoweit nicht eine Er⸗ 
ledigung durch Schuldbekenntniß eintritt, unter Mitwirkung von zwölf Geſchworenen, 

bei Vermeidung der Nichtigkeit. N 


| $. 15. 
2% Erkennende Die Berufung geht: | 
= Paina Ju 1) von den Urtheilen, Beſchlüſſen und Verfügungen der Polizeigerichte 


ſtanz. an die Strafkammer; 
8 2) von den Urtheilen, Beſchlüſſen und Verfügungen der Strafkammern 
an die aus fünf Mitgliedern des Appellationsgerichts beſtehende 

Berufungs kammer. 


$. 16. 


Se bereitenden Verfahren (Ermittelungsverfahren) wirken mit: N 
5 Wen 1) bei jedem Kollegialgerichte erſter Inſtanz ein Unterſuchungs richter, und 


in den geſetzlich beſtimmten Fällen der Polizeirichter ; 8 

2) als beſchlußfaſſende Behörden: 

; die aus dem Unterſuchungsrichter und zwei anderen Mitgliedern des 
Kollegialgerichts erſter Inſtanz beſtehende Rathskammer. * Die- 
ſelbe iſt insbeſondere zur Entſcheidung berufen, wenn bei ihr gegen 
Anordnungen des Unterſuchungsrichters oder des Polizeirichters Ein⸗ 

5 ſpruch von Seiten der Staatsanwaltſchaft, des Beſchuldigten oder 

ANE eines anderen Betheiligten erhoben wird; 

oe die aus fünf e beſtehende Anklagekammer des Appel⸗ 

e lationsgerichts, welche insbeſondere über alle Berufungen gegen Be- 

5 ſchlüſſe der Rathskammer zu entſcheiden hat. 
Die Rathskammer und die Strafkammer, e die Anklagekammer 
und die Berufungskammer können aus denſelben Mitgliedern des Gerichts beſtehen. 


$. 17. 


Der Unterſuchungsrichter wird auf den Vorſchlag des Appellationsgerichts 
von dem Juſtizminiſter jedesmal auf Ein Jahr ernannt. 


. Geride in In der Vorunterſuchung und in dem die Erhebung der Strafklage vor⸗ | 


Ro 
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1 B Bedürfniß es erfordert, find von dem Präſidenten oder Direktor 

S AN llegialgerichts erſter Inſtanz andere Richter als ſtändige Vertreter des 
Anterſuchungsrichters zu beſtellen, unter welchen der letztere die Geſchäfte nach 

eigenem Ermeſſen vertheilt. f 


618: 


Der Unterſuchungsrichter ift befugt, den außerhalb des Ortes, an welchem 
das Kollegialgericht erſter Inſtanz ſeinen Sitz hat, beſtellten Polizeirichtern 
einzelne Handlungen der Vorunterſuchung, und auf den Antrag der Staatsan⸗ 
waltſchaft die ſelbſtſtändige Führung einer Vorunterſuchung aufzutragen. Letzteren 
Falls tritt der beauftragte Richter in unmittelbaren Geſchäftsverkehr mit der 
Staatsanwaltſchaft. 

$. 19. 

Der oberſte Gerichtshof erledigt die Nichtigkeitsbeſchwerden und anderen 4. Oberſte n 

in Gemäßheit dieſes Geſetzes an ihn gelangenden Rechtsangelegenheiten unter Gerſchtshof, 
Mitwirkung von ſieben Mitgliedern. : 


$. 20. 


Die Entſcheidungen, durch welche die Hauptverhandlung beendigt wird, er⸗ 5. Allgemeine 
folgen in Form eines Urtheils (Erkenntniſſes), alle anderen Entſcheidungen in Beſiimmüngen. 
der Geſtalt von Beſchlüſſen; dies gilt von den auf die Anterſuchungshaft be- 
züglichen Entſcheidungen ſelbſt dann, wenn ſie gleichzeitig mit dem rtheil be⸗ 
rathen und verkündet werden. f 


AR 
a 


§. 21. 


Bei allen Abtheilungen der Gerichte und bei den Schwurgerichtshöfen 
kommen die nachſtehenden Beſtimmungen zur Anwendung: 


1) Beſchlüſſe außerhalb der Hauptverhandlung werden in berathender Sitzung. 
auf den mündlichen Vortrag des Vorſitzenden oder eines von ihm er⸗ 
nannten Berichterſtatters, in der Rathskammer auf den Vortrag des 
Unterſuchungsrichters oder eines Vertreters deſſelben, gefaßt. 

2) Kein Urtheil und kein Beſchluß darf, bei Vermeidung der Nichtigkeit, 
unter Mitwirkung einer anderen als der geſetzlich vorgeſchriebenen Rihter- 
zahl erlaſſen werden. 

3) Die Urtheile und Beſchlüſſe werden nach der Mehrheit der Stimmen ge⸗ 
faßt. Der Berichterſtatter, wenn ein ſolcher ernannt iſt, ſtimmt zuerſt, 
der Vorſitzende zuletzt ab; im Uebrigen geſchieht die Stimmabgabe nach 
der umgekehrten Folgeordnung des Dienſtalters. Etwaige Vorfragen 


Ei find einzeln vor der Hauptſache, und die Feſtſetzung des Strafmaaßes 
8 erft nach beſchloſſener Anwendung des Strafgeſetzes zur Abſtimmung zu 


E bringen. Kein Richter darf fich der Stimmabgabe aus dem Grunde ent- 
ziehen, weil er bei einer vorausgegangenen Abſtimmung in der Minder⸗ 
heit geblieben iſt. Bilden ſich über die nämliche Frage mehr als zwei 
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gg 


verſchiedene Meinungen, deren keine die Mehrheit für ſich hat, ſo werden 


die dem Beſchuldigten nachtheiligſten Stimmen den zunächſt minder nach⸗ 
theiligen ſo lange hinzugerechnet, bis ſich eine Mehrheit ergiebt. Iſt es 
zweifelhaft, welche der Meinungen die nachtheiligere iſt, ſo muß hierüber 
beſonders abgeſtimmt werden. Eben daſſelbe kritt ein, wenn über die 
Stellung der Fragen oder über das Ergebniß der Abſtimmung eine 
Meinungsverſchiedenheit entſteht. 


$. 22. 


Beſchlüſſe, gegen welche Rechtsmittel ſtattfinden, müſſen mit Gründen ver⸗ 
ſehen ſein. 

Beſchlüſſe, welche außerhalb der Hauptverhandlung ergehen, follen von den 
Richtern, welche bei der Beſchlußfaſſung mitgewirkt haben, unterzeichnet werden. 


§. 23. 


. Origi Zur Hauptverhandlung, zu allen Beweiserhebungen und zu den Verhören 
ſchreiber. 


des Beſchuldigten in der Vorunterſuchung und im Ermittelungsverfahren muß 
ein vereideter Gerichtsſchreiber Behufs Aufnahme des Protokolls zugezogen werden, 
Hinſichtlich aller anderen Erklärungen, welche vor Gericht abzugeben ſind, genügt 
es, wenn das Protokoll von dem Richter allein, oder, infoweit nicht das Geſetz 
die Aufnahme durch einen Richter erfordert, von dem Gerichtsſchreiber allein 
aufgenommen wird. : 

Die Geſchäfte des Gerichtsſchreibers können auch durch einen Beamten, 
welcher bei dem Gerichte zu ſeiner Ausbildung für das Richteramt beſchäftigt 
wird, wahrgenommen werden. 5 


Dritter Titel. 


Von der Unfähigkeit der Richter und Gerichtsſchreiber zur Mitwirkung 
in einer Strafſache und von der Zuläſſigkeit ihrer Ablehnung. 


F. 24. 


nE Anfihig Unfähig, als Richter oder Gerichtsſchreiber in einer Strafſache mitzu⸗ 
eitsgründe. ` 


wirken, ift: ; 
1) wer mit dem Beſchuldigten in auf- oder abfteigender Linie, oder bis zum 
vierten Grade der Seitenlinie einſchließlich verwandt oder De Raa 
oder der Ehegatte, Verlobte, Vormund, Kurator, Pflege- oder doptiv⸗ 
vater, Pflege- oder Adoptivſohn des Be 

ſtandene Ehe wird bei Anwendung dieſer Vorſchrift einer noch beſtehenden 

gleich geachtet; ö 
2) wer durch die ſtrafbare Handlung, welche den Gegenſtand 1 E 
uchung 


ſchuldigten ift. Eine früher be- 


— ee 
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uchung bildet, unmittelbar verletzt worden iſt. Beleidigungen eines Ge⸗ 
richts enthalten eine derartige Verletzung in Bezug auf deſſen Mit⸗ 
glieder nicht 


3) wer in der Sache Rath oder ein Gutachten ertheilt hat; 


4) wer in der Sache als Zeuge oder Sachverſtändiger vernommen worden, 
oder als Polizeibeamter, als Beamter oder Vertreter der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft, als Vertheidiger oder als Dolmetſcher thätig geweſen ift; 


5) wer als Richter bereits in einer anderen Inſtanz an der Urtheilsfällung 
Theil genommen hat. 


Wenn ein Richter in der Inſtanz, in welcher er zur Mitwirkung bei der 
Artheilsfällung berufen ift, als Zeuge vorgeſchlagen wird, fo muß in allen Fällen 
vor ſeiner Vernehmung über die Erheblichkeit der Thatſache, worüber ſein Zeugniß 
verlangt wird, Beſchluß gefaßt werden. Der betheiligte Richter iſt von der Mit⸗ 
wirkung hierbei nicht ausgeſchloſſen, und ſeine Vernehmung bleibt ſelbſt dann, 
wenn die Erheblichkeit bejaht wird, ausgeſetzt, falls er zu gerichtlichem Protokoll 
auf ſeinen Dienſteid verſichert, daß ihm von jener Thatſache aus eigener Wiſſen⸗ 
ſchaft nichts bekannt ſei. 


§. 25. a 55 
In folgenden Fällen können Richter und Gerichtsſchreiber, von der Staats⸗ 2. Ablehnung, 
anwaltſchaft oder von dem Beſchuldigten, abgelehnt werden: gründe, De 


1) wenn fie mit dem Verteidiger des Beſchuldigten oder mit demjenigen, 
welcher durch die ſtrafbare Handlung unmittelbar verletzt worden ift, in 
auf⸗ oder abſteigender Linie verwandt oder verſchwägert, oder als Ge- 
ſchwiſter verwandt ſind; 
2) wenn durch den Ausgang der Sache ihr Privatintereſſe berührt wird; 
) wenn wegen ihrer Freundſchaft oder Feindſchaft mit dem Beſchuldigten 
oder aus anderen Gründen das Vertrauen in ihre Unbefangenheit be- 
einträchtigt iſt. 

Der Gerichtsſchreiber kann auch abgelehnt werden, wenn er mit dem Richter, 
welcher die Verhandlung zu leiten hat, in auf⸗ oder abſteigender Linie oder in der 
Seitenlinie bis zum vierten Grade einſchließlich verwandt oder verſchwägert, oder 
wenn er Pflege- oder Adoptivpater, Pflege- oder Adoptivfohn deſſelben iſt. 


$. 26. 


Im Falle der Unfähigkeit ($. 24.) muß fich der Richter oder Gerichts- 3, Saia, 5 
ſchreiber aller nn enthalten und wegen feiner Erſetzung durch eine a vonumtenegen 
andere Gerichtsperſon das Erforderliche unverzüglich veranlaſſen. ag? 


$. 27. 


Ein Richter, welchem ein bei ihm eintretender Ablehnungsgrund ($. 25.) 
(Nr. 6704.) 124* be⸗ 
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bekannt ift, muß denſelben dem mit der Sache befaßten Gerichte mittheilen. Von 
Seiten des Unterſuchungsrichters und des Polizeirichters geſchieht diefe Anzeige 
an die Rathskammer. 

Der Vorſitzende kann die Entbindung des Richters von feinen Verrichtungen 
verfügen, falls der betheiligte Richter ſelbſt auf ſeine Ausſchließung anträgt. Kommt 
dieſe Befugniß nicht zur Anwendung, ſo hat das Gericht in Abweſenheit des be⸗ 
theiligten Richters über deffen Ausſchließung Beſchluß zu faſſen. Läßt ſich bei 
einem Kollegialgerichte erſter Inſtanz die hierzu erforderliche Richterzahl aus den 
Mitgliedern deſſelben nicht herſtellen, ſo entſcheidet die Anklagekammer, oder wenn 
der Fal bei einem Appellationsgerichte vorkommt, der oberſte Gerichtshof. 

Die Berathung über die Ausſchließung eines Richters kann, auch ohne eine 
Anzeige von Seiten des letzteren, durch den Vorſitzenden, oder durch den Präſi⸗ 
Si oder Direktor des Gerichts, welchem dieſer Richter angehört, veranlaßt 
werden. 

Gerichtsſchreiber können in allen Fällen durch den Vorſitzenden, oder wenn 
ſie dem Unterſuchungsrichter oder Polizeirichter beigegeben ſind, durch dieſen Richter 
von der Mitwirkung ausgeſchloſſen werden. Im Möbrigen finden auf ſie die Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Paragraphen gleichfalls Anwendung. 


$. 28. 


b. in Bolge eines Wird gegen einen Richter oder Gerichtsſchreiber ein Ablehnungsgeſuch von 
lachen Seiten der Staatsanwaltſchaft oder des Beſchuldigten angebracht, fo ift daſſelbe, 
geeigneten Falls nach vorgängiger Anhörung des Auszuſchließenden, auf die im 
vorhergehenden Paragraphen bezeichnete Weiſe zu erledigen. Der Vorſitzende kann 
jedoch das Ablehnungsgeſuch ohne Weiteres zurückweiſen, falls ein geſetzlicher Un⸗ 
felt i. oder Ablehnungsgrund nicht angeführt oder nicht unter Beweis ge⸗ 
ellt ift. 
5 Auf ein Ablehnungsgeſuch, welches erſt in der Hauptverhandlung in Be⸗ 
zug auf die mitwirkenden Gerichtsperſonen angebracht wird, iſt keine Rückſicht zu 
nehmen, wenn es nicht vor dem erſten Vortrage der Anklage, oder in den höheren 
Inſtanzen vor dem Vortrage des Berichterſtatkers begründet worden iſt. 


$. 29. 


Die über Ablehnungsgeſuche getroffenen Entſcheidungen unterliegen einer 
Anfechtung durch Rechtsmittel nicht, unbeſchadet der Befugniß, die Rechtsbeſtändig⸗ 
keit des unter Mitwirkung des abgelehnten Richters oder Gerichtsſchreibers er- 
gangenen Urtheils anzugreifen. Daraus, daß eine Gerichtsperſon zu Unrecht aus⸗ 
geſchloſſen worden ſei, kann ein Grund zur Anfechtung des Urtheils nicht ent- 
nommen werden. a | 


$. 30. 


4. Allgemeine Die Handlungen eines unfähigen Richters oder Gerichtsſchreibers find 
Sefimmung. nichtig. Durch das Vorhandenſein eines bloßen Ablehnungsgrundes darf fich eine 
: Gerichtsperſon nicht abhalten laffen, die ihr obliegenden, keinen Aufſchub geſtatten⸗ 
den Verrichtungen wahrzunehmen. Das Gericht, welches über die Ausſchließung 
A 


zu be „falls dieſelb gt, gleichzeitig verordt 1) daß die 
Mitwirken er ausgeſchloſſenen Gerichtsperſon o. en Unterfud Be 1 
lungen, ſoweit es geſchehen kann, zu wiederholen ſeien. 5 f, 


2 


Vierter Titel, 
Von der Staatsanwaltſchaft. 


. 31. 
Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werden wahrgenommen: a 
ton der 


1) bei dem oberſten Gerichtshof durch einen General-Staatsanwalt und antatt 
deffen Vertreter / 2 


2) bei den Appellationsgerichten durch einen Ober- Staatsanwalt und deſſen 
Vertreter 


3) bei den Kollegialgerichten erſter Inſtanz durch leinen Staatsanwalt und 
deſſen Vertreter; 


4) bei den Polizeigerichten durch einen Polizeianwalt. 


F. 32. 


Die Geſchäfte des Polizeianwalts können von dem Juſtizminiſter einem 
Beamten der Staatsanwaltſchaft bei dem Kollegialgerichte erſter Inſtanz oder 
einem bei dem Polizeigerichte neben dem a den angeſtellten oder befehäftigten 

richterlichen Beamten, oder auch einem in der Ausbildung 1 5 das Richteramt 
begriffenen Beamten widerruflich übertragen werden. 
E Inſoweit diefe Befugniß nicht zur Anwendun kommt, erfolgt die Er⸗ 
nnennung des Polizeianwalts kommiſſariſch durch den egierungspräſidenten, nach 
i Anhörung des Ober-Staatsanwalts. 

. der Gemeindeverwaltung (Bürgermeiſter) am Sitze des Polizei⸗ 
gerichts ſind verpflichtet, die Verrichtungen eines Polizeianwalts gegen eine, von 
den Gemeindeverbänden des Polizeigerichtsbezirks zu gewährende, von der Auf- 
e Teltnnfegende Entſchädigung zu W 


$. 33. e 
Sämnttliche Beamte der Staatsanwaltſchaft haben den Anweiſungen = 
Vorgeſetzten Folge zu leiſten. 
© Die Auffichtsführung ſteht zu: 
dem Juſtizminiſter über alle Beamten der Staatsanwaltſchaft, 


dem Ober-Staatsanwalt über ſämmtliche Beamte der Stautsamaltiaft in im > 
Sprengel des eee . Be, 
$ Nr 6704.) zig ` ES dem 5 


i; „ 


dem Staatsanwalt über fünmtliche Beamte der Staatsanwaltſchaft in 
Sprengel des Kollegialgerichts erſter Jnftang ` 


$. 34. 


| „Der vorgeſetzte Beamte der Staatsanwaltſchaft iſt jederzeit beuge einzelne 
Geſchäfte eines ihm untergebenen Beamten ſelbſt zu übernehmen oder urch einen 
anderen Beamten ſeines Amtsbezirks verſehen zu laſſen. 


$. 35. 


Tritt im Laufe einer Sitzung oder in Bezug auf Angelegenheiten, die 
keinen Aufſchub geſtatten, die Verhinderung eines Beamten der Staatsanwalt- — 
ſchaft ein, fo hat nöthigenfalls der Vorſtand des Gerichts einen Richter mit den 
Vertretung zu beauftragen. ; 

$. 36. 


. Amis Die Staatsanwaltſchaft iſt in ihren Amtsverrichtungen von den Gerichten 32 
ichtungen der 5 ; i 
Staatsanwalt⸗ unabhängig. 5 5 ? $ 

R Sie hat darüber zu wachen, daß bei dem Strafverfahren den geſetzlichen 
Vorſchriften überall genügt werde. Be 
Sie kann bezüglich aller Handlungen der Unterſuchung und in jeder Lage 
der Sache die ihr erforderlich ſcheinenden Anträge ſtellen. Auf jeden Antrag der⸗ 
ſelben muß richterliche Verfügung oder Beſchlußnahme erfolgen. i 


§. 37. 


Die Staatsanwaltſchaft hat die Befugniß, bei allen polizeilichen und ge⸗ 
richtlichen Unterſuchungsverhandlungen egenwärtig zu ſein, und von allen poli⸗ 
zeilichen und gerichtlichen Akten, welche fh auf einen zu ihrem Geſchäftskreis ge- 

hörigen Gegenſtand beziehen, Einſicht zu e Sie kann die Mittheilung der 
gerichtlichen Unterſuchungsakten jederzeit verlangen. . 


6. 38. 


3. Ablehnung Ueber Ablehnungsgeſuche gegen Beamte der Staatsanwaltſchaft hat der 
vorgeſetzte Beamte zu entſcheiden. i e 
R Mit der hieraus fich ergebenden Maaßgabe findet der §. 26. und der erſte 
Abſatz des $. 27. auch auf Beamte der Staatsanwaltſchaft Anwendung. r 


| Fünfter Titel. „ 
Von der ortlichen Zuſtändigkeit der Gerichte und der Staatsanwaltſchaft. 
8 8 §. 39. . 


en Der Gerichtsstand ift gleichmäßig begründet; ee 
me j) bei dem Gerichte des Sprengels, in welchem die ſtrafbare Handlung be 


y a = 5 943 — % % 

| ändiſchen Gerichte, welches dem Orte der That zunächſt belegen ift. Ge 
hören mehrere Handlungen zum Thatbeſtande und ſind dieſelben in ver⸗ 
ſchiedenen Sprengeln begangen, ſo iſt das Gericht eines jeden dieſer 
Sprengel zuſtändig 


2) bei dem Gerichte des Sprengels, in welchem der Beſchuldigte wohnt, oder 
fih gewöhnlich aufhält, und wenn derſelbe im Inlande keinen Wohnſitz 
oder ee e Aufenthaltsort hat, bei dem Gerichte, in deffen Sprengel 
er ſich auch nur vorübergehend aufhält; l 


3) bei dem Gerichte des Sprengels, in welchem der Beſchuldigte ergriffen wird. 


Hinſichtlich der auf Preußiſchen Seeſchiffen in offener See oder in aus⸗ 
ländiſchen Häfen und Gewäſſern begangenen ſtrafbaren Handlungen iſt derjenige 
Inlandshafen, aus welchem das Schiff zuletzt ausgelaufen war, und derjenige, 
welchen es nach der That zuerſt erreicht hat, gleichmäßig als Begehungsort der 
letzteren anzuſehen. 

F. 40. 


Iſt in 6 0 9 5 des F. 39. der Gerichtsſtand bei mehreren Gerichten be- 
gründet, ſo erfolgt die Unterſuchung und Entſcheidung durch dasjenige derſelben, 
bei welchem die Staatsanwaltſchaft die Strafklage zuerſt erhoben hat. 


So lange jedoch ein Urtheil erſter Inſtanz nicht ergangen iſt, kann die 


Sache durch Beſchluß des höheren Gerichts ($. 42.) auf einen der anderen Ge- 
richtsſtände übertragen werden, ſofern dies mit Rückſicht auf den Wohnort der 
zu vernehmenden Zeugen oder ſonſt zur Erleichterung des Verfahrens als zweck⸗ 
mäßig erſcheint. 
$. 41. 


In h Fällen muß an Stelle des an ſich zuſtändigen Gerichts das 
leichſtehende Gericht eines anderen, möglichſt nahe belegenen Sprengels mit der 
Unterſuchung und Entſcheidung beauftragt werden: : 
J) wenn wegen irgend eines Hinderniſſes eine Sache bei dem erſteren Ge- 
richt nicht erledigt werden kann; 


2) wenn von der Verhandlung bei demſelben eine Störung der öffentlichen 
Ordnung zu befürchten ift; a 

3) wenn gegründete Beſorgniß vorliegt, daß die bei dieſem Gerichte zur 
Mitwirkung berufenen Geſchworenen für die beſondere Sache der genügen- 
den Unbefangenheit entbehren würden. l 


F. 42. 

Die Faſſung der in dem vorhergehenden Paragraphen und in dem zweiten 
Abſatze des Y. 40, vorgeſehenen Beſchlüſſe erfolgt, wenn fich Gerichte des nämlichen 
Appellationsgerichtsbezirks in ihren Verrichtungen ablöſen ſollen, durch die 
Anklagekammer dieſes Appellationsgerichts, in allen anderen Fällen durch den 
(Nr. 6704 oberſten 


`~ 


angen ift, und wenn fie im Auslande begangen ift, bei demjenigen in- 


die Staatsanwaltſ chaft b 


7 


ung der Vorunterſuchung und des Haupt. 
ihre örtliche Zuſtändigkeit von Amtswegen zu prüfen. Dagegen dürfen 
klärung dieſer Art 


4 
v 


ES Der Angefchuldigte muß, wenn er das Gericht in der gedachten Beziehun 
für unzuſtändig erachtet, dieſe Einrede, bei Verluſt We bei ſeiner erſten nach 
erhobener Strafklage ſtattfindenden verantwortlichen ernehmung, und falls die⸗ 
ſelbe erft in der Hauptverhandlung erfolgt, vor dem Beginne des Beweisverfahrens 
geltend machen. In der Vorunterſuchung wird darüber im Wege der Beſchluß⸗ 
fan entſchieden. Iſt die Einrede durch einen endgültigen Beſchluß verworfen 
worden, ſo iſt damit die örtliche Zuſtändigkeit des Gerichts auch für die Haupt⸗ 
verhandlung und Urtheilsfällung feſtgeſtellt. Ei 


§. 45. 


i e Anterſuchungsverhandlungen eines unzuſtändigen Gerichts find aus dieſem 
ung ven Grunde allein nicht ungültig, vorbehaltlich der Befugniß des zuständigen Gerichts, 


Ge eine Wiederholung oder Ergänzung derſelben zu veranlaſſen. 


$. 46. = 


ändige » Die Zuſtändigkeit der Beamten der Staatsanwaltſchaft beſtimmt ſich nach 
kaut, derjenigen des Gerichts, bei welchem fie angeſtellt find. In Bezug auf Hande 
lungen, die keinen Aufſchub geſtatten, ift ein jeder Beamte der Staatsanwaltſchaft 
zuſtändig, in deſſen Amtsbezirke ſolche vorzunehmen ſind. 8 


Sechster Titel. 


5 Von der Regelung der fachlichen Zuſtaͤndigkeit der Polizeigerichte, 
A Strafkammern und Schwurgerichtshoͤfe. 


$. 47. 


Der Richter hat in jeder Lage des 8 von Amtswegen zu prüfen, 
ob der Gegenſtand der Unterſuchung in den Kreis ſeiner ſachlichen Zuſtändigkeit 

falle. Nach Eröffnung des Hauptverfahrens darf jedoch eine Unzuſtändigkeitss⸗ 

erklärung dieſer Art niemals aus dem Grunde e weil die Sache vor ein 

Gericht geringerer Zuſtändigkeit gehöre. Einen ſolchen Ausſpruch hat par oiea 

> 5 Die 


F. 48. 


Diefes Urtheil ($. 47.) wird hinſichtlich - feiner Wirkungen eben fo ange- 
jehen, wie ein das Hauptverfahren vor dem darin e Richter eröffnen⸗ 


der Verweiſungsbeſchluß der zuſtändigen Raths⸗ oder Anklagekammer. Daſſelbe 
iſt unmittelbar nach der Verkündung von Amtswegen demjenigen Beamten der 
Staatsanwaltſchaft nebſt den Verhandlungen mitzutheilen, welchem nach Inhalt 
deſſelben die Abfaſſung der Anklageſchrift obliegt (§. 87.). Derſelbe ift zur Cin- 
legung der Nichtigkeitsbeſchwerde befugt; im Uebrigen findet ein Rechtsmittel 
gegen das Urtheil nicht ſtatt. ; 
Hat jedoch das Polizeige richt feine Unzuſtändigkeit deshalb ausgeſprochen, 
weil die Sache vor den Schwurgerichts hof gehöre, fo wird das Urtheil lediglich 
dem im zweiten Abſatze des F. 81. ee Beſchluſſe der Rathskammer 
gleichgeachtet. Wenn demnächſt die Anklagekammer dahin entſcheidet, daß das 
Hauptverfahren wiederum vor dem Polizeigerichte zu eröffnen ſei, ſo hebt ſie 
gleichzeitig das Unzuſtändigkeitsurtheil auf, und verweiſt die Sache geeignetenfalls 
vor ein anderes Polizeigericht. 


F. 49. 
In allen Fällen, in denen die Zuſtändigkeit von einer rechtlichen Beur⸗ 


= theilung abhängt, ift die von dem oberſten Gerichtshof erlaſſene Entſcheidung, 


gleichviel, ob fie im Wege der Urtheilsfällung oder der Beſchlußfaſſung ergangen 
iſt, in der Art maaßgebend, daß das Gericht, welchem die Sache zugewieſen ift, 

ſich nicht im Widerſpruche mit den von jenem Gerichtshof feſtgeſtellten Rechts⸗ 
grundſätzen für unzuſtändig erklären darf. 


Siebenter Titel. 


Von der Behandlung zuſammenhaͤngender Strafſachen. 


$. 50. | 
Ein Zuſammenhang zwifchen mehreren Straffachen ift vorhanden; au 
$ t j hängen 
1) wenn 15 nämliche Perſon verſchiedener ſtrafbarer Handlungen beſchul⸗ ſechen. 
digt wird; „„ 
Jahrgang 1867. (Nr. 6704.) 125 $ 2) wenn a 
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2) wenn verſchiedene Perſonen als Thäter, Theilnehmer oder Begünſtiger 
einer ſtrafbaren Handlung oder als Hehler beſchuldigt werden. 


8 §. 51. 

| 2. Suläffigteit Zuſammenhängende Strafſachen (F. 50.) können Behufs der gleichzeitigen 
Be een Unterſuchung und Entſcheidung mit einander vereinigt werden. 

N a Zu dieſem Behufe können auch Fälle dieſer Art, welche einzeln betrachtet 


vor die Gerichte verſchiedener Sprengel gehören würden, vereinigt vor eines der⸗ 
ſelben gebracht werden. 
$. 52. 


Von dem Eintritt einer ſolchen Vereinigung ab iſt der ſchwerſte unter den 
verbundenen Straffällen für das Verfahren in allen anderen, namentlich für die 
ſachliche Zuſtändigkeit maaßgebend. 


$. 53. 


J. Berſahrungs⸗ Die Vereinigung zuſammenhängender Strafſachen tritt entweder von felbit, 
meife bei diefe indem die Staatsanwaltſchaft bei Erhebung der Strafklage von den Befug⸗ 
Beeinigung. niſſen des §. 51. Gebrauch macht, oder auf Grund einer Anordnung des Ge— 
richts ein. 

$. 54. 


= Jedes Gericht it, auch von Amtswegen, befugt, bei ihm anhängige, 
bisher getrennte Strafſachen auf Grund ihres Zuſammenhanges zu vereinigen. 
Der Strafkammer ſteht dies auch in Anſehung von Strafſachen zu, welche theils 
bei ihr, theils bei einem Polizeigerichte ihres Sprengels anhängig ſind. 

Dieſe Befugniſſe werden im Hauptverfahren vom Vorſitzenden, in An⸗ 

ſehung von Vorunterſuchungen vom Unterſuchungsrichter ausgeübt. 

Die Vereinigung einer bei der Strafkammer oder dem Polizeigerichte an- 
hängigen Sache mit einer vor den Schwurgerichtshof verwieſenen kann nur in 
dem für die Verweiſung einer Sache vor den Schwurgerichtshof vorgeſchriebenen 
Verfahren en n. ar das Verfahren vor der Strafkammer oder dem Yo- 
lizeigerichte dur D 


e 
h Beſchluß der Rathskammer eröffnet worden, ſo bedarf es einer 
nochmaligen Beſchlußfaſſung derſelben (F. 81. Abſ. 2.) nicht. 


$. 55. 

Sind die zuſammenhängenden Straffälle bei den Gerichten verſchiedenen 
Sprengel anhängig gemacht, ſo kann ihre Vereinigung nur durch einen Beſchluß 
des höheren Gerichts (F. 42.) erfolgen. 

Zur Vereinigung von Vorunterſuchungen bedarf es eines ſolchen Beſchluſſes 
nicht, wenn die ab ae Unterſuchungsrichter über die Zuläſſigkeit und 
Zweckmäßigkeit dieſer Maaßregel und über dasjenige Gericht, bei welchem ſie in 
Ausführung zu bringen ſei, unter ſich und mit der Staatsanwaltſchaft einver- 5 


ſtanden ſind. on 
Kommt 


Den 5 
Kommt es auf eine Vereinigung der im letzten Abſatze des G. 54. bezeich⸗ 


neten Art an, fo ift zu der Beſchlußfaſſung die Anklagekammer, in deren Sprengel 


der Schwurgerichtshof belegen iſt, auch dann zuſtändig, wenn die anderen Straf⸗ 
ſachen bei dem Gerichte eines anderen Appellationsgerichtsbezirks anhängig ſind. 


$. 56. 


Es können auch Straffachen, zwifchen denen ein Zuſammenhang im Sinne 4. Verfahren, 
des H. 50. nicht beſteht, aus Gründen der Zweckmäßigkeit mit einander vereinigt Yan aus 
werden, ſofern dadurch keine dieſer Sachen an einen Gerichtsſtand gebracht wird, anderen Grin 
welchem fie einzeln betrachtet nicht hätte überwieſen werden können. Dieſe Ver⸗ Im dwetmeßg 
einigung ſetzt ſtets eine ausdrückliche richterliche Anordnung voraus, auf welche 
die Beſtimmungen der $$. 54. und 55. Anwendung finden. 


$. 57. 


Wenn die gleichzeitige Verhandlung und Entfcheidung fich als nicht aus⸗ 5. Mieeauf 
führbar oder als nicht zweckmäßig herausſtellt, ſo kann die Vereinigung wieder ai e 
aufgehoben werden. 


Das Recht, dieſe Trennung anzuordnen, ſteht ſowohl der Rathskammer 
oder Anklagekammer bei Eröffnung des Hauptverfahrens, als auch dem Gerichte 
in der Hauptverhandlung zu. Es kann auch im Laufe der Vorunterſuchung und 
im Hauptverfahren außerhalb der Hauptverhandlung durch einen nach Anhörung 
der Staatsanwaltſchaft zu faſſenden Beſchluß jene Anordnung getroffen werden, 
jedoch nur dann, wenn die Vereinigung nicht durch den Beſchluß eines höheren 
Richters herbeigeführt worden war; entgegengeſetzten Falls kann nur dieſer 
Richter die Trennung beſchließen. : 


Nach erfolgter Aufhebung der Vereinigung ſind die verſchiedenen Straf- 
fälle bei demjenigen Richter weiter zu verhandeln, vor welchen ſie einzeln be⸗ 
trachtet nach Lage des Verfahrens gehören. 


$. 58. 


Liegen gegen den nämlichen Beſchuldigten mehrere ſtrafbare Handlungen 6. Berupen g 
vor, und fällt ein Theil derſelben dergeſtalt ins Gewicht, daß die Feſtſtellung a ie 
der übrigen Straffälle vorausſichtlich eine wefentliche Erhöhung der Strafe nicht ae 
ur Folge a würde, fo kann die Verfolgung der letzteren einſtweilen ruhen 
1 ach erhobener Strafklage beſchließt hierüber auf den Antrag der 
Staatsanwaltſchaft das Gericht. 

Ueber die Wiederaufnahme der Verfolgung entſcheidet das Ermeſſen der 
Staatsanwaltſchaft; diefe muß jedoch, wenn die vorläufige Einſtellung durch 
gerichtlichen Beſchluß erfolgt ift, die endgültige Erledigung derjenigen Straffälle 
abwarten, hinſichtlich deren das Verfahren fortgeſetzt worden iſt. ; 


(Nr. 6704.) 125* Ach⸗ 


Von dem Gange des dem Hauptverfahren vorausgehenden Verfahrens. a 


Erſter Abſchnitt. 


Von der Erforſchung und Anzeige ſtrafbarer Handlungen und von 
dem Ermittelungs verfahren. i 


$. 59. 


Den Polizeibehörden und den anderen Sicherheitsbeamten liegt die Ber- 
pflichtung ob, ſtrafbaren Handlungen nachzuforſchen und auf die erlangte erſte 
enntniß von einer ſtrafbaren Handlung alle keinen Aufſchub geſtattenden Wn- 
ordnungen zu treffen, welche erforderlich ſind, um die Verdunkelung der Sache 
und die Flucht der Thäter zu verhüten und die Spuren und Gegenſtände der 
That unverändert zu erhalten. 
Die Anzeigen und Verhandlungen ſind ohne Verzug dem zur Erhebung 
der Strafklage zuſtändigen Beamten der Staatsanwaltſchaft zu überſenden. 


$. 60. 


Alle anderen öffentlichen Behörden einſchließlich der Gerichte find ver⸗ 5 
pflichtet, von ſtrafbaren Handlungen, welche amtlich zu ihrer Kenntniß kommen, 
dem zuſtändigen Beamten der Staatsanwaltſchaft ſogleich Mittheilung zu machen 
und ihm alle darauf bezüglichen Verhandlungen mitzutheilen. 


§ 61. 


Anpeigenon Die Anzeige ſtrafbarer Handlungen von Seiten einer Privatperſon kann 
atperfonen. hei der Staatsanwaltſchaft und den Polizeibehörden ſchriftlich oder mündlich er⸗ 
folgen. In dem letzteren Falle muß darüber ein Vermerk aufgenommen werden. 
x Halt die Staatsanwaltſchaft die gerichtliche Vernehmung des Anzeigenden 
fir erforderlich, fo erfolgt das Verhör auf ihr Erſuchen durch den Polizeirichter. 
Hierbei. ift der Anzeigende über alle Umſtände, welche auf feine perſönliche Glaube 
würdigkeit und die Wahrſcheinlichkeit feiner Anzeige von Einfluß ſind, ſowie über 
die etwa vorhandenen Beweismittel, nach Befinden auch über die Beweggründe 
ſeiner Anzeige, zu befragen, und auf die Strafen der wiſſentlich falſchen Wns 
ſchuldigung hinzuweiſen. i en 
| $. 62. „ 
Die Aufklärung des Thatbeſtandes, die Erforſchung der Beweise für die 
Thäterſchaft, und die ſonſt zur Vorbereitung der Strafklage erforderlichen Schritte 
liegen der Staatsanwaltſchaft ob. f 1 
TN Dieſelbe kann zu dieſem Behufe von allen öffentlichen Behörden Auskunft 
verlangen und Ermittelungen jeder Art, jedoch mit Ausſchluß eidlicher Verne 
5 . Cr mun⸗ 


Ermitte⸗ 
) berfahren. 


(eiſtung oder Beiſtand verlangen. 


den würde. 


die Strafklage zu erheben, ſo hat ſie 


mungen, entweder ſelbſt vornehmen oder durch die Polizeibe yeranlaffen 
welche dem Erſuchen der Staatsanwaltſchaft Folge zu leiſten verpflichtet find. 
In dringenden Fällen kann letztere von jedem Polizeibeamten unmittelbar Hülfe⸗ 


5 Auch nach erhobener Strafklage kann die Staatsanwaltſchaft ihre ge- 

dachten Befugniſſe noch ausüben. Zu Beſchlagnahmen und Hausſuchungen darf 
ſie jedoch von dem genannten Zeitpunkt ab nur dann ſchreiten, wenn neue Ver⸗ 
dachtsgründe, welche dies Einſchreiten erfordern, unter ſolchen Umſtänden zum 
Vorſchein kommen, daß der Erfolg deſſelben durch die vorgängige Antretung des 
Richters vorausſichtlich vereitelt werden würde. 


$. 63. 

Hält die Staatsanwaltſchaft es für erforderlich, daß die Einnahme des 
1 0 an Augenſcheins, insbeſondere die Beſichtigung und Oeffnung einer 
teiche, oder die gerichtliche Vernehmung des Beſchuldigken, eines Zeugen oder 
Sachverſtändigen erfolge, ſo kann ſie den Polizeirichter des Sprengels, in welchem 
die Handlung vorzunehmen iſt, darum erſuchen. : 
Der angegangene Richter hat dem Antrage zu genügen. Inwiefern zu 
der beantragten Vereidung eines Zeugen oder Sachverſtändigen zu ſchreiten fei, 
hat er ſelbſt zu ermeſſen. Seine Thätigkeit hört auf, ſobald der Antrag erledigt 
oder zurückgezogen iſt. 
à Die Staatsanwaltſchaft kann von dieſen Befugniſſen auch nach erhobener 
Strafklage einen Gebrauch machen, falls ohne denſelben das betreffende Beweis- 

mittel verloren gehen würde. 5 

5 $. 64. ü 


So oft Gefahr im Verzuge obwaltet, hat der Polizeirichter die Anträge 
der Staatsanwaltſchaft nicht erft abzuwarten, ſondern in jeder Lage der Sache 
von Amtswegen alle diejenigen Beweiserhebungen, Verhaftungen oder ſonſtigen 
Anordnungen vorzunehmen, deren Erfolg durch längeren Aufſchub vereitelt wer⸗ 


$ Die Verhandlungen find demnächſt unverzüglich dem zuſtändigen Beamten 
der Staatsanwaltſchaft zu überſenden. 


D $. 65. 
Wenn die Staatsanwaltſchaft einen ihr zugegangenen Antrag auf Be- 4 v 
marag oder die ſonſtige Anzeige eines Betheiligten nicht dazu angethan findet, Dr, 7 


den Antragſteller oder Betheiligten unter aue et 
' Antr 


Angabe der Gründe zu beſcheiden. 
Zweiter Abſchnitt. 
Von der Vorunterſuchung. 
| | . 66. 1 
Dier Verweisung eines Beſchuldigten vor den Schwurgerichtshof muß eine 1. 
Vorunterſuchung vorausgehen, unbeſchadet der Beſtimmungen des Y. 48. Jn i 
(Nr. 6704.) 5 ; 


— 90 — 


In polizeigerichtlichen Straffällen findet eine Vorunterſuchung niemals, und 
in Sachen, welche vor die Strafkammer gehören, nur dann ſtatt, wenn die Staats⸗ 
anwaltſchaft dies aus beſonderen, ihrer Erwägung unterliegenden Gründen für 
nöthig erachtet. ö 


$. 67. 


2. Antrag auf Die Vorunterſuchung wird auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft von 
= an dem Unterſuchungsrichter eingeleitet. Dieſer Antrag muß die Perſon, gegen 
At "welche, und die That, wegen welcher die Vorunterſuchung geführt werden foll, 
bezeichnen. Er kann nur in Gemäßheit eines Beſchluſſes der Rathskammer und 
blos in folgenden Fällen zurückgewieſen werden: 


1) wenn das Gericht in örtlicher Beziehung nicht zuſtändig, oder die Ge⸗ 
richtsbarkeit der ordentlichen Gerichte überhaupt ausgeſchloſſen iſt / 


2) wenn die Sache vor das Polizeigericht gehört und hieran, auch durch 
a UNS mit einer anderen Sache ($. 50.), nichts geändert 
wird; 

3) wenn das Geſetz die Verfolgung der That oder der Perſon von dem 
rechtzeitigen Antrage des Verletzten, von einer Ermächtigung oder von 
einer Zuſtimmung abhängig macht, und dieſe Vorbedingung nicht er⸗ 
füllt iſt / ; 

4) wenn die That verjährt ift, oder ihrer Verfolgung eine rechtskräftige Ent⸗ 
ſcheidung im Wege ſteht. 


$. 68. 


3. Gegenftand Der Gegenſtand der Vorunterſuchung wird durch den Antrag (Y. 67.) Be- 
i 1 ſtimmt; fie bewegt fich jedoch innerhalb dieſer Begrenzung in dem ihr durch den 
SE $.4. 5 Umfange. 
ichtet fih im Laufe der Vorunterſuchung der Verdacht gegen eine an⸗ 
dere als die in dem Antrage bezeichnete Perſon, oder ftellen ſich Anzeigen dafür 
heraus, daß mit dem Gegenſtande der Vorunterſuchung noch andere ſtrafbare 
handlungen im Zuſammenhange ſtehen ($. 500), ſo ſind die Verhandlungen der 
taatsanwaltſchaft zur anderweiten Antragſtellung vorzulegen. Bei obwaltender 
Gefahr im Verzuge hat der Unterſuchungsrichter nach F. 64. zu verfahren. 


Ess $. 69. 
4. Zweck der⸗ Zweck der Vorunterſuchung iſt: die Grundlage dafür zu gewinnen, ob zur 
9 Hauptverhandlung zu ſchreiten, oder die weitere Verfolgung einzuſtellen ſei. Zu 


dieſem Behufe müſſen nicht blos das Daſein und die Beſchaffenheit der angezeigten 
rafbaren Handlung, ſondern auch die weſentlichen, fin und wider den An⸗ 
eee ſprechenden Thatſachen und Beweismittel erforſcht und feſtgeſtellt 
werden. 
Der Angeſchuldigte iſt nicht berechtigt, den Verhandlungen der Vorunter⸗ 
ſuchung anzuwohnen; er foll aber, falls er nicht flüchtig iſt, vernommen 7 
8 un 


951 — 5 . 
und es müſſen ſeine Anführungen, inſoweit ſie für den Zweck der Vorunterſuchung 
für erheblich zu erachten find, berückſichtigt werden. Iſt derſelbe geſtändig, fo 

kann von einer weiteren Beweisaufnahme über ſeine Thäterſchaft abgeſehen wer⸗ 

den; es bedarf jedoch auch in dieſem Falle einer Feſtſtellung des Thatbeſtandes. 


$. 70. 


Der Unterſuchungsrichter hat nach eingeleiteter Vorunterſuchung die Ver⸗ 5. Verſah⸗ 
pflichtung, bis zur ie ihres Zwecks alle hierzu erforderlichen Mittel von Ante 
mtswegen in Anwendung zu bringen, und ift in Bezug auf die Mrt feines rigters 
Vorſchreitens an die etwaigen Anträge der Staatsanwaltſchaft nicht gebunden. 155 
Er hat jedoch die Staatsanwaltſchaft, falls er ohne deren Antrag einen Haft⸗ 
befehl gegen den Angeſchuldigten erläßt, hiervon zu benachrichtigen, auch derſelben 
wo möglich Gelegenheit zu geben, der Einnahme des Augenſcheins oder anderen 
an Ort und Stelle ſtattfindenden Unterſuchungshandlungen anzuwohnen. 


$. 71. 


Der Unterſuchungsrichter erläßt alle ergehenden Verfügungen und Vor⸗ 
ladungen in ſeinem Namen. 

Die Mitwirkung der Rathskammer tritt nur in den vom Geſetz bezeich⸗ 
neten Fällen, insbeſondere da ein, wo daſſelbe die Faſſung eines gerichtlichen Be⸗ 
ſchluſſes vorſchreibt. i 


Ge 


Der Unterſuchungsrichter kann auch Perſonen zu ihrer Vernehmung vor 
ſich laden, die im Sprengel eines anderen Unterſuchungsrichters wohnen. Es iſt 
jedoch der letztere um die Vernehmung zu erſuchen, wenn deren Zweck durch ihn 
mit geringerem Koſtenaufwand erreicht werden kann. Eine Verſendung der Un- 
terſuchungsakten iſt in dieſem Falle nur dann zuläſſig, wenn eine Darſtellung des 
e nies aus beſonderen Gründen nicht dazu ausreicht, dem erſuchten 
Richter die erforderliche Anleitung zu gewähren. Die von dem erſuchten Richter 
aufgenommenen Verhandlungen ſind in Urſchrift dem erſuchenden Richter zu 
überſenden. 

In dringenden Fällen kann der unterſuchungführende Richter auch ſelbſt 
Unterſuchungshandlungen in dem Sprengel eines anderen Unterſuchungsrichters 
vornehmen; er ift jedoch verpflichtet, hiervon den Vorſtand des betreffenden Ge- 
richts im Voraus zu benachrichtigen. 


8 
Der Unterſuchungsrichter hat das Recht, ſich zur Vornahme von Nach⸗ 1 
fiene oder zur Ausführung einzelner Maaßregeln, namentlich von Haus⸗ ; 
ſuchungen, der Hülfe oder des Beiſtandes der Polizeibehörden zu bedienen. 
In dringenden Fällen kann er ſich zu demſelben Zweck an jeden Polizei⸗ 
beamten unmittelbar wenden. 
(Ar, 6704) ` $. 74. 


8 Nach Abſchluß der Vorunterſuchung erfolgt die Abgabe der Verhand⸗ 
lungen an den Staatsanwalt. Der verhaftete Angeſchuldigte ift hiervon zu be 
nachrichtigen. 25 


Dritter Abſchnitt. 0 


5 Von der Prüfung der Ergebniſſe der Vorunterſuchung und von der 
5 Eröffnung des Hauptverfahrens. d 


§ 75. 


Allgemeine Die Eröffnung des Hauptverfahrens erfolgt, wenn eine Vorunterſuchung 
mmng. vorausgegangen iſt, durch die Rathskammer oder Anklagekammer), andernfalls 
bdaurch den für die Hauptverhandlung zuſtändigen Richter. 


$. 76. 


Als Grundlage für das Hauptverfahren dient eine von der Staatsanwalt⸗ 

o abzufaſſende Anklageſchrift. Dieſelbe muß den Angeſchuldigten benennen, 
effen perſönliche Verhältniſſe angeben, in Kürze das Sachverhältniß darſtellen, 
auf welchem die Anſchuldigung beruht, und die ſtrafbare Handlung, worauf dieſe 

gerichtet ift; bezeichnen. Aus dieſer Bezeichnung müſſen hervorgehen: 5 


1) alle diejenigen Merkmale der That, deren Geſammtheit die Anwendung 
des anzuführenden Strafgeſetzes begründet, nebſt den unterſcheidenden 
Nebenumſtänden, namentlich Ort und Zeit der That; : 5 


2) etwaige Thatumſtände, welche nach beſonderer geſetzlicher Vorſchrift eine 
Erſchwerung der Strafe zur Folge haben. ER ; 


Die Beweismittel für die vorgetragenen Thatſachen, namentlich die Zeugen, x 
deren Abhörung erfolgen foll, find am Schluſſe oder in einer Anlage an- 
zuführen. : ; ai 
| $. 77. a 

erfajt, , Hält der Staatsanwalt eine Ergänzung der Vorunterſuchung für erforder- 
N „ ſo hat er die hierzu geeigneten Handlungen zu bezeichnen und bei dem 
attgefunden Unterſuchungsrichter in Antrag zu bringen. Trägt dieſer Bedenken, dem Antrage 
9 zu entſprechen, ſo hat er die Entſcheidung der Rathskammer einzuholen. 


5 F. 78. | 1 
Erachtet der Staatsanwalt die Sache für reif zur endgültigen Beſchluß⸗ 


faſſung, fo ftellt er die entſprechenden Anträge bei der Rathskammer, und fügt, 
wenn er l für die Verweiſung der Sache vor die Strafkammer oder den 
Schwurgerichtshof ausspricht, erſteren Falls die Anklageſchrift, letzteren Falls den 
Entwurf derſelben bei. 8. A 


ER 


z EN Sn 
Erachtet die Rathskammer eine Ergänzung der Vorunterſuchung für er- b-Befätupnagme ; 


der Rathskammer / 


forderlich, ſo hat ſie dieſelbe anzuordnen. Nach Erledigung dieſes Beſchluſſes, UNES. 
gegen welchen ein Rechtsmittel nicht ftattfindet, find ihr die Verhandlungen durch 5 
ermittelung der Staatsanwaltſchaft wieder vorzulegen. „ 


$. 80. 


Findet die Rathskammer, daß gegen den Angeſchuldigten hinreichende Ber- 
dachtsgründe nicht vorliegen, daß die ihm zur Laſt gelegte That unter kein Straf⸗ 
geſetz falle, daß ein geſetzlicher Strafausſchließungsgrund feſtſtehe, daß der er- 
forderliche Strafantrag des Verletzten nicht geſtellt oder wieder zurückgenommen 
ſei, oder daß es an einer anderen Vorbedingung der Beſtrafung fehle, jo ſetzt fie 
den Angeſchuldigten außer Verfolgung, oder ſpricht, wenn ſie die Verfolgung nur 
zur Zeit für unſtatthaft erachtet, dieſes in dem Beſchluſſe aus. 


$. Sl. 


Findet die Rathskammer, daß der Angeſchuldigte einer ſtrafbaren That 
hinreichend verdächtig ſei, ſo eröffnet ſie gegen denſelben das Hauptverfahren, 
und verweiſt die Sache vor den zuſtändigen Richter, den ſie zu bezeichnen hat. 

Erachtet ſie jedoch die Verweiſung der Sache vor den Schwurgerichtshof 
für begründet, ſo hat ſie die Eröffnung des Hauptverfahrens nicht ſelbſt auszu⸗ 
ſprechen, ſondern die Abgabe der Verhandlungen an die Anklagekammer anzu⸗ 
ordnen. In Folge dieſes Beſchluſſes, gegen welchen ein Rechtsmittel nicht 
ſtattfindet, find die Verhandlungen unverzüglich dem Ober-Staatsanwalt ein- 
zureichen. 

F. 82. 


Die Anklagekammer hat, nachdem ihr die Verhandlungen von dem Ober- „ westırname 5 
Staatsanwalt vorgelegt worden ſind, nach Maaßgabe der N 79. 80. und des wer getan 
erſten Abſatzes im $. 81. Beſchluß zu faſſen. 


§. 83. 5 
In der Anklagekammer erfolgt der Vortrag der Sache in Gegenwart des a angemeine 
Ober⸗Staatsanwalts, welcher befugt ift, nach Beendigung deſſelben feine Anſicht inne; 
mündlich zu entwickeln und die Verkündung des demnächſt gefaßten Beſchluſſes ; 
entgegenzunehmen. Dieſelbe Befugniß hat der Staatsanwalt in Bezug auf den 
Vortrag in der Rathskammer. Sind von der Staatsanwaltſchaft neue Anträge 
zu ſtellen, ſo muß dies ſchriftlich geſchehen. 


$. 84. 


Die Rathskammer hat über alle von der Vorunterſuchung, die Anklage⸗ 
kammer über alle von dem Vorbeſchluß der Rathskammer umfaßten Perſonen 
und Handlungen gleichzeitig zu befinden. Die Anklagekammer muß auch dann, 
Jahrgang 1867. (Nr. 6704.) 126 wenn 


wenn ſie findet, daß die Strafkammer oder das Polizeigericht zuſtändig fei, ſelbſt, 
was Rechtens ift, beſchließen, und darf die Sache weder ganz, noch theilweise 
an die Rathskammer zurückverweiſen. A 

Die Befugniß des beſchließenden Richters, eine Trennung des Haupt⸗ 
verfahrens anzuordnen, wird hierdurch nicht berührt. Das Verfahren gegen 
einen e welchem keine andere Handlung als eine Uebertretung 
zur Laſt fällt, ſoll niemals an den Schwurgerichtshof gewieſen werden. 


eee 


$. 85. 


Der Exlaſſung eines Denn über das Ergebniß der Vorunterſuchung 
ſteht es nicht im Wege, wenn die Vernehmung des Angeſchuldigten nicht hat 
bewirkt werden können. : 
Es kann jedoch verordnet werden, daß bis zu ihrer Ermöglichung das 
Verfahren ruhen bleibe. 
Daſſelbe gilt, wenn ein in der Sache wichtiger Zeuge nicht hat ermittelt 
werden können. 


$. 86. 


Ein jeder Verweiſungsbeſchluß muß die ſtrafbare Handlung, wegen deren 
er erfolgt, auf die im $. 76. Nr. 1. und 2. angegebene Weiſe bezeichnen. Dieſe 
Bezeichnung kann, wenn der Beſchluß auf das Schriftſtück geſetzt wird, welches 
die Anklageſchrift oder den Entwurf derſelben ($. 78.) enthält, durch Hinweiſung 
auf die in dieſem hervorgehobenen Merkmale erfolgen. 

Ein jeder Beſchluß, durch welchen ein Angeſchuldigter außer Verfolgung 
geſetzt wird, muß angeben, ob dieſes wegen Unzulänglichkeit der Verdachtsgründe 
oder aus welchem anderen Grunde geſchehen iſt. 5 

Ein jeder mit den Anträgen der Staatsanwaltſchaft; nicht übereinſtimmende 
Beſchluß muß erſehen laſſen, ob und inwiefern dieſe Abweichung auf einer 
verſchiedenen Beurtheilung der Thatſachen oder des Rechtspunktes beruht. | Ei 

Der Vorbefihluß der Rathskammer (F. 81. Abf. 2.) bedarf derſelben Be 
gründung, wie ein Verweiſungsbeſchluß. 8 


$. 87. 


Die Beſchlüſſe der Rathskammer und der Anklagekammer find in Urſchrift 
der Staatsanwaltſchaft bei dem beſchließenden Gerichte nebſt den Verhandlungen 
mitzutheilen. Der weitere Betrieb liegt der Staatsanwaltſchaft bei dem Gerichte 
ob, vor welches die Verweiſung erfolgt ift. Dieſe hat, wenn der Verweiſungs⸗ 
beſchluß ohne die Grundlage einer mit ihm übereinſtimmenden Anklageſchrift 
ergangen ift, letztere ſofort abzufaſſen. 


Iſt eine Verweiſung vor den Schwurgerichtshof erfolgt, ſo liegt die Ab⸗ 


faſſung der Anklageſchrift dem Ober⸗Staatsanwalt ob, welcher dieſelbe zum 


weiteren Betriebe der Sache dem Staatsanwalt am Sitze des Schwurgericht i 


hofes zuzufertigen hat. a 
S 88. 


er 
| Wenn ein Angeſchuldigter endgültig außer Verfolgung geſetzt worden iſt, 
ſoll ihm hiervon durch die Staatsanwaltſchaft Kenntniß gegeben werden. ; 


. i 


Wenn eine Vorunterſuchung nicht ftattgefunden hat, die Strafklage Viel 3. Verfahren, 
mehr unmittelbar bei der Strafkammer oder dem Polizeigerichte erhoben worden unte e 
ift, fo kann die Eröffnung des Hauptverfahrens, ſofern die Anklageſchrift den nicht kattgenm- 
geſetzlichen Erforderniſſen entſpricht, nur dann abgelehnt werden, wenn einer der den hat. 
im N 67. ‚unter Nr. 1. 3. und 4. 9 8 Fälle vorliegt, oder wenn die 
in der Anklageſchrift bezeichnete Handlung in ‚fachlicher Beziehung vor einen 
anderen Richter gehört oder durch kein Strafgeſetz vorgeſehen iſt. 

Wenn in dieſer Beziehung Bedenken nicht obwalten, ſo verfügt der Vor⸗ 
ſitzende der Strafkammer die Eröffnung des Hauptverfahrens, ohne daß es einer 
Berathung mit den anderen Mitgliedern bedarf. 


Neunter Titel. 
Von den einzelnen Maaßregeln der Unterſuchung. 


$. 90. 


Die Beſtimmungen dieſes Titels finden, inſoweit aus denſelben nicht ein einleitende 
Anderes hervorgeht, auf das Hauptverfahren und die Vorunterſuchung gleich- Beſtimmung. 
mäßig Anwendung. Die auf die Vorunterſuchung zur Anwendung kommenden 
Vorſchriften gelten, inſoweit nicht ein Anderes beſtimmt iſt, auch für das Er⸗ 
mittelungsverfahren. 


Erſter Abſchnitt. > 


Von der Aufſuchung und Beſchlagnahme der Ueberführungsſtücke 
l und von anderen Arten der Beſchlagnahme. 


$. 91. 


Sobald die 1 einer ſtrafbaren ne geſchehen ift, muß dafür 1. Auffachung 
Sorge getragen werden, daß alle Ueberführungsſtücke in Beſchlag genommen und Beſch ay 
und in gerichtliche Gewahrſam gebracht werden. babe 
; Unter Ueberführungsſtücken werden verſtanden: Sachen, welche dem Un- rüde 
ſcheine nach zur Begehung der ſtrafbaren Handlung gedient haben oder gebraucht 
werden ſollten, oder durch dieſelbe erlangt oder hervorgebracht worden ſind. 
Schriftſtücke, welche den Gegenſtand der Unterſuchung bilden oder über denſelben 
Aufſchluß gewähren, und alle ſonſtigen Gegenſtände, welche für die Exmitte⸗ ; 
(Nr. 6704) 126" lung 


können. 

; $. 92. 

Ausgeſchloſſen von der Beſchlagnahme find die Briefe, welche Jemand mit 
ſeinem Beichtvater oder Vertheidiger gewechſelt hat, vorausgeſetzt, daß ſich dieſe 
Briefe noch in den Händen der Poſt oder der Perſonen Reden an welche ſie 
gerichtet waren. 

Auf Fälle, wo gegen den Beichtvater oder Vertheidiger der Verdacht der 


. Mitſchuld vorliegt, findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 
5 | . 93. 
2̃. Mittel zu Die Durchſuchung einer Wohnung oder einer anderen zu einem Wohn- 


beatba: hauſe gehörigen Räumlichkeit ohne Einwilligung ihres Inhabers (Hausſuchung) 
dees E nur geſtattet, wenn mit Wahrſcheinlichkeit anzunehmen ift, daß dieſelbe zur 
Auffindung von Ueberführungsſtücken führen werde. 


In Räumlichkeiten, deren Inhaber oder Mitbewohner nicht ſelbſt als 
Thäter, Theilnehmer oder Begünſtiger der ſtrafbaren Handlung oder als Hehler 
verdächtig ſind, darf eine Hausſuchung erſt dann abgehalten werden, wenn die 
mündliche oder ſchriftliche Aufforderung zur Herausgabe der Ueberführungsſtücke 
ohne Erfolg geblieben iſt. 


F. 94. 

Die Beſchränkung im zweiten Abſatze des vorhergehenden Paragraphen 
ſchuldigte ergriffen wird, oder welche er betreten hat, nachdem er bei Ausführung 
der ſtrafbaren That oder gleich nach derſelben verfolgt worden. 

Sie findet keine Anwendung: 


unter Polizeiaufſicht geſtellt find; 


2) auf Orte, welche der Polizei als Schlupfwinkel des ug dee „als 
Herbergen und Verſammlungsorte von Verbrechern, als Niederlagen 
geſtohlener oder auf ähnliche Weiſe erlangter Sachen, oder als Aufent- 
haltsorte liederlicher Frauenzimmer befannt. find; 


3) auf die Orte, in welchen das Publikum ohne Unterſchied zugelaſſen 


geöffnet ſind. 
§. 95. 
Die Vornahme von Hausſuchungen ſteht dem Richter, nach Bewandtniß 


icher⸗ 


bezieht ſich nicht auf die Wohnungen oder anderen Räume, in denen der Be⸗ 


1) auf die Wohnungen der Perſonen, welche durch richterliches Erkenntniß 


wird, ſo lange dieſe Orte dem Publikum zum ferneren Verweilen 


des gegebenen Falles ($$. 62. und 59.) auch der Staatsanwaltſchaft und den 
Polizeibehörden zu. Polizeikommiſſarien können ſelbſtſtändig, andere PL und 


lung der Wahrheit oder für die Auffindung des Schuldigen von Bedeutung ſein 


Sicherheitsbeamte nur unter Mitwirkung der Gemeinde- oder der Ortspolizeibe⸗ 


hörde zu Hausſuchungen ſchreiten. 


$. 96. 


In den Wohnungen der in F. 94. Nr. 1 — 3. bezeichneten Art können 
Hausſuchungen auch zur Nachtzeit abgehalten werden. In andere Wohnungen 
darf das Eindringen zur Nachtzeit nur dann erfolgen, wenn dringende Gründe 
dafür ſprechen, daß bei längerer Zögerung die vorhandenen Ueberführungsſtücke 
bei Seite gebracht oder vernichtet werden möchten. 

Die Nachtzeit umfaßt für die Zeit vom 1. Oktober bis 31. März die 
Stunden von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens, und für die Zeit vom 1. April. 
bis 30. September die Stunden von 9 Uhr Abends bis 4 Uhr Morgens. 


$. 97. 


Bei Ausführung der Hausſuchung muß mit möglichſter Schonung ver⸗ 
fahren werden. 

Zur Anweſenheit bei derſelben iſt der Bewohner oder Inhaber der zu durch⸗ 
ſuchenden Räume, oder falls derſelbe nicht zur Stelle oder von ſeiner Zuziehung 
eine Gefährdung des Zweckes der Hausſuchung zu beſorgen iſt, ein erwachſenes 
Mitglied ſeiner Familie, in deſſen Ermangelung aber ein Hausgenoſſe oder ein 
Nachbar aufzufordern. 

. Zu einer gewaltſamen Eröffnung verſchloſſener Thüren, Fenſter oder Be- 
hältniſſe darf erft dann geſchritten werden, wenn eine gütliche Aufforderung dazu 
ohne Erfolg geblieben oder wenn Niemand aufgefunden worden iſt, an welchen 
die Aufforderung gerichtet werden kann. 
F. 98. 

Finden fich bei der Hausſuchung Ueberführungsſtücke, fo find dieſelben dem 
Beſchuldigten, ſowie demjenigen, der ſie in Gewahrſam hat, ſofern dieſelben bei 
der Hausſuchung zugezogen ſind, zur Anerkennung vorzulegen. 

Bei der Durchſuchung und Beſchlagnahme von 1 iſt dafür zu 
ſorgen, daß der Inhalt derſelben nicht zur Kenntniß unbefugter Perſonen gelange. 


$. 99. 


Von den in Beſchlag genommenen Gegenſtänden muß bei der Hausſuchung, 
oder falls beſondere Schwierigkeiten de möglichſt bald nach derſelben, 
ein genaues Verzeichniß 1 werden. 

Abſchrift deſſelben iſt auf Verlangen dem Betheiligten zu ertheilen. 


$. 100. 


IJIſt bei der Hausſuchung nichts Verdächtiges vorgefunden worden, fo kann 
der Betheiligte verlangen, daß ihm hierüber eine Beſcheinigung koſtenfrei aus- 
geſtellt werde. ; 

(Nr. 6704) $. 101, 


$..101. 


Werden bei Gelegenheit einer Hausſuchung oder anderen Durchſuchung 
Gegenſtände gefunden, welche auf die Begehung einer anderen ſtrafbaren Hand⸗ 
lung ſchließen laffen, fo können fie in Beſchlag genommen werden; es muß jedoch 

ſofort eine beſondere Verhandlung darüber aufgenommen und der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft mitgetheilt werden. Schreitet dieſe in Bezug auf jene Gegenſtände nicht 
ein, ſo ſind dieſelben unverzüglich zurückzugeben. 


N s; 


Die Befugniß der Zoll- und Steuerbeamten zur Vornahme von Reviſionen, 
Hausſuchungen und anderen Durchſuchungen regelt ſich nach den Beſtimmungen 
der Zoll- und Steuergeſetze. 

Das Verbot, in eine Wohnung zur Nachtzeit einzudringen, bezieht ſich 
nicht auf diejenigen Räume, welche die Zoll- und Steuerbeamten zur Vollziehung 
der ihnen obliegenden Reviſionen zu betreten berechtigt find, ohne durch die Be- 
ſtimmungen der Zoll- und Steuergeſetze auf die Tageszeit beſchränkt zu ſein. 


$. 103. 


b. Herbeifchaffung Amtliche Urkunden oder andere in amtlicher Verwahrung befindliche Ueber⸗ 
Atlan führungsſtücke müſſen von den Behörden oder Beamten, denen diefe Verwahrun 
i 9 9 
. obliegt, auf ſchriftliches Erſuchen zu den Zwecken der Unterſuchung herausgegeben 
werden. Die Mittheilung einer Urkunde kann verweigert werden, wenn das Be⸗ 


endgültige Feſtſtellung dieſes Weigerungsgrundes ſteht, wenn die Vorlegung der 
Urkunde durch gerichtlichen Beſchluß für erforderlich erachtet wird, nur dem 
Staatsminiſterium zu. f 

$. 104. 


een de. Telegrammen auf den Telegraphen⸗Anſtalten ſteht nur dem Richter, oder nach 
aun Lege Bewandtniß des Falles (F. 62.) der Staatsanwaltſchaft zu. Sie muß ſtets 
( fritid und darf nur dann, wenn gegen einen Beſchuldigten der dringende 


Verdacht eines Verbrechens oder Vergehens vorliegt, und bloß in Bezug auf 


3 
88 


oder als von ihm herruͤhrend mit Wahrſcheinlichkeit zu erkennen ſin 
Die in Beſchlag genommenen Briefe und Telegramme müſſen längſtens 
binnen acht Tagen an die Poft- oder Telegraphenbehörde zur Beſtellung zurück⸗ 


Nachricht von der Beſchlagnahme gegeben werden. 


f $. 105. 
3. Wiederauf⸗ Eine jede Beſchlagnahme muß, wenn ſich ihre Fortdauer nach Lage der 
e Sache nicht mehr rechtfertigen läßt, wieder aufgehoben werden. In der Vor⸗ 
f x ; une 


> infonderheit Be Die Beſchlagnahme von Briefen auf der Poft und von noch unbeftellten 


egeben oder es muß binnen dieſer Friſt dem Abſender oder dem Adreſſaten 


kanntwerden ihres Inhaltes dem Staatswohle Nachtheil bereiten würde. Die 


ſolche Briefe und Telegramme erfolgen, welche an den e gerichtet 
D. | 


ee %%% !.. € 
unterſuchung hat hierüber der Unterſuchungsrichter, falls aber die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft der Wiederaufhebung widerſpricht, die Rathskammer zu entſcheiden. 

Die Befugniß, eine Entſcheidung des Richters zu verlangen, ſteht dem 
Betheiligten auch im Ermittelungsverfahren zu. Wird ein ſolcher Antrag ge⸗ 
ſtellt, fo ift die Staatsanwaltſchaft, wenn fie nicht ſelbſt die Freigabe verfügt, 
en binnen vierzehn Tagen entweder die Strafklage zu erheben, oder die 

erhandlungen der Rathskammer, in deren Sprengel die Beſchlagnahme erfolgt 
iſt, zur Beſchlußfaſſung über die Fortdauer der Beſchlagnahme vorzulegen. 


$. 106. a 
Was in dieſem Abſchnitte hinſichtlich der Ueberführungsſtücke beſtimmt it Beschlag ⸗ . 
gilt auch in Anſehung von Gegenſtänden, welche nach Vorſchrift der Strafgeſetze nahme von Ge 


genftänden, wel⸗ 


der Konfiskation unterliegen. eder Ronna 


Der $. 105. kommt auch auf die Beſchlagnahme von Reiſepäſſen und Le⸗ 950 
gitimationspapieren, welche zu dem Zwecke erfolgt, um die Entfernung des Ver z beg pa) 


dächtigen zu verhindern, in Anwendung. 


$. 107. 


Die Beſchlagnahme des Vermögens in Unterfuchungen wegen Hochverrathes 5.Bermägens 
oder Landesverrathes (Strafgeſetzbuch F. 73.) erfolgt bei Einleitung der Vor⸗ auen 
unterſuchung mittelſt gerichtlichen Beſchluſſes. Auf den Grund deſſelben können gen wegen Hode 
in Anſehung der einzelnen Theile des in Beſchlag genommenen Vermögens Alle ande ee 
diejenigen Maaßregeln ergriffen werden, welche zur Vollſtreckung eines von dem thes. 


bürgerlichen Richter verhängten Sicherheitsarreſtes zuläſſig ſind. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von der Unterſuchungshaft und von anderen Beſchränkungen der 
perſönlichen Freiheit. ; ; 


$. 108. 


Die Unterſuchungshaft darf nur in Kraft eines fehriftlichen, die Beſchul⸗ 1. unter, 
digung und den Beſchuͤldigten beſtimmt bezeichnenden richterlichen Befehls ver- cuugehaft ; 
hängt werden. er 

Dieſer Befehl muß bei der Verhaftung oder ſpäteſtens im Laufe des fol 
genden Tages dem Beſchuldigten zugeſtellt werden. ; 


F. 109. 


Bedingung einer jeden Unterſuchungshaft ift die Wahrſcheinlichkeit, daß eine 
; Wa Handlung begangen worden ſei. Unter dieſer Vorausſetzung tritt die 
Verhaftung des erdächtigen ein, wenn nach Lage der Sache und in Betracht 


= feiner perſönlichen Verhältniſſe zu beſorgen ſteht, daß er die Unterſuchung 


J) durch die Flucht, wohin auch die Verheimlichung feines Aufenthaltes zu 
rechnen iſt, oder i 
(Ni. 6704.) 2) durch 


960 — 


2) durch Einwirkung auf Zeugen, Verabredung mit Mitſchuldigen oder durch 


Vernichtung der Spuren der That, 
vereiteln oder erſchweren werde. 


Insbeſondere find Beſchuldigte, welche nach Lage des gegebenen Falles vor- 
ausſichtlich eine längere als einjährige Gefängnißſtrafs zu erwarten haben, oder 
zu einer ſechsmonatlichen oder längeren Gefängnißſtrafe bereits, wenn auch noch 
nicht rechtskräftig, verurtheilt ſind, ſtets in Haft zu nehmen, inſofern die Gefahr 
der Flucht (Nr. 1.) nicht durch beſondere Umſtände ausgeſchloſſen erſcheint. 

Beſteht die Strafe, welche der Beſchuldigte nach Lage des gegebenen Falles 
vorausſichtlich zu erwarten hat, oder zu welcher er bereits verurtheilt iſt, in 
Zuchthaus oder in einer noch ſchwereren Strafe, ſo kann unter keinen Umſtänden 
von ſeiner Verhaftung abgeſehen werden. f 

Wegen Uebertretungen und wegen ſolcher Vergehen, bei deren Be- 
ſtrafung auch außer dem Fall der mildernden Umſtände von Verhängung einer 
Freiheitsſtrafe abgeſehen werden kann, darf die Unterſuchungshaft niemals blos 
deshalb verfügt werden, weil die Gefahr einer Verdunkelung der Sache (Nr. 2.) 


vorliegt. 


$. 110. 


Wenn es ſich um eine Schlägerei, bei welcher ein Menſch getödtet worden, 
oder eine ſchwere oder erhebliche Körperverletzung erlitten hat, oder um einen 
Aufruhr oder einen als Aufruhr zu beſtrafenden Auflauf, oder um andere ſtraf⸗ 
bare öffentliche Zuſammenrottungen handelt, fo kann gegen alle Perſonen, welche 
in die Schlägerei verwickelt geweſen oder in der Rotte ſich befunden haben und 
von dem Verdacht einer ſtrafbaren Betheiligung ſich nicht ſofort reinigen können, 
die Unterſuchungshaft bis auf Weiteres verhängt werden. 


§. 111. i 
Wenn die Anklagekammer gegen einen Angeſchuldigten das Hauptverfahre 


eröffnet und ihn, wenn auch nur wegen eines Vergehens, vor den Schwur⸗ 


gerichtshof verweiſt, ſo muß ſie die Verhaftung deſſelben ſtets dann beſchließen, 


wenn aus ſeinem Ausbleiben in der Hauptverhandlung ein Nachtheil für einen 


A b. Wiederaufhe⸗ 
bung deſſelben / 


deſſen Aufhebung zu beantragen, oder die Strafklage gegen den Verhafteten zu 


Mitangeklagten entſtehen kann. 

Sie kann jedoch, wenn ſie den Haftbefehl nur aus dieſer Rückſicht beſchließt, 
beſtimmen, daß die Vollſtreckung deſſelben erſt nach Anberaumung der Haupt⸗ 
verhandlung erfolgen ſolle. 


§. 112. 


Ein Haftbefehl muß wieder aufgehoben werden, ſobald die Gründe weg— 
fallen, 1 5 die Unterſuchungshaft rechtfertigen. N ; 

Iſt der Haftbefehl im Ermittelungsverfahren ergangen, fo ift die Staats- 
anwaltſchaft gehalten, binnen 14 Tagen nach der Vollſtreckung deſſelben entweder 


erheben. 
| $. 113. 
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; $. 113. N e í W 
Die Aufhebung des Haftbefehls muß insbeſondere ſtets dann 1 5 . 
wenn der Angeſchuldigte nach dem Abſchluſſe der Vorunterſuchung außer Ver⸗ 
folgung geſetzt wird, oder wenn; in dem Hauptverfahren ein freiſprechendes RES 
Urtheil ergeht. i 


. 


$. 114. 


Die e e eines Haftbefehls hat die ſofortige Freilaſſung des Ver⸗ 
hafteten zur Folge, inſofern nicht ein anderer Grund für die Verhaftung beſteht. 
Rechtsmittel der Staatsanwaltſchaft gegen die im vorhergehenden Para⸗ 
graphen bezeichneten Entſcheidungen ſind in dieſer Beziehung ohne Einfluß. 
Es kann jedoch in allen Fällen die Wiederverhaftung des Beſchuldigten, 
insbeſondere beim Hervortreten neuer Verdachtsgründe, beſchloſſen werden. 


der Unterſuchungshaft nur dann verlangen, wenn eine Gefahr der Verdunkelung je au Ci = 
der Sache (Y. 109. Nr. 2.) nicht obwaltet, und wenn mit Wahrſcheinlichkeit! eng 


$. 116. 


Bei Feſtſetzung der Größe der Sicherheitsſumme find die Höhe der zu 
erwartenden Strafe, der wahrſcheinliche Betrag der Unterſuchungskoſten und die 
Vermögensverhältniſſe des Beſchuldigten in Betracht zu ziehen. 

Die feſtgeſetzte Summe muß der Beſchuldigte, bevor ſeine Befreiung von 
der Unterſuchungshaft eintritt, in baarem Gelde oder in inländiſchen Staats- 
papieren, welche nach dem Tageskurſe, aber nicht über den Nennwerth zu berechnen 
ſind, bei der zur Empfangnahme beſtimmten öffentlichen Kaſſe erlegen und gleich⸗ 
zeitig, falls er nicht ſelbſt eine eigene Wohnung am Sitze des Gerichts hat, einen 
daſellſt wohnhaften Bevollmächtigten bezeichnen, zu deſſen Händen fortan alle 
Zuſtellungen an ihn zu bewirken ſind. Zu dem hierüber aufzunehmenden Pro⸗ 
tofolle follen dem Beſchuldigten die Vorausſetzungen bekannt gemacht werden, 
unter welchen die Sicherheitsſumme verfällt (§. 119. Nr. 1. bis 3.), ohne daß 
jedoch die Verabſäumung dieſer Vorſchrift den Eintritt jener Folge ausſchließt. 


F. 117. 

Wein der Beſchuldigte Anſtalten zur Flucht trifft, oder wenn andere Um- 
ſtände eintreten, welche ſeine Verhaftung erforderlich machen, ſo iſt der Haft⸗ 
befehl, der Sich cheitsbeſtellung ungeachtet, wieder in Vollzug zu fegen. Ei 

Jahrgang 1867. (N.. 6704.) 127 S. 118, 
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§. 118. 


Eine noch nicht verfallene Sicherheitsſumme wird frei, wenn der Haft⸗ 
befehl im Falle des n Paragraphen zur Vollſtreckung gelangt, oder 
wenn er endgültig aufgehoben wird, oder wenn die Vollſtreckung der erkannten 
Freiheitsſtrafe begonnen hat. f 


§. 119. 


Eine noch nicht wieder frei gewordene Sicherheitsſumme verfällt der 
Staatskaſſe, wenn der Beſchuldigte 


1) die Flucht ergreift, oder 


2) auf die Vorladung zur Hauptverhandlung erſter Inſtanz ungehorſam 
ausbleibt, oder 8 i 
3) 1 Aufforderung zur perſönlichen Geſtellung nicht rechtzeitig 
befolgt. i 
Der Verfall der Sicherheitsſumme zieht die Wiedervollſtreckung des Haft- 
befehls von ſelbſt nach ſich. Die Zurücknahme des Beſchluſſes, durch welche 
dieſe Folgen ausgeſprochen worden, findet blos in den Fällen bi Nr. 2. und 3., und 
nur dann ſtatt, wenn der Beſchuldigte durch Naturbegebenheiten oder andere 
unabwendbare Zufälle, welche eine vorgängige Anzeige oder Beſcheinigung der⸗ 
ſelben nicht zuließen, am Erſcheinen zur rechten Zeit verhindert war und dies 
binnen zehn Tagen nach dieſem Zeitpunkte oder nach der Hebung des Hinder⸗ 
niſſes ſchriftlich oder zu Protokoll geltend macht und nachweiſt, und ſich in 
Falle der Nr. 3. zugleich perſönlich zur weiteren Verfügung über ihn geſtellt. 


$. 120. 


Die Vollſtreckung des ergehenden Artheils erfolgt unabhängig von dem 
Verfall der Sicherheitsſumme. i | 
§. 121. 


a, Safe Die Aufhebung des Haftbefehls außer den Fällen des $. 113., die Be⸗ 
fasonate freiung von der Haft gegen icherheitsbeſtellung, die Verfallerklärung der Sicher⸗ 
n e heitsſumme und die Zurücknahme dieſes Ausſprüchs darf nicht eher eintreten, als 
nachdem die Staatsanwaltſchaft mit ihrem mündlichen oder ſchriftlichen Antrage 
gehört worden iſt. 
Die Entſcheidung hierüber / ſowie über den Erlaß des Haftbefehls gebührt 
dem Gerichte, bei welchem die Sache anhängig iſt. Schweben die eg 
® bei dem oberſten Gerichtshofe, fo verweiſt derſelbe die Erledigung an das Ge⸗ 
Mn richt der betreffenden Inſtanz. í 
D In der Vorunterſuchung fteht dem Unterſuchungsrichter, in dem Ermit⸗ 
telungsverfahren dem Polizeirichter die Entſcheidung über den Erlaß des Haft- 
befehls, über deſſen n o und über die Befreiung von der Haft 
gegen Sicherheits beſtellung inſofern zu, als die Entſcheidung nicht in wa Er 
: pruch 


* 


ſpruch mit den Anträgen der Staatsanwaltſchaft tritt. Andernfalls hat der 
Richter ohne Verzug den Beſchluß der Rathskammer einzuholen. Das letztere 
liegt ihm, unbeſchadet der einſtweiligen Vollſtreckung ſeiner Entſcheidung, auch 
bob en gegen dieſelbe von Seiten des Beſchuldigten Einſpruch er- 
oben wird. 

Von Seiten des Polizeirichters erfolgt die Einholung des Beſchluſſes der 
Rathskammer ſchriftlich. f 


$. 122. 


Wenn ein Gericht ſich in örtlicher oder fachlicher Beziehung für unzu⸗ 
ſtändig erklärt, fo hat es deſſenungeachtet erforderlichen Falls die im §. 121. be- 
zeichneten Entſcheidungen zu treffen. Es kann auch beſtimmen, daß die Wieder⸗ 
aufhebung der Unterſuchungshaft eintrete, falls über deren Fortdauer die 
1 9 des zuſtändigen Richters bis zu einem gewiſſen Zeitpunkte nicht er⸗ 
gangen ſei. 


§. 123. 3 
Die Ergreifung und Feſtnahme einer Perſon kann ohne richterlichen Be- 2. Bola, 
fehl vorläufig erfolgen: : - í Jeſtnahme. ne 


1) wenn die Perſon bei Ausführung einer ſtrafbaren Handlung oder gleich 
nach derſelben betroffen oder verfolgt wird; 


2) wenn fich, ſelbſt ſpäter, Umſtände ergeben, welche die Perſon als Thäter 
oder Theilnehmer einer ſtrafbaren Handlung und zugleich der Flucht 
(F. 109. Nr. 1.) dringend verdächtig machen. 


g 124 


; Die Befugniß, zur vorläufigen Ergreifung und Feſtnahme einer Werfon. 
zu ſchreiten, ſteht der Staatsanwaltſchaft und den Polizeibeamten, ſowie allen 
anderen zur Nachforſchung nach ſtrafbaren Handlungen verpflichteten Beamten, 
und im Falle des §. 123. Nr. 1. auch den Wachtmannſchaften zu. 8 
Wenn im Falle des 8 123. Nr. 1. der Thäter flieht oder der Flucht 
dringend verdächtig iſt, oder Grund zu der Beſorgniß vorliegt, daß die Identität 
der Der ſonſt nicht feſtzuſtellen ſein werde, fo iſt jede Privatperſon ermächtigt, 
den Thäter zu ergreifen. Der Ergriffene muß ſofort einem der oben bezeichneten 
Beamten Behufs Beſtimmung über die vorläufige Feſtnahme, oder einer Wacht⸗ 
mannſchaft zugeführt werden. : Hi 
$. 125. 

Eine jede vorläufige Feſtnahme muß dem zuſtändigen Beamten der Staats- 
anwaltſchaft angezeigt werden, und zwar, wenn fie von dem letzteren ſelbſt ver- 
fügt worden, unverzüglich. Andernfalls muß dieſe Anzeige, inſofern der Feſt⸗ 
E nicht ſofort wieder in Freiheit geſetzt wird, binnen 24 Stunden nach 

em Beginne der en Verwahrung erfolgen, und zugleich das Protokoll 
über die polizeiliche Vernehmung des Feſtgenommenen, und falls die ſonſtigen 
Ne. 8704), 0 A „„ T E er⸗ 


3. Vorfüh⸗ 
kungsbefehl. 


„„ 


Verhandlungen noch nicht geſchloſſen ſind, wenigſtens eine Mittheilung über den 


Stand der Sache beigefügt werden. 


$. 126. 


Die Staatsanwaltſchaft hat binnen 24 Stunden nach dem Empfange 
der Anzeige entweder die Freilaſſung zu verfügen, oder bei dem zuſtändigen 
Richter (F. 121.) den Antrag zu ſtellen, daß über den Erlaß des Haftbefehls 
Entſcheidung getroffen werde. 

f Dieſe Entſcheidung muß, wenn die vorgängige Vernehmung des Feſtgenom⸗ 

menen für erforderlich erachtet wird, und dieſer ſich nicht am Wohnſitze des 
Richters befindet, binnen 24 Stunden nach der ſofort zu veranlaſſenden Ablieferung 
deſſelben in das Unterſuchungsgefängniß, andernfalls aber binnen 24 Stunden 
nach dem Eingange des Antrags der Staatsanwaltſchaft ergehen. 


$. 127. 


5 Die Befugniß der Polizeibehörden und Wachtmannſchaften, Perſonen in 
polizeiliche Verwahrung zu nehmen, wenn der eigene Schutz dieſer Perſonen 
oder die Aufrechthaltung der öffentlichen Sittlichkeit, Sicherheit und Ruhe dieſe 
Maaßregel dringend erfordern, wird durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht 
berührt. Die polizeilich in Verwahrung genommenen Perſonen müſſen jedoch 
ſpäteſtens im Laufe des folgenden Tages in Freiheit geſetzt oder es muß in 
dieſer Zeit das Erforderliche veranlaßt werden, um ſie der zuſtändigen Behörde 
zu überweiſen. 


$. 128. 
Ein Vorführungsbefehl wird von dem Richter erlaſſen, um Perſonen zu 


ihrer Vernehmung zwangsweiſe zu geftellen; er muß ſtets ſchriftlich erfolgen, und 


wenn die Vorführung zu einer beſtimmten Zeit geſchehen ſoll, dieſelbe nach Tag 
und Stunde bezeichnen. Gegen einen Beſchuldigken kann dieſer Befehl insbeſon⸗ 
dere dann erlaſſen werden, wenn die Vorausſetzungen eines Haftbefehls (4Y. 109. 
110.) vorliegen, oder wenn der Beſchuldigte auf eine an ihn ergangene Auf 
forderung zum perſönlichen Erſcheinen ungehorſam n d iſt. 

Der Vorzuführende muß unmittelbar vor den d ichter gebracht und wer- 
nommen werden. Eine vorgängige gefängliche Verwahrung deſſelben ift nur 
dann zuläſſig, wenn die Ergreifung zur Nachtzeit oder ſonſt unter Umſtänden 
ausgeführt werden mußte, welche die Möglichkeit der unmittelbaren Zuführung 
ausſchließen. In keinem Falle darf diefe Verwahrung länger als 24 Stunden 
dauern. 

; $. 129. 

Nach beendigtem Verhöre muß der Vorgeführte ſofort auf freien Fuß ge. 
ſetzt werden. Liegt jedoch gegen den a Beſchuldigten der Antrag auf 
Erlaß des Haftbefehls vor, und ſteht die ntſcheidung hierüber dem verhandeln- 
den Richter nicht zu, ſo iſt der Beſchuldigte einſtweilen, nöthigenfalls im = 

U⸗ 


ſuchungsgefängniſſe, zu verwahren „bis der ſofort einzuholende und demnächſt 

binnen 24 Stunden zu erlaſſende Beſchluß des zuſtändigen Richters ergangen iſt. 
9. 10% 1 

Zur Vollſtreckung eines Haft- oder Vorführungsbefehls muß dem damit 


Ai erde Beamten von allen Polizeibehörden und nöthigenfalls von den 
Militairbehörden der geeignete Beiſtand auf die bloße Vorzeigung des Befehls 
geleiſtet werden. 


K. 131. 


In eine Wohnung ift das Eindringen ſelbſt zur Nachtzeit ſtatthaft, wenn 
es die vorläufige Ergreifung und Feſtnahme einer Perſon, welche bei Ausführung 
einer ſtrafbaren Handlung oder gleich nach derſelben verfolgt worden, oder die 
Wiederergreifung eines entſprungenen Gefangenen zum Zweck hat. 

Außerdem darf in eine Wohnung, welche der Verfolgte nicht ſelbſt inne 
hat oder mitbewohnt, zum Zweck der Vollſtreckung eines Haft- oder Vorführungs⸗ 
befehls oder einer vorläufigen Feſtnahme nur dann eingedrungen werden, wenn 
mit Wahrſcheinlichkeit anzunehmen iſt, daß der Verfolgte ſich in derſelben ver⸗ 
borgen halte, und es darf das Eindringen, ſelbſt in die Wohnung des Verfolgten, 
niemals zur Nachtzeit ($. 96.) erfolgen, es ſei denn, daß 11 9 5 Gründe dafür 
ſprechen, daß bei längerer Verzögerung der Verfolgte ſich der Feſtnahme ganz 
entziehen werde. 

Auf die Räume, in welchen nach o Hausfuchungen jederzeit abge- 
halten werden können, finden die Einſchränkungen des vorſtehenden Abſatzes keine 
Anwendung. 


§. 132. 


Zum Erlaß von Steckbriefen ift der Unterſuchungsrichter und der Polizei- 
richter, ſowie die Staatsanwaltſchaft, die letztere jedoch nur auf Grund eines 
richterlichen Haftbefehls, befugt. = 


$. 133. 


Gegen einen entwichenen Gefangenen hat diejenige Behörde, unter deren 
nächſter Aufſicht das Gefängniß ſteht, den Steckbrief und die ſonſt zur Wieder⸗ 
ergreifung geeigneten Verfügungen zu erlaſſen. Geſchieht die R auf 
dem Transporte, fo hat eine jede Polizeibehörde, welche hiervon die erſte Nad- 
richt erhält, die nämliche Verpflichtung. i 


$. 134, 


In jedem Steckbriefe muß die Veranlaſſung der Verfolgung und die ver- 
folgte Perſon bezeichnet, eine Beſchreibung der letzteren nach ihren Hauptkenn⸗ 
ke 1 und das Gefängniß angegeben werden, in welches die Ablieferung 
erfolgen ſoll. ; 

Ar. 6704.) H. 135. 


4. Volle 
ſtreckungs⸗ 
maaßregeln. 
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FS. 135. 

Iſt Jemand außerhalb des Bezirks des zuſtändigen Gerichts ergriffen 
worden, fo kann er verlangen, zunächſt der Staatsanwaltſchaft des Bezirks, in 
welchem er angehalten worden, überwieſen zu werden ($. 125.). Dieſe kann den 
Ergriffenen, auch wenn die Ergreifung durch einen richterlichen Befehl veranlaßt 
war, auf freien Fuß ſetzen, falls nachgewieſen wird, daß die Ergreifung auf 
einem Mißverſtändniſſe beruhte. Andernfalls hat fie deſſen Ablieferung an die 
zuſtändige Behörde zu veranlaſſen. å 
$. 136. 

e Ein jeder Unterſuchungsgefangene muß, gleichviel ob eine vorläufige Feſt⸗ 
RS 6 nahme ſtattgefunden hat oder nicht, binnen 24 Stunden nach ſeiner Einbringung 
nen. in das Unterfuchungsgefängniß durch einen Richter, unter Mittheilung des Ge⸗ 
genſtandes der Anſchuldigung, vernommen werden, inſofern dieſe Vernehmung 
nicht bereits dem Erlaſſe des Haftbefehls vorausgegangen ift ($$. 126. 128. 129.) 


$. 137. 


Bei Vollziehung der Unterſuchungshaft dürfen dem Verhafteten nur die- 
jenigen Beſchränkungen auferlegt werden, welche zur Sicherung ſeiner Perſon, 
zur ng des Unterſuchungszweckes und zur Aufrechthaltung der Gefängniß⸗ 
ordnung erforderlich ſind. f 
Unterſuchungsgefangene, in Anſehung deren die Beſorgniß einer Verdun⸗ 
kelung der Sache (F. 109. Nr. 2.) obwaltet, find, ſoweit es geſchehen kann, in 
Einzelhaft zu halten. 5 i 

Die Gelegenheit, Rechtsmittel und Beſchwerden in der anhängigen Unter- 
ſuchungsſache bei den zuſtändigen Behörden anzubringen, muß einem jeden Unter⸗ 
ſuchungsgefangenen gewährt werden. 


$. 138. 


Feſſeln dürfen dem Verhafteten außer den Fällen eines Transportes nur 
dann angelegt werden, wenn er einen Entweichungs⸗ oder Selbſtentleibungs⸗ 
verſuch gemacht, oder durch ſein Verhalten die hierauf gerichtete Abſicht zu er⸗ 
kennen gegeben hat, oder wenn wegen beſonderer Gefährlichkeit ſeiner Perſon die 
' ene anderer Perſonen, namentlich der Gefängnißbeamten, diefe Maaßregel 
Se erfordert. ; 705 

Bei Verhören ſoll der Gefangene, wenn es irgend geſchehen kann, unge⸗ 
feffelt fein.. 
: ; §. 139. 
6 Schlußbe⸗ Die Vorſchriften, durch welche das Hauptverfahren gegen verhaftete Ange⸗ 
fimmg klagte abweichend geregelt ift, finden auch in Anſehung ſolcher Angeklagten An⸗ 
j 1 welche ſich in einer anderen Sache in Unterſuchungshaft , oder welche 
fih in Straf- oder Schuldhaft befinden. 


Drit- a 


Dritter Abſchnitt. 


Von den Verhören im Allgemeinen und von Aufnahme 
der Protokolle. l 


$. 140. 


Eine jede Perſon, welche gerichtlich verhört wird, it zunächſt über ihre 1. Verfahr ung 
Vor⸗ und Zunamen, ihren Wohnort oder Aufenthaltsort, Stand, Gewerbe oder 89 105 „ 
Beſchäftigung, über ihr Alter und ihre Religion zu befragen. ; 
TE, SEES "hut" Such? A Amter- 
vichten, Geeigneten Falls werden ihnen auch über ihre Beziehungen zu dem 
m Biz 4 Anf WLC Aüdſage ELIDUD 11251222177 Derjpıviwyen Del MIIYEDULEIL, 11125 Ju 
Verſuch gemacht worden fei, fie über das, was fie ausfagen follen, zu unter- 
richten. Geeigneten Falls werden ihnen auch über ihre Beziehungen zu dem 
durch die ſtrafbare Handlung Verletzten, über ihr Intereſſe zur Sache und über 
10 perſönliche, auf ihre Glaubwürdigkeit einwirkende Umſtände Fragen vor⸗ 
gelegt. 


H. 141. 


Demnächſt ift der Ausſagende aufzufordern, fich mündlich über den Gegen- 
ſtand ſeiner Vernehmung zu äußern, insbeſondere, wenn es ſich um Thatſachen 
handelt, deren Verlauf im Zuſammenhange zu erzählen. Sind Dunkelheiten oder 
Widerſprüche in ſeiner Darſtellung, ſo iſt er zur Hebung derſelben zu veranlaſſen. 
Aus der Ausſage muß ſich überall der Grund ergeben, auf welchem das Wiſſen 
des Ausſagenden beruht. 

Fragen, durch welche dem Befragten Thatſachen vorgehalten werden, die 
durch ſeine Ausſage erſt feſtgeſtellt werden ſollen, ſind möglichſt zu vermeiden. 

Sollen dem Ausſagenden zum Behufe der Anerkennung Perſonen vor⸗ 

eſtellt oder Sachen vorgelegt werden, ſo iſt er zuvor zur Angabe und Beſchrei⸗ 
Pang aller unterſcheidenden Kennzeichen derſelben zu veranlaſſen. 


9. 142. 


Ein jeder Zeuge und Beſchuldigte wird einzeln, in der 
ohne Beiſein der ſonſt zu verhörenden Perſonen vernommen. 

Eine Gegenüberſtellung zwiſchen mehreren Perſonen findet ſtatt, fo oft dies 
zum Zwecke der Anerkennung nothwendig oder zur Hebung von Widerſprüchen 
ſachdienlich erſcheint. 


AN 


" runterſuchung 


§. 143. 


In der Vorunterſuchung werden Perſonen, welche wegen Krankheit, Ge⸗ 
brechlichkeit oder Altersſchwäche vor Gericht nicht erſcheinen können, in ihren 
Wohnungen vernommen. Auch in anderen Fällen kann der Richter aus beſon⸗ 
deren Gründen das Verhör außerhalb der Gerichtsſtelle abhalten. 

(Nr. 6704.) $ 1423 


l a 


a | §. 144. 
2. Zuziehung Iſt die zu vernehmende Perſon taub oder ſtumm oder beides zugleich, und 


von Domet eine ſchriftliche Verſtändigung mit ihr nicht ausführbar, fo muß bei dem Verhöre 


De derſelben und bei allen anderen unter ihrer Mitwirkung ſtattfindenden Verhand⸗ 
lungen ein geeigneter Dolmetſcher zugezogen werden. 

Eben daſſelbe gilt in Anſehung von Perſonen, welche der Deutſchen Sprache 
nicht mächtig ſind. In der Vorunkerſuchung iſt jedoch die Zuziehung des Dol⸗ 
metſchers nicht erforderlich, wenn beide Gerichtsperſonen der fremden Sprache 

; mächtig find. In polizeigerichtlichen Strafſachen kann fie, ſelbſt in der Haupt⸗ 
| verhandlung, ſchon dann unterbleiben, wenn der Polizeirichter oder der Gerichts— 
ſchreiber dieſe Kunde beſitzt. 
$. 145. 


Der Dolmetſcher (F. 144.) hat, wenn er nicht ein- für allemal vereidet 

iſt, einen Eid dahin zu leiſten: 
daß er die Ueberſetzung unparteiiſch und gewiſſenhaft abgeben werde. 

Er darf nicht aus der Zahl der Zeugen und der bei Gericht mitwirkenden 
Perſonen ernannt werden. Es kann zu dieſer Verrichtung auch ein Angehöriger 
der zu vernehmenden Perſon genommen werden, wenn ein anderer hierzu Befä⸗ 
higter nicht herbeizuſchaffen iſt. 


o §. 146. 
3. Aufnahme Die Ausſage muß in der erſten Perſon und, ſoweit es geſchehen kann, 
a a mit den eigenen Worten des Vernommenen zu Protokoll genommen werden. 
: $. 147. 


In der Vorunterſuchung wird das Protokoll den vernommenen oder ſonſt 
mitwirkenden Perſonen, ſoweit es ſie betrifft, vorgeleſen oder geeigneten Falls 
zum eigenen Durchleſen vorgelegt. 

Werden hierbei die Ausſagen geändert oder vervollſtändigt, oder gegen 
deren richtige Aufnahme Erinnerungen erhoben, ſo iſt das Nöthige nachzutragen. 

Nach erfolgter Genehmigung wird das Protokoll von den vernommenen, 
ſowie von den anderen mitwirkenden Perſonen unterzeichnet, oder es muß von 
den Gründen, weshalb die Unterzeichnung nicht erfolgt ift, Erwähnung geſchehen. 


$. 148. 


Die Ausſage von Perſonen, welche der Deutſchen Sprache nicht mächtig 
ſind, muß in der Vorunterſuchung auch in der fremden Sprache, in das Pro- 
tokoll oder eine 1 0 „niedergeſchrieben werden, wenn dies der Vernommene 
verlangt, oder wenn der Richter es bei der Wichtigkeit der Sache oder ſonſt aus 
beſonderen Gründen für erforderlich erachtet. 


Es kann auch das Protokoll nur in der fremden Sprache qefit und 
nachträglich in das Deutſche übertragen werden, wenn Richter und Gerichts⸗ 
ſchreiber jener Sprache mächtig find. 5 


F. 149. 
Ein jedes Protokoll muß die Serina, des Ortes, Tages und Jahres 4 Algemene 
i 


der Verhandlung enthalten, und die amtliche 1 der Gerichtsperſonen, Verſtheißen 
welche zu deſſen Aufnahme mitgewirkt haben, erſehen laſſen. nahme der Pro⸗ 


In den Protokollen darf nichts ausradirt oder bis zur Unleſerlichket dul 


ſtrichen werden. Wird etwas Weſentliches durchſtrichen, zwiſchen die Zeilen oder 
zur Seite geſchrieben, ſo müſſen die Gerichtsperſonen die Aenderung oder den 
Zuſatz beſonders beglaubigen. 

§. 150. 


In der Vorunterſuchung wird das Protokoll von dem Richter dem Ge⸗ 
richtsſchreiber diktirt und am Schluſſe von beiden Gerichtsperſonen vollzogen. 

Der Gerichtsſchreiber ift verpflichtet, Bedenken gegen die Richtigkeit oder 
Vollſtändigkeit der Faſſung dem Richter Pae mitzutheilen und, ſoweit fie nicht 
gehoben werden, unter dem Protokolle zu bemerken. 


Vierter Abſchnitt. 


Vom Verhöre des Beſchuldigten und von der Ermittelung 
feiner perſönlichen Verhältniſſe. 


„„ 


Das Verhör des Beſchuldigten muß in der Weiſe erfolgen, daß ihm voll⸗ 
ſtändige Gelegenheit zur Beſeitigung der gegen ihn ſprechenden Verdachtsgründe 
und zu feiner ſonſtigen Rechtfertigung gegeben wird. : 


§. 152. 
Zwangsmittel jeder Art oder Verſprechungen, durch welche der Beſchuldigte 


zu irgend einer Erklärung vermocht werden ſoll, ſind unzuläſſig. 


$. 153. 

Entſtehen bei dem Richter Zweifel, ob der Beſchuldigte ſich in u 
fähigem Zuſtande befinde oder zur Zeit der That befunden habe, ſo iſt die 
Beobachtung und Unterſuchung deſſelben durch den Gerichtsarzt oder durch einen 
anderen approbirten Arzt, oder in beſonders zweifelhaften Fällen durch mehrere 
Aerzte zu veranlaſſen, und deren Gutachten nach Maäaßgabe der Vorſchritten im 
ſechsten Abſchnitte einzuholen. i i 
Jahrgang 1867. (Nr. 6704.) 128 $. 154. 


über die Auf. 


\ 
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$. 154. 

In einer jeden Unterſuchungsſache muß, und zwar, wenn möglich, ſchon 
vor Eröffnung des Hauptverfahrens, mittelſt 8 des Beſchuldigten, ſowie 
Ermittelung und Herbeiſchaffung der betreffenden Akten feſtgeſtellt werden, ob der 
Beſchuldigte ſich im Rückfalle befinde. In allen nicht blos polizeigerichtlichen 

Strafſachen muß fih dieſe Ausmittelung auch auf alle anderen von dem Be⸗ 
ſchuldigten erlittenen Vorſtrafen, auf den etwaigen Beſitz von Orden und Ehren⸗ 
zeichen, den Bezug von Gehältern und Penſionen, und wenn fich der Beſchul⸗ 
digte im militairpflichtigen Alter befindet, auf feine Militairverhältniſſe erſtrecken. 


Fünfter Abſchnitt. 
Vom Verhöre der Zeugen. 


$. 155. 


I. Zeugen pflicht Beim Vorhandenſein der Wahrſcheinlichkeit, daß eine ſtrafbare Handlung 
begangen worden ſei, kann an Jedermann im Staate ohne Unterſchied die Auf 
forderung gerichtet werden, ein gerichtliches Zeugniß Behufs Ermittelung der 
Wahrheit abzulegen. 

Die Verbindlichkeit, fih als Zeuge vernehmen zu laffen, erſtreckt ſich nicht 
auf die Perſonen, mit welchen der Beſchuldigte in auf- oder abſteigender Linie 
verwandt ift; noch auf feine Stief⸗, Schwieger⸗, Pflege- und Adoptiv⸗Eltern, Stief-, 
Schwieger, Pflege- und Adoptiv⸗Kinder, feine Geſchwiſter und deren Ehegatten, 
ſeinen Ehegatten und deſſen Geſchwiſter, gleichviel ob dieſe Ehen noch beſtehen 

. ; oder getrennt find. 

| Sie begreift nicht die Offenbarung folder Umſtände, welche den Zeugen 

ſelbſt als ſtrafbar erſcheinen laſſen, oder welche einem Geiſtlichen unter dem 
Siegel der Beichte oder ſonſt in ſeiner Eigenſchaft als Seelſorger, oder einem 
Vertheidiger in Beziehung auf dieſen ſeinen Beruf anvertraut worden ſind. 


$. 156. 


Die Pflicht öffentlicher Beamten zur Dienſtverſchwie enheit bildet kein 
Hinderniß ihrer Vernehmlaſſung als Zeugen. Der Beamte kann aber von der 
kern Behörde zur Verweigerung des Zeugniſſes ermächtigt werden, wenn 
die Ablegung deſſelben dem Staatswohle Nachtheil bereiten würde. Die end⸗ 
gültige Ertheilung dieſer Ermächtigung ſteht, wenn die Vernehmung des Beamten 
durch gerichtlichen Beſchluß für erforderlich erachtet wird, nur dem Staats⸗ 
miniſterium zu. 


Ba 


5 $. 157. 

2, Berfahren Wenn ein gehörig vorgeladener Zeuge ungehorſam ausbleibt, ſo kann ihn 
e Zeugen der Richter, vor welchem die Vernehmung erfolgen ſoll, mittelſt Vorführungs⸗ 
7 ge befehls entweder ſofort, oder zu einem neuen Termine geſtellen laſſen. Auf 

ußer⸗ 


m 


Außerdem verfällt der Zeuge in eine Geldbuße bis zu funfzig Thalern 
und iſt zur Tragung aller Koſten verpflichtet, welche durch ſein Ausbleiben ver⸗ 
anlaßt 9 1 5 f 9 a i 

Die Zurücknahme der Verfügung, durch welche diefe Folgen feſtgeſetzt 
werden, iſt von dem Richter nur dann zu bewilligen, wenn der 3 e 
zehn Tagen von deren Zuſtellung ab ſein Ausbleiben genügend entſchuldigt. 


2 


$. 158. 


Verweigert ein erſchienener Zeuge ohne geſetzlichen Grund die Ablegung 
des Zeugniſſes oder die Ableiſtung des Eides, fo konnen gegen ihn, außer der 
Auferlegung aller aus der Weigerung entſtehenden Koſten, die folgenden Beſtim⸗ 
mungen zur Anwendung gebracht werden: ; 


J) in polizeigerichtlichen Strafſachen wird gegen den Zeugen eine Geldbuße 
bis zu funfzig Thalern feſtgeſetzt, und zu ſeiner Vernehmung eine neue 
Sitzung oder ein neuer Termin beſtimmt. Verharrt hier der Zeuge bei 
ſeiner Weigerung, ſo tritt das unter Nr. 2. bezeichnete Verfahren ein; 


2) in anderen Strafſachen verordnet das Gericht, daß der Zeuge in das 
Unterſuchungsgefängniß abzuführen und daſelbſt bis zur erfolgten Er⸗ 
füllung ſeiner Zeugenpflicht zu verwahren ſei; das Gericht iſt jedoch be⸗ 
ugt 1 Falls das unter Nr. 1. gedachte Verfahren vorausgehen 
zu laſſen. 


Die Wiederaufhebung der Zwangshaft iſt jederzeit zuläſſig. Sie muß er⸗ 
folgen, wenn die par ſechs Monate gedauert hat. Handelt es fich jedoch um 
ein Verbrechen, ſo kann ſie bis zu Einem Jahre, und wenn die geſetzliche Strafe 
des Verbrechens zehn Jahre Zuchthaus überſteigt, bis zu zwei Jahren fort⸗ 
dauern. j 

Die Zwangshaft hört auf, ſobald der Zeuge feiner Verbindlichkeit nad- 
gekommen iſt. Erklärt er ſich hierzu im Laufe des Hauptverfahrens außerhalb 
einer Hauptverhandlung für bereit, ſo erfolgt ſeine Vernehmung in den Formen 
des Vorunterſuchungsverfahrens, ohne daß es der Zuziehung der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft oder des Angeklagten bedarf. 


$. 159. 


Die Befugniß zu den im vorhergehenden Paragraphen bezeichneten An⸗ 
ordnungen regelt ſich nach den Beſtimmungen des F. 121. Die Zuſtändigkeit in 
örtlicher Beziehung beſtimmt ſich im Ermiktelungsverfahren nach dem Orte, wo 
das Verhör erfolgen ſoll. 

s F. 160. 


Die eidliche Beſtärkung des Zeugniſſes darf bei keiner Zeugenvernehmung z. Nolhendig⸗ ö 
unterbleiben, inſofern nicht ein dieſe Unterlaſſung rechtfertigender Grund feft- Wind 
geſtellt iſt. , ee 

ar die bevorſtehende Eidesleiſtung ift der Zeuge ſchon vor dem Beginne 1 

(Nr. 6704.) 128* des 


3 des Verhörs hinzuweiſen, an die Heilighaltung dieſer Handlung und die Strafen 
des falen Zeugniſſes zu erinnern, und darauf aufmerkſam zu machen, daß 


der Eid fih auch auf die Beantwortung der allgemeinen Fragen (F. 140.) 
beziehe. 

© F. 161. 

4. Ausnahmen Es dürfen als Zeugen nicht vereidet werden: 


; derſelben, 
„ 1) die in Folge ſtrafgerichtlicher Verurtheilung zur Ableiſtung des Zeugen⸗ 
eides unfähigen Perfonen; 

2) Perſonen, welche jm Zeit ihrer Vernehmung das vierzehnte Lebensjahr 

noch nicht zurückgelegt haben / 

3) Perſonen, welche hinſichtlich der in Unterſuchung befangenen That als 


Thäter, Theilnehmer, Begünſtiger oder Hehler verdächtig oder bereits 


verurtheilt ſind 
4) er im zweiten Abſatze des $. 155. genannten Angehörigen des Beſchul⸗ 
igten. i 
Die unter Nr. 4. genannten Perſonen können jedoch nach richterlichem 
Ermeſſen mit dem Zeugeneide belegt werden, wenn es fich um eine That handelt, 
welche gegen fie ſelbſt oder gegen einen anderen Angehörigen der Familie began⸗ 
gen ſein ſoll. s. 162 ; 


Die Vereidung eines Zeugen kann unterbleiben, wenn ſich derſelbe wegen 
Verſtandesſchwäche, wegen feiner mangelnden Einſicht in das Weſen des Eides, 
wegen ſeines dringenden Intereſſes zur Sache oder aus anderen Gründen als 
beſonders unzuverläſſig darſtellt. 


9. 163. 


3 * bei Der Eid wird nach erfolgter Vernehmung von dem Zeugen dahin geleiftet: 
dere en Be⸗ 
ſtärkung. daß er von Allem, worüber er vernommen worden, nach ſeinem beſten 
Wiſſen die reine Wahrheit geſagt und wiſſentlich weder etwas verſchwie⸗ 
gen, noch hinzugeſetzt habe. 


In den Fällen, wo der Zeuge von der Befugniß Gebrauch macht, gewiſſe 


. Umſtände zu verschweigen, wird in die Edesformel vor dem Worte „wiſſentlich“ 
> die Einſchränkung: : 
pe: den Umſtänden, zu deren Offenbarung Zeuge fich nicht für ſchuldig 
alte, 
aufgenommen. 
§. 164. 
Die Eidesleiſtung erfolgt mündlich, indem der Richter die Worte des 
Eides vorſpricht. 


Stum⸗ 


j 
$ 
i 


Ei, 1 „„ er E 
- Stumme und Stotternde müſſen die ihnen vorzulegende Eidesformel Surh- 
leſen und unterzeichnen, Taube dieſelbe ableſen, inſofern dieſe Perſonen dazu im 
Stande ſind. 
$. 165, 

Oeffentliche Beamte, welche über Gegenftände, die ihr Amt betreffen, 
Zeugniß ablegen, haben die Richtigkeit ihrer Ausſage auf den von ihnen geleiſteten 
Dienſteid zu verſichern. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf das Zeugniß 
. über ſolche Thatſachen, die in keiner Beziehung zu dem Amte ſtehen, deren Kennt⸗ 
niß der Zeuge jedoch bei Gelegenheit der Ausübung ſeines Amtes erlangt hat. 


$. 166. 


Mitglieder des Königlichen Hauſes und der beiden Hohenzollernſchen 6. Vernehmung 5 


te e werden in ihrer Wohnung vernommen. bah Ken 
6 


ie Eidesformel wird ihnen von dem mit der Vernehmung beauftragten Sause. 
Richter vorgeleſen und zur eigenhändigen Unterſchrift vorgelegt. s 
Zur Hauptverhandlung werden ſie nicht vorgeladen, ſondern es foll ſtatt 
deſſen ihre protokollariſche Ausſage verleſen werden. 


$. 167. 


Sind Militairperſonen des Dienſtſtandes zu vernehmen, fo iſt der vor⸗ Vernehmung 
gefehte Befehlshaber um die Geſtellung zu erfuchen. In der orunterfuchung be 
ſoll jedoch, wenn der zu vernehmende Zeuge ſeinen Standort nicht am Sitze des Dienſtſandes. 
unterſuchungsführenden Richters hat, in der Regel das Militairgericht, ſofern fich 
ein N an jenem Orte befindet, um die Bewirkung der Vernehmung erſucht 
werden. 


Sechster Abſchnitt. 
Von dem Augenſcheine und von den Sachverſtändigen, i 


$. 168. 
Der gerichtliche Augenſchein ift einzunehmen, wenn ſich dies zur Aufklärung 1. Augenschein. 


eines mh Die 0 erheblichen Umſtandes, insbeſondere zur Feſtſtellung 
des Thatbeſtandes als nothwendig oder Aut mi darſtellt. N 
Das über den Befund und die Art und Weiſe ſeiner Ermittelung auf⸗ 
nehmende Protokoll muß fich nicht blos über die wahrgenommenen Erſcheinungen, 
ondern auch darüber aussprechen, welche Spuren oder Merkmale, die im Yor- 
liegenden Falle vermuthet werden konnten, gefehlt haben. 
Zur Veranſchaulichung find geeigneten Falls Handzeichnungen, Pläne oder 


Riſſe beizufügen. 
e $. 169. 


Wenn es ſich bei Einnahme des Augenſcheins oder ſonſt im Laufe der 2.Snchverftäne 1 


Unterſuchung um Thatſachen handelt, zu deren Ermittelung oder Beurtheilung dige 
Gr. 6704) der : 


1 
a 


— 974 — a 


der Richter einer fachkundigen Unterftüßung bedarf, jo hat er Sachverſtändige | 


zuzuziehen. 
N Si Auswahl der Sachverſtändigen und die Zahl derſelben, ſoweit ſie 
nicht im Geſetze geregelt iſt, hängt nach Erhebung der Strafklage lediglich von 
der Beſtimmung des Gerichts ab; daſſelbe it an die in dieſer Hinſicht geſtellten 
Anträge nicht gebunden. 

Die Staatsanwaltſchaft und der Angeklagte find jedoch befugt, Sachver⸗ 
ſtändige aus denſelben Gründen abzulehnen, welche ſie zur Ablehnung eines 
Richters berechtigen würden. 

$. 170. 

Sind für gewiſſe Arten von Gutachten Sachverſtändige bleibend angeſtellt, 
ſo iſt auf andere nur dann zurückzugehen, wenn Gefahr im Verzuge obwaltet 
oder ſonſtige beſondere Gründe eine Abweichung räthlich erſcheinen laſſen. 

Insbeſondere ſoll, wenn es auf ärztliche, wundärztliche oder geburtshülfliche 
Fragen ankommt, der Regel nach der Gerichtsarzt als Sachverſtändiger zuge⸗ 
zogen werden. 

GER 


Wenn die Sachverſtändigen eine Beſichtigung oder andere Unterſuchung 
vorzunehmen haben, ſo muß der Richter ihre Thätigkeit in einer dem Zwecke des 
Verfahrens entſprechenden 8 leiten und ſie auf alles dasjenige hinweiſen, 
worauf es nach dem Geſetze ankommt. 

Erſcheint die Anweſenheit des Richters nach Bewandtniß der Umſtände 
nicht angemeſſen oder nicht ausführbar, ſo muß er den Sachverſtändigen im 
Voraus beſtimmte Fragen zur Begutachtung vorlegen. 

See, 

Oeffentliche Beamte, welche als Sachverſtändige ein Gutachten abgeben, 
müſſen es auf den Dienſteid, die ein- für allemal vereidigten Sachverſtändigen 
daſſelbe auf dieſen Eid verſichern. Haben ſie, was auf Erfordern des Richters 
geſchehen muß, ihr Gutachten ſchriftlich ausgearbeitet, zu welchem Zweck ihnen 
die Akten verabfolgt werden können, ſo können ſie auch in dieſer Schrift jene 
Verſicherung abgeben. 

Andere Sachverſtändige ſind nach ihrer mündlichen Vernehmung oder nach 
Einreichung der ſchriftlichen Ausarbeitung dahin zu vereiden: 

daß ſie das von ihnen erforderte Gutachten ihrer Kenntniß und Erfah⸗ 
rung gemäß, nach ſorgfältiger Prüfung, unparteiiſch und gewiſſenhaft 
abgegeben haben. f | 

Die $$. 160. 161. Nr. 1—4., 162. und 164. finden auch auf Sachver⸗ 
ſtändige Anwendung. 


§. 173. 
Sind die Angaben der Sachverſtändigen hinſichtlich einer von ihnen wor 
ge 
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genommenen Beſichtigung oder fonftigen Unterſuchung dunkel, unvollſtändig oder 
unbeſtimmt, oder ſtehen ſie unter 19 oder mit dem Ergebniß anderer Ermitte⸗ 
lungen im Widerſpruch, ſo hat der Richter, wenn durch die nochmalige Befra⸗ 
gung der Sachverſtändigen eine Aufklärung nicht zu erreichen iſt, die Unter⸗ 
zu kae durch die nämlichen, oder durch andere Sachverſtändige wiederholen 
zu laſſen. 

Beruhen dagegen dieſe Mängel nicht in der Wahrnehmung oder Beob⸗ 
achtung der Sachverſtändigen, ſondern in den daraus hergeleiteten Schlußfolge⸗ 
rungen, oder liegen gegen die Richtigkeit der letzteren ſonſtige Bedenken vor, fo 
iſt, wenn es fich um ärztliche, wundärztliche oder geburtshülfliche Fragen handelt, 
das Obergutachten des Medizinalkollegiums der ini „ ſchließlich aber das⸗ 
jenige der wiſſenſchaftlichen Deputation für das Medizinalweſen, bei Fragen 
eines anderen Faches aber das höhere Gutachten eines von dem Richter zu 
e Sachverſtändigen oder geeigneten Falls einer techniſchen Behörde 
einzuholen. 


$. 174. 
Leichen dürfen in folgenden Fällen nicht ohne ſchriftliche Erlaubniß des 3. Verfahren in 
Staatsanwalts oder des Unterſuchungsrichters beerdigt werden: ee 


1) wenn die vermuthliche Veranlaſſung des Todes auf Zufall, Selbſtmord „ 
oder der Verſchuldung eines Anderen beruht; 


2) wenn der Tod zwar anſcheinend auf natürliche Weiſe, aber nicht unter 
den Augen der Hausgenoſſen des Verſtorbenen oder anderer unbeſchol⸗ 
tener Perſonen erfolgt ift; 


3) wenn ein uneheliches Kind todt zur Welt gekommen oder binnen 
24 Stunden nach der Geburt geſtorben und bei der Entbindung weder 
eine Hebeamme, noch eine andere unverdächtige Perſon zugezogen ge⸗ 
weſen iſt. 

Die Ortspolizeibehörden ſind in dieſen Fällen verpflichtet, die Leiche und 
die bei derſelben gefundenen Gegenſtände ficher zu ſtellen, eine Beſchreibung Der- 
ſelben aufzunehmen, und den Befund unverzüglich dem Staatsanwalt anzuzeigen. 

F. 175. 

Liegt der Verdacht vor, daß die Todesurſache auf einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung beruhe, und läßt ſich derſelbe durch die außergerichtliche oder gerichtliche 
Beſichtigung der Leiche nicht vollſtändig beſeitigen, ſo muß zur Leichenöffnung 
geſchritten werden. 

Ergiebt ſich dieſer Verdacht erſt nach der Beerdigung der Leiche, ſo muß, 
wenn ſich von der Oeffnung derſelben noch ein Ergebniß erwarten läßt, zu dieſem 
Zweck ihre Wiederausgrabung erfolgen. 


$. 176. 


Bevor die Leiche geöffnet wird, iſt dieſelbe ſolchen Perſonen, welche den 
(Nr. 6704.) Ver⸗ 


BERN = 


Verſtorbenen gekannt haben und, wenn nicht beſondere Hinderniſſe entgegenſtehen, 
demjenigen, welcher der That beſchuldigt oder verdächtig iſt, zur Anerkennung 
vorzuzeigen. 5 


ST: 

Kann die Werfönlichkeit des Verſtorbenen auf andere Weiſe nicht feſtgeſtellt 
werden, ſo muß eine genaue Beſchreibung der Leiche in den öffentlichen Blättern 
bekannt gemacht werden. 

Dieſe Beſtimmung iſt in den Fällen des §. 174. auch dann zu beobachten, 
wenn eine Leichenöffnung nicht erfolgt. 


$. 178. 


Die Leichenöffnung wird in Gegenwart der ce ee durch den 
Gerichtsarzt und den Gerichtswundarzt vorgenommen. öthigenfalls (§. 170.) 
kann ſtatt des einen dieſer Aerzte ein anderer approbirter Arzt zugezogen werden. 

Hat vor dem Tode des Verſtorbenen deſſen Behandlung durch einen Arzt 
ſtattgefunden, fo iſt dieſem, ſofern es ohne Verzögerung geſchehen kann, Gelegen⸗ 
heit zu geben, der Leichenöffnung beizuwohnen. 125 


K 179. 


Bei jeder Leichenöffnung muß die Oeffnung der Kopf-, Bruſt⸗ und Unter- 
leibshöhle und der dort liegenden Eingeweide vollſtändig geſchehen, auch wenn die 
Todesurſache bereits irgendwo im Körper aufgefunden worden iſt. 


$. 180. 


Llegt der Verdacht einer Vergiftung vor, fo ift die Unterſuchung der ver⸗ 
dächtigen Stoffe durch einen hierzu geeigneten Chemiker unter Aufſicht des 
. zu bewirken. Der Richter kann auch dem Chemiker allein die Unter⸗ 
ſuchung überlaſſen. Er hat in allen Fällen Vorkehrungen gegen eine Verwechſe⸗ 
lung der Stoffe zu treffen und, wenn es geſchehen kann, einen Theil der Stoffe 
zurückzubehalten, damit eine wiederholte Unterſuchung möglich bleibe. 


$. 181. 


Das auf den Grund der Leichenöffnung und der fonft etwa hinzugetretenen 
Ermittelungen zu erſtattende Gutachten muß ſich jederzeit über die Urſache des 
Todes, unter Berückſichtigung der etwa aufgefundenen Werkzeuge der That, und 
geeigneten Falls auch darüber ausſprechen, welche beſondern Umſtände etwa zun 
Herbeiführung des Todes mitgewirkt haben. 8 

Die Unterfuchung der Leiche eines Neugeborenen und das darüber abzu⸗ 


gebende Gutachten iſt auch darauf zu richten, ob das Kind lebendig geboren 


worden, und ob es reif, oder doch fähig geweſen ſei, ſein Leben außer dem 
Mutterleibe fortzuſetzen. : l i l 


5. 182. 


„„ 


$. 182. 


Bei Brandſtiftungen ift der Ort, wo der Zündſtoff gelegt und das Feuer n. en ranpe 
zuerſt ausgebrochen ift, nebſt den Umſtänden, welche auf die Entſtehungsart m 
deffelben ſchließen laſſen, die Ausdehnung des Brandes, die Entfernung der 
Brandſtätte von anderen Gebäuden, und überhaupt die Größe der Gefahr für 
Leben und Eigenthum, ſowie der ungefähre Betrag des wirklich entſtandenen 
Schadens auszumitteln. 


$. 183. 


Bei Unterſuchungen wegen Münzverbrechen oder Münzvergehen muß zur e. bei Manser. 
Feſtſtellung der Falſchheit und der Art und Weiſe ihrer Bewirkung das Gut "nun Ming 
achten der General-Münzdirektion, und wenn es fich um inländiſches Papier⸗ 
geld oder demſelben gleichgeſtellte inländiſche Papiere handelt, derjenigen Be⸗ 
hörde, von welcher Papiere dieſer Art in Umlauf geſetzt werden, eingeholt werden. 


$. 184. 


Wenn die Aechtheit oder Unächtheit einer Handſchrift oder deren Urheber a en de veot- 
zu ermitteln ift, fo find zum Zwecke der Schriftvergleichung geeigneten Falls $g ten San: 
Schreibverſtändige zuzuziehen. Die ll zu dieſem Zweck find 
caffe a Falls in der nämlichen Weiſe wie andere Ueberführungsſtücke herbei⸗ 

zuſchaffen. : 


Der Beſchuldigte kann auch aufgefordert werden, einige Worte oder Sätze „ 


in Gegenwart der Gerichtsperſonen niederzuſchreiben. Wenn er ſich deſſen weigert, 
ſo iſt dies im Protokolle zu bemerken. 


$. 185. 


Schriftſtücke, welche in einer anderen als der Deutſchen Sprache abgefaßt o veisuja 
find, werden erforderlichen Falls durch einen vereideten Dolmetſcher ($. 145.) in fender Sache 
ſchriftlich überſetzt. In der Hauptverhandlung kann die Uebertragung auch münd⸗ 

lich geſchehen. 


$. 186. 


Die Vorſchriften des §. 167. und der beiden erſten Abſätze des $. 155. 4. Schluß⸗ 
ſind auch auf Sachverſtändige zu beziehen, desgleichen kommt auf Sachverſtän⸗ beftimmungen, 
dige der $. 157. und zwar auch bei Säumigkeit in der Ablieferung ſchriftlicher ; 
Ausarbeitungen, und erforderlichen Falls der $. 158. in Anwendung. 

Die angeführten Beſtimmungen, e der F. 161. Nr. 1—4., die beiden 
letzten Abſätze des $. 169. und der erſte Abſatz des F. 170. erſtrecken fih in 

leichem Maaße auch auf Dolmetſcher. Muß jedoch ein Angehöriger des Beſchul⸗ 
digten zum Dolmetscher genommen werden (F. 145.), ſo bleibt die Nr. 4. des 
$. 161. und der letzte Abſatz des $. 169. außer Anwendung. 


Jahrgang 1867. (Nr. 6704) 129 Sie⸗ 


Siebenter Abfchnitt. 


Von der Aufrechterhaltung der Ordnung bei den Verhandlungen der 
AUnterſuchung. 


: $. 187. 
Perſonen, welche in einer gerichtlichen Verhandlung Störung verurſachen, 


oder in ſonſtiger Weiſe die geziemende Ordnung verletzen, kann der Richter, 
welcher die Verhandlung leitet, entweder ſogleich, oder nach vorgängiger frucht⸗ 
loſer Ermahnung aus dem Verhandlungszimmer entfernen, und wenn dieſelben 
ſich dieſem Befehle nicht fügen oder ihr ordnungswidriges Verhalten fortſetzen, 
ſofort in das Unterſuchungsgefängniß abführen und daſelbſt auf eine ſchriftlich 


zu beſtimmende Zeit, welche vier und zwanzig Stunden nicht überſteigen darf, 
verwahren laſſen. In dem Protokolle iſt der Hergang zu verzeichnen. 


$. 188. 


Geſchieht die Verletzung der Ordnung in der Sitzung eines erkennenden 
Gerichts, ſo kann das Gericht, mag der Vorſitzende von den Befugniſſen des 
vorhergehenden Paragraphen Gebrauch gemacht haben oder nicht, gegen den 
Uebertreter eine Gefängnißſtrafe bis zu acht Tagen durch einen nach Anhörung 
der Staatsanwaltſchaft zu faſſenden und ſofort vollſtreckbaren Beſchluß feſtſetzen. 


$. 189. 


Sind die in den $$. 187. und 188. vorgeſehenen Maaßregeln gegen einen 
Angeklagten in der Sitzung eines erkennenden Gerichts ergriffen worden, und iſt 


derſelbe demgemäß aus dem Sitzungsſaale entfernt oder in das Gefängniß ab⸗ 
geführt worden, ſo wird das Verfahren in ſeiner Abweſenheit fortgeſetzt, dabei 
jedoch der anweſende Vertheidiger mit ſeinen Anträgen und Ausführungen dehnten 
Die ergriffene Maaßregel kann jederzeit zurückgenommen und dem Angeklagten 
die Anweſenheit bei der Verhandlung geſtattet werden. 


$. 190. 


Wenn das ordnungswidrige Verhalten gleichzeitig eine in den Straf⸗ 
eſetzen vorgeſehene Handlung darſtellt, fo wird durch den Gebrauch der in den 
\ 187. und 188. enthaltenen Befugniſſe die demnächſtige ſtrafrechtliche Ber- ; 
olgung nicht ausgeſchloſſen. Der Richter oder das Gericht kann gegen den 
Thäter ſofort den Haftbefehl erlaſſen, und hat über den Vorfall ein beſonderes 
Protokoll aufzunehmen und der Staatsanwaltſchaft mitzutheilen. 


$. 191. 


Bei Hausſuchungen und anderen an Ort und Stelle vorzunehmenden a 
Unterſuchungshandlungen kann der Beamte, welcher die Handlung leitet , mee | 
TER er⸗ 


Perſonen, welche feinen für die Wirkſamkeit der Handlung nothwendigen An⸗ 
ordnungen entgegenhandeln, ergreifen und bis zur Beendigung ſeiner Verrichtungen, 
keinenfalls aber länger als vier und zwanzig Stunden, feſthalten laſſen. f 


Zehnter Titel. 


Von Friſten und von Zuſtellungen, ſowie von der Vollſtreckung der 
gerichtlichen Beſchluͤſſe und Verfügungen. 


N $. 192. 


Bei der Berechnung von Friſten kommt der Tag, an welchem die den 1. Sriften, - 
Friſtenlauf begründende Thatſache eingetreten iſt, nicht mit in Anſchlag. Iſt der 
letzte Tag der Friſt ein Sonntag oder allgemeiner Feiertag, ſo endigt die Friſt 
an dem nächſtfolgenden Werktage. Gerichtsferien ſind auf den Lauf der Friſten 
ohne Einfluß. 
Wenn das Geſetz eine Friſt von vier und zwanzig Stunden beſtimmt, ſo 
iſt darunter der ganze folgende Tag zu verſtehen. 


$. 193. | 


Die Bekanntmachung gerichtlicher Urtheile, Beſchlüſſe und Verfügungen 2. Suſtellung n 
geſchieht durch Zuſtellung, inſoweit nicht das Geſetz eine Verkündung vorge der gerichtlichen 


ſchrieben hat. ae er 


$. 194, fügungen. > 


Alle gerichtlichen Urteile, Beſchlüſſe und Verfügungen, in Anſehung deren 3 gerptishn 
eine Zuſtellung erforderlich iſt, desgleichen alle nicht blos den inneren Dienſt der der Shag 


Gerichte oder die Ordnung in den Sitzungen betreffenden Beſchlüſſe und Ver⸗ gibin in 5 


fügungen, welche einer Vollſtreckung bedürfen, müſſen der Staatsanwaltſchaft Suſtellung und 


übergeben werden, welche das zu jenem Zweck Erforderliche zu veranlaſſen hat. Sesma ; 


* 


Der Unterſuchungsrichter und der Polizeirichter können Zuſtellungen aller Art, 
ſowie die Vollſtreckung von Beſchlüſſen und Verfügungen auch unmittelbar ver⸗ 
anlaſſen. 

$. 195. 


Urtheile werden dem Angeklagten in beglaubter Abſchrift, andere Urkunden 4. Jorn der gu - 


py 


werden in einfacher Abſchrift zugeſtellt. , ftellungen. 
Vorladungen müſſen die Angabe der Nachtheile enthalten, welche den Gez 
ladenen im Falle des Ausbleibens kreffen. 


Br $. 196. 

Wird die Perſon desjenigen, an den die Zuſtellung erfolgen foll, nicht an- 
getroffen, fo geſchieht dieſelbe an einen in ſeiner Wohnung anweſenden erwachſenen 
(Nr. 6704.) ; s 129* An⸗ 


3 
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Angehörigen oder Dienſtboten, äußerſten Falls aber an den Hauswirth oder den 

Vermiether. Iſt von dieſen Perſonen Niemand zur Stelle oder verweigert der 
auswirth oder Vermiether die Empfangnahme, ſo ſind die zu behändigenden 
chriftſtücke an der Stuben- oder Hausthür zu befeſtigen. 


$. 197. 


Die Zuſtellungen erfolgen durch die für dieſes Geſchäft ermächtigten und 
verpflichteten Beamten. ; 

Ein jeder Beamte, welcher eine Zuftellung bewirkt, muß darüber eine Ur⸗ 
kunde aufnehmen. Das hierbei zu beobachtende Verfahren bleibt der Regelung 
im Juſtiz⸗Verwaltungswege vorbehalten, bis zu welcher die bisherigen Vorſchriften 
in Geltung bleiben. $ 


$. 198. 


Die Zuſtellungen können auch durch die Poſt nach Maaßgabe der in 
den älteren Landestheilen über die Poſt⸗Inſinuationen geltenden Vorſchriften 
erfolgen. 

$. 199. 


Vorladungen von Zeugen und Sachverſtändigen können in dringenden Fällen 
auch telegraphiſch erfolgen, wobei es einer Androhung der im Falle des Aus⸗ 
bleibens eintretenden Nachtheile ($. 195.) nicht bedarf. 


$. 200. 


Die mündliche Bekanntmachung einer Vorladung oder die Vorleſung einer 
Urkunde vor Gericht hat, wenn darüber von einem Richter oder Gerichtsſchreiber 
ein Vermerk zu Protokoll aufgenommen wird, alle Wirkungen einer gehörig er⸗ 
i 1 Zuſtellung. Der gleichzeitigen e Mittheilung der Urkunde be⸗ 

arf es nur in den Fällen, in welchen das Geſetz die Ertheilung einer beglaubten 
Abſchrift vorſchreibt. 
Zeugen und Sachverſtändige können in derſelben Form auch durch Beamte 
der Staatsanwaltſchaft oder der gerichtlichen Polizei geladen werden. 


F. 201. 


Zuſtellungen an Perſonen, welche im Auslande wohnen oder ſich aufhalten, 
ſind gehörig erfolgt, wenn ſie im Auslande durch die zuſtändige Behörde oder 
den zuſtändigen Beamten nach den dort geltenden Vorſchriften bewirkt worden ſind. 

Soll die Zuftellung an einen der Gerichtsbarkeit des fremden Staats nicht 
unterworfenen Preußen erfolgen, ſo wird der Nachweis der Zuſtellung durch eine 
Beſcheinigung des Miniſteriums der auswärtigen . oder der be⸗ 
treffenden Königlichen Geſandtſchaft, daß und an welchem Tage die Aushändigung 
der zuzuſtellenden Schriftſtücke erfolgt ſei, geführt. 9. 202 


ne 


$. 202. 


In allen Fällen, wo an einen zur Hauptverhandlung erſter Inſtanz gültig 
vorgeladenen Angeklagten irgend eine fernere Zuſtellung nicht auf die geſetzlich 
vorgeſchriebene Weiſe (GY. 196. bis 200.) im Inlande bewirkt werden kann, 
wird die Zuftellung für gehörig geſchehen erachtet, wenn die zuzuſtellende Schrift 
vierzehn Tage lang in dem Gebäude des Gerichts erſter Inſtanz öffentlich aus⸗ 
gehangen hat. 

Urtheile werden in beglaubter Abſchrift ausgehangen, welche nur den ent- 
ſcheidenden Theil enthält, Rechtfertigungsſchriften bedürfen in einem ſolchen Falle 
der Mittheilung nicht. 1 

$. 203. 


Der Staatsanwaltſchaft gegenüber gelten die gerichtlichen Urtheile, Be⸗ 
ſchlüſſe und Verfügungen als zugeſtellt, wenn die Mittheilung der Urſchrift an 
dieſelbe erfolgt iſt. Beginnt von dieſem Zeitpunkt eine Friſt zu laufen, ſo muß 
der Tag, an welchem die Mittheilung erfolgt, von den zuſtändigen Beamten der 
Staatsanwaltſchaft auf der Urſchrift beſcheinigt werden. 


$. 204. 


Benachrichtigungen, welche weder eine Vorladung enthalten, noch einen 
len begründen, können durch ein einfaches auf die Poſt gegebenes Schreiben 
erfolgen. 


Eilfter Titel. 
Von der Vertheidigung des Beſchuldigten. 


$. 205. 
Die Vertheidigung eines Beſchuldigten, als Beiſtand oder Vertreter 1. Personen, 
deſſelben, zu führen, ſind nur befugt: welche als Ver. 


theidiger ges 
1) Rechtsanwalte und Advokaten, welche zur Praxis bei Preußiſchen Ge- wih werden 
richten berechtigt find; ; 
2) die an inländiſchen Univerſitäten habilitirten Doktoren der Rechte; 
3) Beamte, welche zu ihrer Ausbildung für das Richteramt bei einem Ge⸗ 
richte beſchäftigt werden, mit Genehmigung des Vorſtandes dieſes Gerichts; 
4) der Ehemann und Vormund, Verwandte in auf- und abſteigender Linie, 
Brüder und Schwäger des Beſchuldigten, ſofern ſie großjährig und im 
Vollgenuſſe der bürgerlichen Ehre find; 
5) andere Perſonen nur mit beſonderer Genehmigung des Gerichts, Staats- 
beamte außerdem nur mit Bewilligung ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde. 
(Nr. 6704.) Der 


2. Zuordnung 
eines Vertheidi⸗ 


gers. 


a 3. Befugniffe 
eg Datei., 


ders 
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Der Beſchuldigte kann ſich auch mehrere Vertheidiger wählen, vorbehaltlich 
der Befugniß des Gerichts, dieſes Recht im Falle des Mißbrauches zu beſchränken. 


$. 206. 


Zum Hauptverfahren vor dem Schwurgerichtshofe muß dem Angeklagten 

TA ein Vertheidiger von Amtswegen zugeordnet werden. Jedoch bleibt dem i 
ngeklagten vc aten „ſich demnächſt des Beiſtandes eines anderen zuläſſigen 

Vertheidigers zu bedienen. 

Auch zum Hauptverfahren vor der Strafkammer kann dem Angeklagten 
auf deffen Antrag ein Vertheidiger zugeordnet werden. | 

Ein gemeinſchaftlicher Vertheidiger für mehrere Angeklagte darf nur dann 
beſtellt werden, wenn deren Intereſſen ſich nicht im Widerſtreite befinden. 


$. 207. 5 


Die Auswahl des zuzuordnenden Vertheidigers erfolgt in dringenden 
Fällen durch den Vorſitzenden, im Uebrigen durch den Präſidenten oder Direktor i 
des Gerichts, bei welchem die Sache verhandelt wird, aus den bei dieſem Ge. 
richte zur Praxis berechtigten Rechtsanwalten oder Advokaten, geeigneten Falls auch 
aus den bei dieſem Gerichte zur Ausbildung für das Richteramt beſchäftigten 
Beamten. un. 

Für eine beſtimmte Unterſuchungsſache kann die Verpflichtung, die Ver⸗ 
theidigung zu übernehmen, durch das Appellationsgericht auch anderen in ſeinem 
Bezirke angeſtellten Rechtsanwalten oder Advokaten auferlegt werden. 


F. 208. 


Zu der Einnahme des Augenſcheins ſoll der Vertheidiger auf ſein Verlangen 
ſchon in der Vorunterſuchung zugezogen werden. Im Uebrigen findet zu Unter- 
ſuchungsverhandlungen vor Eröffnung des Hauptverfahrens die Zulaſſung eines 
Vertheidigers nicht ſtatt. 

F. 209. i 


Nach eröffnetem Hauptverfahren ift der verhaftete Angeklagte befugt, ſich mit 
ſeinem Vertheidiger zu beſprechen, und zwar ohne Beiſein einer Gerichtsperſon, 
wenn der Vertheidiger ein in Eid und Pflicht ſtehender Juſtizbeamter iſt. ; 

Von dem nämlichen Zeitpunkte an fteht einem jeden Vertheidiger, den im 
F. 205. Nr. 4. genannten Perſonen jedoch nur mit beſonderer Genehmigung des 
Gerichts, das Recht der Akteneinſicht zu. Eine Verabfolgung der Akten in die 
Wohnung des Vertheidigers iſt unſtatthaft 


$. 210. 


Dem zugeordneten Vertheidiger ift die zur Hauptverhandlung beſtimmte 
Sitzung von dem Vorſitzenden bekannt zu machen. An einen erwählten Ver⸗ 
theidiger erfolgt dieſe Benachrichtigung nur dann, wenn der Angeklagte Ve 

11. 


. 


; , — „„ 
ift und die von ihm getroffene Wahl dem Gerichte zeitig vor der Sitzung an⸗ 
gezeigt hat. ; 
Sal 
Dem Vertheidiger eines verhafteten Angeklagten find auf ſein Verlangen 


von dem Gerichtsſchreiber die Anklageſchrift nebſt dem Verweiſungsbeſchluſſe, und 


in den höheren Inſtanzen die Rechtfertigungsſchriften der Staatsanwaltſchaft in 
Abſchrift unentgeltlich mitzutheilen. 


K. 212, 


Die Gültigkeit der Hauptverhandlung iſt in keinem Falle dadurch bedingt, 
daß die Vertheidigung des Angeklagten durch den erwählten oder zugeordneten 
Vertheidiger wirklich geführt werde, wenn nur in dieſer Beziehung von Gerichts- 
wegen den geſetzlichen Vorſchriften genügt worden iſt. 

Erachtet das Gericht die Vertagung der Hauptverhandlung in Folge einer 
dem Vertheidiger zur Laſt fallenden Verſchuldung für nothwendig, ſo kann dem⸗ 
ſelben auch der Erſatz der durch die Erneuerung des Verfahrens erwachſenen Koſten 
im Disziplinarwege auferlegt werden. 


$. 213. 


Werden dem Angeklagten in der Hauptverhandlung Fragen über thatſäch⸗ 
liche Umſtände vorgelegt, ſo darf er ſich vor deren Beantwortung mit dem Ver⸗ 
theidiger nicht beſprechen. 

$. 214. 

Die Zulaſſung eines Vertheidigers für einen nicht ſelbſt anweſenden An⸗ 
geklagten findet in der Verhandlung erſter Inſtanz, ſelbſt zur Ausführung des 
Rechtspunltes „nur dann ſtatt, wenn es fich in der Unterſuchung nur um eine 
Uebertretung oder um ein nur mit Geldbuße bedrohtes Vergehen handelt. 

An den Beſtimmungen des F. 189. wird hierdurch nichts geändert. 


$. 215. 


So oft ein erwählter Vertheidiger ſtatt des Beſchuldigten handelnd auf 
tritt, muß er ſich durch eine Vollmacht ausweiſen, inſofern er nicht zu den im 
H. 205. Nr. 4. bezeichneten Perſonen gehört. Der zur Hauptverhandlung er- 
wählte Vertheidiger iſt, inſofern nicht eine andere Abſicht des Angeklagten erhellt, 
auch zur Einlegung von Rechtsmitteln gegen das Urtheil für ermächtigt zu erachten. 


$. 216. 


Ein Vertreter welcher nur zu dem Zwecke erſcheint, um das Ausbleiben 
des Angeklagten zu entſchuldigen, iſt den Vorſchriften dieſes Titels nicht unter⸗ 
worfen. 


Fr. 6704.) 3wölf⸗ 


4. Schluß⸗ 


beſtimmung. 


RV 


ENT 


Zwölfter Titel. 
Von dem Hauptverfahren im Allgemeinen. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Vorbereitung der Hauptverhandlung. 


. ai 


I. Veftimmung Die Beſtimmung der Sitzung, in welcher die Hauptverhandlung ſtattfinden 
der Sizung, ſoll, erfolgt auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft durch den Vorſitzenden des 
erkennenden Gerichts. 


* $. 218. 


2̃. Vorladung Die Staatsanwaltſchaft läßt den Angeklagten, falls dieſer nicht verhaftet, 
Re Sal vehat noch in Haft zu nehmen iſt, zu der anberaumten Sitzung vorladen und demſelben 
sten ages gleichzeitig die Anklageſchrift und den Verweiſungsbeſchluß der Raths⸗ oder An⸗ 
klagekammer, falls ein ſolcher ergangen ift, zuſtellen. 


$. 219. 


Zwiſchen dieſer Zuſtellung und der Verhandlung muß eine Friſt von 
mindeſtens acht Tagen in der Mitte liegen. Das Gericht kann jedoch, wenn 
dieſe Friſt nicht beobachtet worden ift, dennoch mit der Verhandlung vorſchreiten, 
ſofern der Angeklagte bei ſeiner erſten Verantwortung auf die Anklage einen 
Antrag auf Vertagung der Sitzung nicht geſtellt hat. 


$. 220. 


3. Vernehmung Iſt der Angeklagte Se oder in Haft zu nehmen, fo hat die Staats- 
e anwaltſchaft bei dem erkennenden Gerichte unverzüglich, nachdem ihr der Beſchluß 
gelogen. oder die Verfügung über Eröffnung des Hauptverfahrens zugegangen ift, zu ver- 
anlaſſen, daß der Angeklagte in das Gefängniß am Sitze dieſes Gerichts ab- 

geliefert und binnen längſtens drei Tagen unter Vorleſung der im F. 218. pe- 


eien Schriftſtücke über die zu ſeiner Vertheidigung dienenden Thatſachen und 


eweismittel, und namentlich über die Zeugen vernommen werde, welche er zu 
der ihm gleichzeitig oder nachträglich bekannt zu machenden Sitzung zur Haupt⸗ 
verhandlung vorgeladen wiſſen wolle. Dieſe Kundmachungen ziehen für den 
Fall, daß der Verhaftete ſich demnächſt der del entzieht oder aus derſelben ent⸗ 
laſſen wird, alle Wirkungen einer unter der gehörigen Warnung rechtzeitig 
erfolgten Vorladung von Rechtswegen nach ſich. 
Kann der Angeklagte die erforderte Erklärung nicht auf der Stelle ab⸗ 
geben, wünſcht er insbeſondere eine vorgängige Unterredung mit dem erwählten 


oder mit dem ihm zugeordneten und bei der 1 namhaft de machen⸗ 


den Vertheidiger, ſo iſt die Befragung nach einer kurzen Friſt zu wie m 
n 
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In ſchwurgerichtlichen Sachen erfolgt die Vernehmung des Angeklagten . 

über ſeine Vertheldigungsuuttel durch den Vorſtenden des Schwurgerichtshofes, . 
oder, wenn dieſer nicht zur Stelle iſt, durch einen von dem Vorſitzenden der 9 
Strafkammer zu ernennenden Richter. 5 


$. 221. 


Als Zeugen oder Sachverſtändige hat die e nicht blos 4. Vorladung 
die in der bm benannten, ſondern auch alle diejenigen laden zu laſſen, been R. 
A „PER as Gericht oder der Vorfigende, deſſelben für erforderlich digen. 
erachtet. e . 


$. 222. 


Verlangt der Angeklagte die Vorladung von Zeugen oder Sachverſtän⸗ 
digen, oder die Herbeiſchaffung anderer Beweismittel, ſo hat er dies zeitig vor 
der Sitzung der Staatsanwaltſchaft anzuzeigen und dabei die Punkte, welche 
durch die einzelnen Beweismittel feſtgeſtell, insbeſondere die Thatſachen, worüber 
die Zeugen vernommen werden follen, beſtimmt zu bezeichnen. 

Erachtet die Staatsanwaltſchaft, daß die angeführten Umſtände ohne Ein⸗ 
fluß auf die Beurtheilung der Sache ſeien, oder findet ſie ſonſtige Bedenken, 
den Anträgen des Angeklagten ſtattzugeben, ſo hat ſie hierüber unverzüglich den 
Beſchluß des Gerichts einzuholen, welcher dem Angeklagten, inſoweit dadurch 
pin Anträge zurückgewieſen werden, bekannt zu machen ift. Der Beſtimmung 

es Gerichts unterliegt auch die Zahl der vorzuladenden Zeugen, falls deren 
mehrere über einen und denſelben Umſtand in Vorſchlag gebracht worden ſind. 

Der Angeklagte iſt befugt, auch ſelbſt Zeugen und Sachverſtändige zur 
Sitzung zu geſtellen, welche jedoch auf Entſchädigung aus Staatsmitteln keinen 
Anſpruch haben. ; 


$. 223. 


: Der Angeklagte ift in allen Fällen verpflichtet, Die Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändige, welche auf ſeinen Antrag vernommen werden ſollen, ſpäteſtens am 
vierten Werktage vor dem Beginne der Verhandlung der Staatsanwaltſchaft 
namhaft zu machen, und zwar unter Bezeichnung aller zur Feſtſtellung ihrer 
Perſönlichkeit erforderlichen Merkmale. f 

Das Nämliche iſt von der Staatsanwaltſchaft dem Angeklagten gegen⸗ 
über zu beobachten, falls ſie außer den in der Anklageſchrift benannten, oder von 
dem Angeklagten ſelbſt in Vorſchlag gebrachten Zeugen und Sachverſtändigen 
die Vorladung noch anderer Zeugen oder Sachverſtändigen, fei es in Folge 
gerichtlicher Anordnung oder nach eigenem Ermeſſen, bewirkt. 


$. 224. 


Wenn dem Erſcheinen eines Zeugen oder Sachverſtändigen in der Haupt- 5. Kommiſ⸗ 
verhandlung Krankheit, Altersſchwäche, große Entfernung, die Erfüllung militai⸗ eee, 
riſcher Dienſtpflichten, oder andere unabwendbare Hinderniſſe entgegenſtehen, fo wn 
muß deſſen anderweite gerichtliche Vernehmung, ſofern fie nicht bereits in dem 

Jahrgang 1837. (Nr. 6704) 130 vor⸗ 
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: vorausgegangenen Verfahren vollſtändig ale. ift, von dem Gerichte angeordnet 


8 1. Ununterbro⸗ 
chene Anweſen⸗ 


beit der zur Mit 


wirkung berufe⸗ 
nen Perſonen. 


werden. In der 11 Weiſe iſt zu verfahren, wenn eine andere Beweis⸗ 
erhebung außerhalb der Gerichtsſtelle vorzunehmen iſt. 


$. 225. 


In Bezug auf diefe Beweisverhandlungen (§. 224.), welche in den For- 
men des Vorunterſuchungsverfahrens zu bewirken ſind, ſtehen, wenn ſie im In⸗ 
lande ſtattfinden, der Staatsanwaltſchaft und dem Angeklagten, ſowie dem Ber- 
theidiger, die nämlichen Befugniſſe, wie in Betreff der Hauptverhandlung, zu. 

Der verhaftete Angeklagte kann jedoch feine Vorführung nicht verlangen. 


Iweiter Abſchnitt. 


Von der Hauptverhandlung. 


$. 226. 


Die zur Entſcheidung berufenen Richter und Geſchworenen, der mitwir⸗ 
kende Beamte der Staatsanwaltſchaft und der Gerichtsſchreiber müſſen der ganzen 
Hauptverhandlung beiwohnen, bei Vermeidung der Nichtigkeit. 

Bei Verdolmetſchungen der Anklageſchrift oder anderer in Deutſcher Sprache 
abgefaßten Schriftſtücke an einen dieſer Sprache nicht mächtigen Angeklagten be- 
darf es der Gegenwart der beiſitzenden Richter nicht. 


§. 227. 


Bei Verhandlungen von längerer Dauer können Ergänzungsrichter zuge: 
zogen werden, welche, wenn eine Vertretung nothwendig wird, nach dem Dienſt⸗ 
alter eintreten, bis dahin aber den Berathungen beizuwohnen haben, ohne an 
denſelben Theil zu nehmen. 

Wird die Vertretung in der Perſon des Vorſitzenden erforderlich, fo tritt 
der älteſte der beiſitzenden Richter an deſſen Stelle, ſofern nicht das Gericht die 


Vertagung der Sache für angemeſſen erachtet. 


2. Verlegung, 
Unterbrechung 


i and Vertagung 
der Verhand- 
lung. 


$. 228. 


Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft und des Gerichtsſchreibers können 
durch verſchiedene Beamte nach einander wahrgenommen werden. Es können auch 
gleichzeitig mehrere Beamte der Staatsanwaltſchaft der Verhandlung beiwohnen 
und ihre Amtsverrichtungen nach ihrem Ermeſſen unter ſich vertheilen. 


$. 229. 


So lange die Verhandlung nicht begonnen bat, kann der Vorſitzende ſie 


erforderlichen Falls auf einen anderen Tag verlegen. 8. 230 


„ 


Er 


— 
3 


E T — 


§. 230. 


Eine einmal begonnene Verhandlung darf nur inſoweit unterbrochen wer⸗ 


den, als dies nach dem Ermeſſen des Vorſitzenden zur Erholung der mitwirken⸗ 
den 110 . oder aus anderen in der Sache ſelbſt liegenden Gründen noth- 
wendig iſt. 

Zwiſchen dem Tage der Abbrechung einer Verhandlung und deren Wieder⸗ 
aufnahme dürfen nicht mehr als drei Werktage in der Mitte liegen, widrigenfalls 
in der neuen Sitzung mit der ae Hauptverhandlung, und zwar in Schwur⸗ 
gerichtsſachen einſchließlich der Bildung des Schwurgerichts, von Neuem begon⸗ 
nen werden muß. i 


K. 2531. 


Die Ausſetzung der Sache auf eine längere als die im §. 230. bezeichnete 
Zwiſchenzeit darf nur in Gemäßheit eines gerichtlichen Beſchluſſes aus Gründen, 
die in demſelben anzugeben ſind, und blos dann erfolgen, wenn der Zweck der 
e durch eine bloße Unterbrechung der Verhandlung nicht erreicht wer⸗ 
en kann. 


$. 232. 


Wegen Hinderniſſe in der Perſon des Angeklagten kann die Verlegung, 
Unterbrechung oder Vertagung einer Verhandlung nur dann erfolgen, wenn die⸗ 
ſelben erheblich und beſcheinigt ſind. 

Hinderniſſe in der Perſon des Vertheidigers geben dem Angeklagten kein 
Recht, einen Aufſchub der Verhandlung zu verlangen. 


$. 233. 


Die Hauptverhandlung erfolgt in öffentlicher Sitzung, bei Vermeidung 
der Nichtigkeit. ; 3 

Der Zutritt vermöge der we iſt nur erwachſenen, im Vollgenuſſe 
der bürgerlichen Ehre befindlichen Perſonen geſtattet, und ſolchen Perſonen zu 
verſagen, welche in einer der Würde des Gerichts nicht entſprechenden Weiſe 
erſcheinen. 

§. 234. 

Die Oeffentlichkeit kann für die ganze Hauptverhandlung oder einen Theil 
derſelben ausgeſchloſſen werden, wenn ſie der Ordnung oder den guten Sitten 
Gefahr droht. Der Fall eines Mißbrauchs der Oeffenklichkeit zur Störung der 
Verhandlung oder zur Erſchwerung der Wahrheitsermittelung ift hierunter ein- 
begriffen. 

Bei Münzverbrechen und Münzvergehen ift die Oeffentlichkeit ſtets aus- 
geſchloſſen. 
$. 235. 

Der Beſchluß über die Ausſchließung der ehr wird, nachdem die 

Nr. 6704.) i 150°. „ Staats- 


3. Oeſſentlich⸗ 


keit der Bere 


handlung. 


Staatsanwaltſchaft und der Angeklagte, geeigneten Falls in nicht öffentlicher Sihung, 
gehört worden ſind, von dem erkennenden Gerichte erlaſſen und öffentlich verkündet. 

; Der Vorſitzende iſt gleichwohl befugt, einzelnen unbetheiligten Perſonen den 
Zutritt zu gewähren. 5 

Rs $. 236. 3 

4. Amtsverrich⸗ Die Leitung der Verhandlung, insbeſondere das Verhör des Angeklagten 

fungen al, und der Zeugen, ſowie die Aufrechterhaltung der Ordnung und des der Würde 

8 n des Gerichts entſprechenden Anſtandes gebührt dem Vorſitzenden. 

. 8 Derſelbe hat Alles zu beſeitigen, was die Verhandlungen in die Länge 

ziehen könnte, ohne eine größere Sicherheit in den Ergebniſſen zu gewähren. 


8.2373 1 


Der Vorſitzende muß der Staatsanwaltſchaft und dem Vertheidiger ge- 
ſtatten, Fragen, welche ſie zur Aufklärung der Sache für angemeſſen erachten, 
unmittelbar an die Betheiligten zu richten. Die beiſitzenden Richter und mitwir⸗ 
kenden Geſchworenen haben ſich wegen der von ihnen für erforderlich erachteten 
Fragen an den Vorſitzenden zu wenden. Dieſer kann ihnen, und ebenſo dem 
Angeklagten die unmittelbare Befragung überlaſſen. RE 

Der Vorſitzende ift befugt, die Stellung der Fragen in jedem Zeitpunkte 
wieder ſelbſt zu übernehmen und das Verhör zu ſchließen. 


$. 238. 


. Gang der Die Verhandlung, zu welcher der Angeklagte, wenn er verhaftet iſt, vor⸗ 
 Berhanklangen zuführen ift, beginnt mit der Vernehmung deſſelben über feine perſönlichen Ber 
im Allgemeinen. 0,1 7, 3 $ ER RE SA 
i hältniſſe. Nachdem hierauf die Anweſenheit der geladenen Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändigen ermittelt und der Inhalt der Anklageſchrift von der Staatsanwaltſchaft 2 

mündlich vorgetragen iſt, ſchließt ſich hieran das Verhör des Angeklagten und 
die Beweisaufnahme, Ma die Seguo mit nachdem die Staatsanwaltſchaft 
mit ihren Ausführungen und Anträgen, und der Angeklagte, ſowie deſſen Ber- 
theidiger, welchen das letzte Wort gebührt, mit ihren an e gehört 


5 worden ſind, geſchloſſen, und das Urtheil gefällt und verkündet wird. 
5 n 
o Umfang der Bei Beſtimmung des Umfanges der Beweisaufnahme iſt das Gericht an 


Bene: die Anträge der Staatsanwaltſchaft und des Angeklagten nicht gebunden. 


= ‚aufnahme, 

> Die Aufnahme von Beweiſen, welche auf die e Sache TA 
un Su ſind, kann ſelbſt dann abgelehnt werden, wenn das Beweismittel 
zur Stelle iſt. : 7285 


9. 241. 


Anträge des Angeklagten auf Herbeiſchaffung von Beweiſen, welche 15 He 
a . ; hon 


kann das Gericht ohne 
iſt, daß der Antrag 


$. 242. 


Es darf kein erheblicher Umſtand und kein Beweismittel blos aus dem 
Grunde unberückſichtigt bleiben, weil der Staatsanwaltſchaft oder dem Angeklagten 

davon nicht frühzeitig genug Kenntniß gegeben fer. 

Sind jedoch in Anſehung eines Zeugen oder Sachverſtändigen die im 
$. 223. enthaltenen Beſtimmungen von Seiten der Staatsanwaltſchaft oder des 
Angeklagten nicht beobachtet worden, ſo kann im erſteren Falle der Angeklagte, 
im letzteren Falle die Staatsanwaltſchaft verlangen, daß ihnen zur Einziehung 
von Erkundigungen über die Glaubwürdigkeit des Abzuhörenden eine kurze Friſt 
bewilligt werde. Bei mehrtägigen Verhandlungen ſind indeſſen die im F. 223. 
vorgeſchriebenen Benachrichtigungen nur dann für verſpätet zu erachten, wenn ſie 
erſt nach dem vierten Werktage vor der Abhör des Zeugen oder Sachverſtän⸗ 
digen erfolgt ſind. 

„„Der Antrag auf Friſtbewilligung ift fo lange zuläſſig, als die eidliche Be⸗ 
ſtärkung der Ausſage nicht erfolgt iſt, und es muß dieſe, wenn dem Antrage 
ſtattzugeben iſt, auch bleiben. 

Es kann auch in anderen Fällen eine Unterbrechung oder Vertagung der 
Verhandlung verordnet werden, wenn dieſelbe zur beſſeren orbereitung der Ver⸗ 
theidigung oder der Ueberführung als nothwendig erſcheint. 


§. 243. 


Die im $. 161. unter Nr. 1. und 2. genannten Perſonen können e i 
vernommen werden, wenn eine gegen ſie ſelbſt begangene That den Gegenſtan 
der Anſchuldigung bildet. ; 

3 Im Uebrigen follen Perſonen, welche als Zeugen nicht vereidet werden 
dürfen, überhaupk nicht als Zeugen vernommen werden. Das Gericht kann je⸗ 
doch die uneidliche Vernehmung beſchließen, wenn es dieſelbe aus beſonderen 

Gründen der Entdeckung der Wahrheit förderlich erachtet. Dieſer Beſchluß muß, 

bevor die Abhör erfolgt, verkündet werden. 


§. 244. 


Ein Verzicht auf ein Beweismittel iſt nur dann von Wirkung, wenn dem⸗ 
ſelben von keiner Seite widerſprochen wird; ſelbſt in dieſem Falle kann der Ber- 
zicht von dem Gerichte unberückſichtigt gelaſſen werden. 


| $. 245. 5 | 
Schriftſtücke, welche den Gegenftand der Anſchuldigung bilden, oder über 7. Jusbeſondere 

die That oder die Beziehungen des Angeklagten zu derſelben unmittelbaren Auf⸗ Scheit PE 
ſchluß gewähren, find in der Sitzung zu verlefen. Di ER 
Dagegen ſind ſchriftliche Ausſagen oder Zeugniſſe als Beweismittel unzu⸗ 
Gr. 6704.) läſig, 


— 990 — 


läſſig, inſoweit nicht die nachfolgenden Beſtimmungen (GY. 246. 247.) eine Aus- N 


nahme begründen. 
$. 246. 


Das Protokoll über die früher erfolgte gerichtliche Vernehmung kann an | 


Stelle der mündlichen Abhör, auch außer dem Falle des H. 166., verleſen werden: 

1) wenn ein Zeuge, Sachverſtändiger oder Mitbeſchuldigter verſtorben, oder 
fein Aufenthalt unbekannt ift; 

2) wenn ſeinem Erſcheinen in der Sitzung eines der im $. 224. bezeichneten 
Wehn im Wege ſteht und gegen die Vollſtändigkeit ſeiner früheren 

ernehmung kein Bedenken obwaltet , 

3) wenn ein Zeuge in der Hauptverhandlung ſeine Auslaſſung verweigert, 
und Zwangsmaaßregeln gegen ihn nicht zuläſſig find, oder nicht gwed- 
mäßig erſcheinen. 

Es muß jedoch in dieſen Fällen ſtets der thatſächliche Grund, aus welchem 
die Verleſung erfolgt, angekündigt werden. 

Das Protokoll über die Vernehmung eines Zeugen oder Sachverſtändigen, 
deffen Vereidung hierbei ohne geſetzlichen Grund unterblieben iſt, darf erſt nach 
der Sadholung der letzteren, und falls dieſe nicht mehr ausführbar iſt, nur unter 
ausdrücklicher Ankündigung jenes Mangels verleſen werden. 


§. 247. 
Als Beweismittel ſind ferner erforderlichen Falls zu verleſen: 


1) die über die Einnahme des gerichtlichen Augenſcheins, über Hausſuchun⸗ 


gen und Beſchlagnahmen aufgenommenen Protokolle, 

2) Erklärungen des Angeklagten, die er in dem vorausgegangenen Verfahren 
zu gerichtlichem oder außergerichtlichem Protokoll abgegeben hat; 

3) die gegen den Angeklagten früher ergangenen Strafurtheile oder Auszüge 
aus denſelben 

4) Gutachten oder Auskunftsertheilungen öffentlicher Behörden, einſchließlich 
der von Gemeinde- oder Polizeibehörden ausgeſtellten Leumundszeugniſſe, 

5) ärztliche Atteſte über die Spuren oder Folgen einer Mißhandlung oder 
Körperverletzung, ſofern fih dieſelbe darnach weder als eine ſchwere 
(Strafgeſetzbuch §. 193.), noch als eine erhebliche (§. 192 a. a. a. O.) 
darſtellt, und die Vernehmung des Arztes von keiner Seite für erforder⸗ 
lich erachtet wird. 

$. 248. 


Nachdem ein Zeuge oder Sachverſtändiger mündlich vernommen worden 
iſt, können zur Erläuterun 
zur Unterſtützung ſeines Gedächtniſſes das Protokoll über ſeine früher a 

et» 


1188 Ausſage, zur Hebung von Widerſprüchen, oder 


S T 


Se 


eee . Fr Deere 


333 
Vernehmung, ſowie andere Schriftſtücke, mit Ausnahme von Vernehmungs⸗ 


Protokollen, zur Verleſung gebracht werden, wobei jedoch der Zweck, zu welchem 
dieſe erfolgt, angekündigt werden muß. ' 


§. 249. 


Leidet ein zu verleſendes gerichtliches Protokoll an einem Formfehler, fo 
muß derſelbe in allen Fällen der Verleſung ausdrücklich angekündigt werden. 


$. 250. 


Ueber den Umfang des aufzunehmenden Beweiſes entſcheidet zunächſt das s. Verſahrungs 
Ermeſſen des Vorſitzenden. Wii 
Derſelbe hat die Pflicht, mit allen Kräften dahin zu wirken, daß die des Umfanges 
Wahrheit ans Licht gebracht werde. Er nimmt alle zur Beweisaufnahme ge- der Veneis- 
hörigen Handlungen, in der von ihm zu ermeſſenden Reihenfolge, vor. Er ber "Me 
wirkt die Vorlegung der Ueberführungsſtücke, beſtimmt die zu verleſenden Schrift⸗ 
ſtücke und ſchreitet, inſoweit nicht die Beſtimmungen im zweiten Abſatze der 
$$. 242. und 243. im Wege ftehen, zur Vernehmung aller Zeugen und Sach- 
verſtändigen, von deren Ausſage er eine Aufklärung der Sache erwartet. Er 
kann zu dieſem Behufe noch im Laufe der Verhandlung, auf Antrag oder von 
Amtswegen, neue Beweismittel zur Stelle ſchaffen, insbeſondere alle Perſonen, 
in Anſehung deren eine Ladung vor Gericht zuläſſig ift, zu ihrer Vernehmung 
unmittelbar vorfordern oder nöthigenfalls vorführen laſſen. 


$. 251. 


Wird gegen die Vornahme einer Handlung der Beweisaufnahme Wider⸗ 
ſpruch von der Staatsanwaltſchaft oder dem Angeklagten erhoben, ſo hat das 
Gericht die Entſcheidung zu treffen. a 

Eben daſſelbe muß geſchehen, wenn der Vorſitzende eine Beweiserhebung, 
auf welcher von Seiten der Staatsanwaltfchaft oder des Angeklagten beſtanden 
wird, vorzunehmen Bedenken trägt, oder wenn zur Herbeiſchaffung eines Be⸗ 
weismittels die Vertagung der Sache (F. 231.) erforderlich ift. 

Entſcheidet ſich das Gericht für die Verwerfung des Widerſpruchs, oder 
für die Ablehnung der Beweiserhebung, ſo müſſen mit dem Beſchluſſe die Gründe 
deſſelben verkündet werden. 

Auch von Amtswegen kann das Gericht über die Zuläſſigkeit einer Hand⸗ 
lung der Beweisaufnahme in Berathung treten, ingleichen die Erhebung neuer 
Beweiſe beſchließen. 


$. 252. 


Ein jeder Zeuge wird ohne Beiſein der erft ſpäter abzuhörenden ver⸗ 9. Verfahren in 
nommen. Danna 
Ob auch die Sachverſtändigen einzeln vorzurufen, oder zu den Verhand⸗ agen und 
lungen von Anfang an oder von einem gewiſſen Zeitpunkt ab zuzuziehen ſind, See 
hat der Vorſitzende zu beſtimmen, vorbehaltlich der Entſcheidung des Gerichts, el 
(Nr. 6704.) falls 


C = 
| Be “ | ee 
der Staatsanwaltſchaft oder des Angeklagten Widerſpruch EAN 


alls von Seiten 
erhoben wird. 
; | $. 253. 


: Auf die nämliche Weiſe ($. 252.) wird beſtimmt, ob die vernommenen 
Zeugen und Sachverſtändigen, welche der Regel nach bis zur Beendigung der 
Sache im Sitzungsſaale verbleiben müſſen, ſchon vor dieſem Zeitpunkt entlaſſen 
Pa werden können, unbeſchadet der Befugniß des Vorſitzenden, dieſelben während der 
= Verhandlung zeitweiſe aus dem Sitzungsſaale abtreten zu laſſen. 


§. 254. 


Die in dem vorausgegangenen Verfahren eidlich vernommenen Zeugen Und í 
8 Säachverſtändigen haben ihre Ausſagen nicht durch einen neuen Eid, ſondern durch : 
N. die Verſicherung auf den früher geleifteten zu beſtärken. 


$. 255. 


Der Vorſitzende kann den Angeklagten im Laufe der Verhandlung bei der 
Vernehmung einzelner Zeugen oder etwaiger Mitangeklagten einſtweilen aus dem 
Sitzungsſaale abtreten laffen; es muß aber die Vernehmung, und zwar die der: 

Zeugen vor der ee Beſtärkung ihrer Ausſagen, in Gegenwart des Ange- 

klagten wiederholt werden. Br 

$. 256. 

ne Aus dem aufzunehmenden Sitzungsprotokolle müſſen erſichtlich ſein: 

Protokoll. $ 

kaa 1) die Namen aller bei der Verhandlung betheiligten Perſonen / 225 

2) die Verfahrungsweiſe des Gerichts in Anſehung der vom Geſetz vorge⸗ 
ſchriebenen Förmlichkeiten , S 

3) die zur Verleſung gebrachten Schriftſtücke und die darauf bezüglichen 
Ankündigungen ($$- 246. 248. 249.) / 

4) die vernommenen Zeugen und Sachverſtändigen, die Art und Weiſe, wie 
fie ihre Ausſage eidlich beſtärkt haben, oder die Gründe, weshalb ihre 
Vernehmung uneidlich erfolgt iſt, und der weſentliche Inhalt der von 

ihnen und dem Are abgegebenen Erklärungen. In Anſehung 

der bereits früher gerichtlich vernommenen Perfonen ift in dem Protokolle 
nur zu vermerken, an Ji ihre Auslaſſungen etwa von den 0 
Ausſagen in erheblichen Punkten abweichen, oder dieſelben in weſentlichen 

Beziehungen ergänzen / 5 

5) die der Entſcheidung durch das Gericht unterftellten Anträge der Staats ⸗ 
anwaltſchaft und des Angeklagten, und die von dem Gerichte b 1 
1 nebſt den Gründen. Schriftliche Anträge ſind als Beilagen 
in Bezug zu nehmen. 5 RES IR zo 4 


Das Protokoll, welches von dem Vorſitzenden und dem Gerichtsſchreiber 
alsbald nach der Verhandlung zum Zeichen der Beglaubigung zu vollziehen iſt, 
bedarf der Genehmigung und Unterſchrift von Seiten der Betheiligten und 
überhaupt einer Vorleſung nicht. 

Kommt es jedoch auf die wörtliche Feſtſtellung einer we an, gleich⸗ 
viel ob für einen in oder außerhalb der Sache liegenden Zweck, ſo kann das 
Gericht auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft oder des Angeklagten oder auch 
von 1 verordnen, daß die 11 nachdem ſie geeigneten Falls auf das 
Diktat des Vorſitzenden in das Protokoll oder in eine gleich demſelben zu voll⸗ 
ziehende Anlage niedergeſchrieben worden iſt, in der Sitzung ſelbſt vorgeleſen 
werde. Die erfolgende en der Niederfchrift von Seiten des Wer- 
nommenen iſt alsdann unter derſelben zu bemerken. 


$. 258. 


Bei Beurtheilung des Verfahrens in der Hauptverhandlung, falls daſſelbe 
in der Rechtsmittelinſtanz in Frage kommt, iſt der Inhalt des Sitzungsprotokolls 
dergeſtalt maaßgebend, daß ein Gegenbeweis nicht ſtattfindet. 

Erfolgt in der Hauptverhandlung die Beobachtung der vorgeſchriebenen 
Förmlichkeiten nach Anſicht der Staatsanwaltſchaft oder des Angeklagten in 
mangelhafter oder ungenügender Weiſe, ſo ſind dieſelben berechtigt, die Feſt⸗ 
Fa des näheren Vorganges und deſſen Aufnahme in das Protokoll zu 
verlangen. a 


$. 259. 


Nach Eröffnung des Hauptverfahrens kann, außer dem Falle des Ablebens 11. urthells⸗ 
oder der eintretenden Unzurechnungsfähigkeit des Angeklagten, die Unterſuchung fälung: 
nicht anders als durch richterliches Urtheil beendigt werden. der Euch 

An der Beſtimmung des F. 58. und des letzten Abſatzes des §. 54., ſowie i wel, 
an der Vorſchrift im zweiten Abſatze des Y. 20. des Strafgeſetzbuchs wird hier- 
durch nichts geändert. 


$. 260. 


Der erkennende Richter ift bei feiner Beurtheilung an die in der Sache v. umfang der 
früher ergangenen Beſchlüſſe nicht gebunden; er muß alle dem Angeklagten hne e 
günſtigen oder ungünſtigen Thatſachen und Rechtsgründe, ſelbſt von Amkswegen, 
in Betracht ziehen, auch wenn dieſelben durch den Verweiſungsbeſchluß aus that⸗ 
ſächlichen oder rechtlichen Erwägungen beſeitigt worden ſind. 

Die Beſtimmungen der $$. 44. und 49. werden hierdurch nicht berührt. 


$. 261. 


Die Berathung und Abſtimmung des Gerichts über das Urtheil erfolgt e weutsung m» 
ohne Beiſein anderer Perſonen. Ae le 
Jahrgang 1867. (Nr. 6704) 131 §. 262. 


e 


a l $. 262. 
4. We un Das Urtheil muß enthalten: 
8 die Entſcheidung ſowohl in der Hauptſache, als wegen der Koſten, 
die Entſcheidungsgründe, und zwar, wenn das Erkenntniß ein verurtheilen⸗ 
des iſt, unter Anführung der in Anwendung gebrachten geſetzlichen 
Beſtimmungen. 

i Iſt es ein freiſprechendes, ſo muß aus den Gründen erſichtlich ſein, ob 
die That des Angeklagten für nicht fast ober für nicht ſtrafbar erachtet 
worden iſt, und ob in dem letzteren Falle der Grund der Nichtbeſtrafung in dem 
Mangel eines anwendbaren Strafgeſetzes oder in der Feſtſtellung eines die Straf- 
barkeit ausſchließenden Umſtandes beruht. ; 


o $. 263. | 
o, tfang und Das Urtheil ($. 262.) muß in der Sitzung mündlich verkündet, und vor 
re oder nach der Verkündung ſchriftlich abgefaßt werden, bei Vermeidung der 
; Nichtigkeit. 

$. 264. 


Kann die Verkündung nach geſchloſſener Verhandlung nicht ſofort erfolgen, 
ſo iſt dazu eine andere Sitzung zu beſtimmen, welche nicht über acht Tage hin⸗ 
auszuſchieben ift. Dieſe Vertagung darf jedoch niemals blos deshalb eintreten, 
um zuvor die Entſcheidungsgründe ſchriftlich abzufaſſen. 


$. 265. 


daffelbe in das Sitzungsprotokoll aufgenommen werden. Andernfalls iſt es be⸗ 
ſonders niederzuſchreiben, und von den Richtern, welche daſſelbe gefällt haben, zu 
unterzeichnen. Es muß jedoch das Protokoll in allen Fällen den entſcheidenden 
Theil des Urtheils enthalten. 


$. 266. 


ö Wenn das Urtheil beſonders niedergeſchrieben, oder eine beglaubte Abſchrift 
deſſelben ertheilt wird, fo ſollen dabei angegeben werben: das Datum der Sitzung, 
in welcher das Urtheil verkündet worden, der Vermerk, ob dieſelbe eine öffentliche 
oder nicht öffentliche war, und die Namen der Richter, des Beamten der Staats⸗ 
anwaltſchaft und des Gerichtsſchreibers, welche bei der Hauptverhandlung mit⸗ 


rer PR 
A 
er . n 5 


n z Form defelben; Wird das Urtheil vor der Verkündung vollſtändig abgefaßt, ſo kann | 
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gewirkt haben. 
5 $. 267. 
2. . Zufelung des Das Urtheil muß dem Angeklagten von Amtswegen in eke oder 
VöBbeglaubter Abſchrift zugeſtellt werden, wenn derſelbe bei deſſen Verkündung nicht en 


perſönlich gegenwärtig war. 


Im Uebrigen hat jeder Angeklagte das Recht, eine Abſchrift des Uxtheils, 
und zwar, wenn er freigeſprochen worden ift, unentgeltlich zu verlangen. ; 


$. 268, 


Ergeben fih aus der Verhandlung genügende Anzeigen dafür, daß der 12 Befugnife 
Angeklagte eine anderweite ſtrafbare That, außer der in der Unterſuchung ftag- Weed e 
lichen, begangen habe, fo kann das Gericht auf den Antrag der Staatsanwalt- Selen. 
ſchaft, und zwar ſelbſt nach Sen Freiſprechung, einen Haftbefehl beſchließen 
und das ſonſt in der Sache Erforderliche veranlaſſen. ; 

-Chen daffelbe gilt in Anſehung von Zeugen, gegen welche die Verhandlung 
den genügenden Verdacht eines begangenen Meineides herausgeſtellt haben ſollte. 
In dem Verfahren vor Geſchworenen ſoll jedoch die Bekanntmachung und Voll⸗ 
eh a des Haftbefehls, ſofern keine Vertagung eintritt, bis nach der Verkündun 

es Ausſpruchs der Geſchworenen ausgeſetzt bleiben, wenn dies, ohne den Zwe 
der Verhaftung zu gefährden, ausführbar iſt. 


Dreizehnter Titel. 


Beſondere Vorſchriften für das Verfahren in ſchwurgerichtlichen 
Strafſachen. 


Erſter Abſchnitt. f 4 
Von den Schwurgerichtshöfen. 


$. 269. 


Die Sprengel der Schwurgerichtshöfe und die Kollegialgerichte erſter 
Inſtanz, bei welchen die Schwurgerichte abzuhalten ſind, werden durch den Juſtiz⸗ 
miniſter beſtimmt. 

Der Tag der Eröffnung der zur Abhaltung der Schwurgerichte beſtimm⸗ 
ten periodiſchen Sitzungen ift von dem Erſten Präſidenten des Appellationsgerichts 
auf den Vorſchlag des betreffenden Kollegialgerichts erſter Inſtanz nach dem Um⸗ 
fange Der Geschäfte feſtzuſetzen, und von letzterem Gerichte öffentlich bekannt zu 
machen. S 


a e $. 270. 


Die Anklagekammer kann auf den Antrag des Ober Staatsanwalts be- 
ſchließen, daß die Abhaltung einer beſtimmten Sitzungsperiode nicht bei dem ein⸗ 
für allemal hiefür beſtimmten Kollegialgerichte, ſondern bei einem anderen inner⸗ 
halb des Schwurgerichtsbezirkes belegenen Gerichte erfolge. 


| Gr. 6704) IGA Ba $. 21L 
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§. 271. 


Außerhalb der Sitzungsperiode des Schwurgerichtshofes werden alle Ge⸗ 
ſchäfte deſſelben durch die Strafkammer desjenigen erichts verſehen, bei welchem 
das Schwurgericht abgehalten wird. 


$. 272. 


Die Vorſitzenden der Schwurgerichtshöfe werden für jeden Appellations⸗ 
gerichtsbezirk aus der Zahl der in demſelben 1 Vor Richter von dem Juſtiz⸗ 
miniſter auf Ein Jahr ernannt. Die Auswahl der Vorſitzenden für die einzelnen 
Sitzungsperioden ſteht dem Erſten Präſidenten des Appellationsgerichts zu. 

Die beiſitzenden Richter werden von dem Präſidenten oder Direktor des 
betreffenden Kollegialgerichts erſter Inſtanz aus deſſen ee nöthigenfalls 
aus den Mitgliedern anderer Gerichte im Sprengel des Kollegialgerichts erſter 
Inſtanz, berufen. Es können auch Mitglieder anderer Gerichte im Bezirke 
des Appellationsgerichts mit Genehmigung des Präſidenten des letzteren zuge- 


zogen werden. 


1. Bedingungen 
der Berufung. 


$. 273. 

Der Vorſitzende des Schwurgerichtshofes wird im Falle der Verhinderung 
durch den Präſidenten oder Direktor des Gerichts, bei welchem das Schwur⸗ 
gericht abgehalten wird, oder durch deſſen Stellvertreter erſetzt, inſofern nicht 
ſchon ein anderer Stellvertreter für ihn durch den Appellationsgerichts⸗Präſidenten 
bezeichnet worden iſt. 

Tritt während einer bereits begonnenen Hauptverhandlung eine Verhin⸗ 
derung des Vorſitzenden ein, ſo behält es, falls ein Ergänzungsrichter zugezogen 
ift, bei den Beſtimmungen des $. 227. fein Bewenden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Berufung zum Geſchworenendienſte. 


§. 274. 

Zum Dienſte als Geſchworener ſoll nur berufen werden, wer 

1) das dreißigſte Lebensjahr vollendet, 

2) wenigſtens Ein Jahr in der Gemeinde, in welcher er ſich aufhält, ſeinen 
Wohnſitz hat, 

3) der klaſſifizirten Einkommenſteuer unterworfen ift; oder jährlich mindeſtens 
16 Thaler an Klaſſenſteuer, oder 20 Thaler an Grundſteuer, ausſchließ⸗ 
lich der Beiſchläge, oder 24 Thaler an Gewerbeſteuer entweder entrichtet, 
oder unter Vorausſetzung des Beſtehens einer dieſer Arten der Beſteuerung 


nach feinen Verhältniſſen zu entrichten haben würde, 5 
und 


Weummme n 


— 


„„ 


und durch keinen der in den beiden folgenden Paragraphen angegebenen Gründe 
ausgeſchloſſen wird. 

Ohne Rückſicht auf den zu 3. erwähnten Steuerſatz ſind zu Geſchworenen 
wählbar: die Rechtsanwalte und Notarien, die Profeſſoren, die approbirten Aerzte 
und diejenigen öffentlichen Beamten, welche ein Einkommen von mindeſtens 
500 Thalern jährlich beziehen. 


$. 275. 
Unfähig, den Beruf eines Geſchworenen auszuüben, iſt: 
1) wer nicht die Eigenſchaft eines Preußen beſitzt 


2) wer in Folge ſtrafgerichtlicher Verurtheilung die Befähigung, Geſchworener 
zu fein, entbehrt 


3) wer der ſelbſtſtändigen Verwaltung ſeines Vermögens durch gerichtliches 
Erkenntniß entſetzt iſt. 


$. 276. 
Es ſind zu Geſchworenen nicht zu berufen: 
1) die Miniſter, Unterſtaatsſekretaire und Miniſterialdirektoren 
2) die richterlichen Beamten und die Beamten der Staatsanwaltſchaft , 


3) die Oberpräſidenten, Regierungspräſidenten, Provinzialſteuerdirektoren, 
Landräthe, Polizeipräſidenten und Polizeidirektoren 


4) die Militairperſonen des Dienſtſtandes; 
5) die Religionsdiener aller Konfeſſionen; 
6) die Volksſchullehrer ; 
7) Dienftboten; ; i 
8) diejenigen, welche das 70ſte Lebensjahr zurückgelegt haben; 
9) diejenigen, welche nicht leſen und ſchreiben können; 
10) Perſonen, welche in Konkurs verfallen ſind, ſo lange ſie die erfolgte 
i Befriedigung ihrer Gläubiger nicht nachgewieſen haben. 
SIT 
Befreit von jedem Geſchworenendienſte find: 


1) Mitglieder des Reichstages des Norddeutſchen Bundes, oder eines der 
beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, für die Dauer der Sitzungs⸗ 
perioden; 

2) Perſonen, welche einer Einberufung als Geſchworene Folge geleiſtet und 

: 5 Dildo des Samied Amitgewirtt haben, bis zum Schluſſe 
es ih tolgensen Kalenderjahres. - 
(Nr 6704) Die 
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een * 


nur für den Reſt des Kalenderjahres, in welchem ihre Mitwirkung erfolgt iſt, 
und ſelbſt in dieſer Beſchränkung nur jo lange den als die Ergänzungsliſte 
noch eine genügende Anzahl anderer Perſonen darbietet. . 


$. 278. 


2 Bildung der Für jeden landräthlichen Kreis wird von dem Landrathe eine Urliſte der 
lie. Perſonen, welche nach den vorſtehenden Beſtimmungen zu Geſchworenen berufen 
: werden können, angelegt und alljährlich im Monat Oktober berichtigt. 

5 Die Liſte muß in alphabetiſcher Ordnung und unter fortlaufenden Num⸗ 
den Wohnort derſelben, ſowie die Angabe der Steuerſätze oder der Beſoldung 
enthalten, vermöge deren ſie zu Geſchworenen berufen werden können. 

re 

Die Urlifte muß an einem öffentlich bekannt zu machenden Orte acht Tage 
lang zu Jedermanns Einſicht offen gelegt werden. 

Behauptet Jemand, ohne Grund übergangen, oder mit Unrecht eingetragen 
zu ſein, ſo hat er ſeine Einwendungen binnen der achttägigen Friſt zu Proto oll 
anzumelden. 

Erachtet der Landrath die Einwendungen für begründet, ſo bewirkt er die 
nachträgliche Eintragung oder Löſchung binnen drei Tagen nach Ablauf der Ein⸗ 
wendungsfriſt. ; 

F. 280. 


Die abgeſchloſſenen Urliſten werden dem Präfidenten der Regierung, in 
deren Bezirk ſie aufgenommen ſind, überſendet. 
Liegt ein Schwurgerichtsbezirk in mehreren Regierungsbezirken, fo entſcheidet 
der Sitz des Schwurgerichtshofes darüber, an welchen Regierungspräſidenten die 
Einſendung zu erfolgen hat. 


§. 281. 

Die Kreislandräthe haben bei an der Urliſten 8 Bemerkungen 
über die Qualifikation der darin aufgeführten Genen zum Berufe als Ge⸗ 
ſchworene ſchriftlich beizufügen. EN 


$. 282. 


In den Stadtkreiſen hat der Hemer beziehungsweiſe der Polizei⸗ 
Plage oder Polizeidirektor die in den §. 27 
es Landrathes Wihrend 


F. 283. 


und überſendet ſie noch im Laufe des Monats ovember nebſt den beglei⸗ 


Die als Ergänzungsgeſchworene Einberufenen haben auf die Befreiung z 


mern die Vor⸗ und Zunamen der Eingetragenen, den Stand, das Alter und 


* e . 
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bis 281. bezeichneten Geſchäfte 


Der Regierungspräſident ſtellt die Urliſten für jeden e gerüchte ; 
e 
1 5 Bemerkungen ($. 281.) dem Erſten Präſidenten des M 


r ; $. 284. 
Der Erſte Präſident des Appellationsgerichts entwirft aus den Urliften 3. Bilung der 
für jeden Schwurgerichtsbezirk eine beſondere Jahresliſte, aus welcher die Ge⸗ Daten, 
ſchworenen für das bevorſtehende Kalenderjahr genommen werden ſollen. lifte. 
In derſelben Weiſe wird von ihm aus Personen, welche am Sitzungsorte ; 
des Schwurgerichtshofes oder in deſſen nächſter Umgebung wohnen, eine Lifte 
ee aus welcher die Ergänzungsgeſchworenen genommen wer⸗ 
en ſollen. 
Der Umfang dieſer beiden Liſten iſt mit Rückſicht auf die Anzahl der in 
dem Kalenderjahre vorausſichtlich ſtattfindenden Sitzungsperioden in der Art zu 
bemeſſen, daß in jede Lifte doppelt fo viel Perſonen, als das Bedürfniß erfordert, 
aufgenommen werden. 


$. 285. 


Die entworfenen Jahres: und Ergänzungsliſten werden dem Ober⸗Staats⸗ 
anwalt, und für den Sprengel eines jeden Kollegialgerichts erſter Inſtanz dem 
Präſidenten oder Direktor deſſecben mitgetheilt. 

Es liegt dieſen Beamten ob, ſich über die Qualifikation der in den Liſten 
aufgeführten Perſonen zum Berufe als Geſchworene binnen vierzehn Tagen 
ſchriftlich zu äußern. 

Die Wahl der Mittel, um ſich die pieu erforderliche Kenntniß zu ver- 
ſchaffen, ift ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen überlaffen. 

! 


85 


; ix $. 286. 

Nachdem diefe Aeußerungen (F. 285.) eingegangen find, führt der Erſte 
Präſident des Appellationsgerichts die Jahresliſte und die Ergänzungsliſte auf 
das vorhandene Bedürfniß zurück und ſtellt ſie damit endgültig feſt. 


$. 287. 


Sobald der Vorſitzende für eine bevorſtehende Sitzungsperiode des Schwur⸗ 4. Bildung der. 
gerichts ernannt ift, überſendet ihm der Erſte Wräfident des Appellationsgerichts Dienſliſe. 
D Verzeichniß von 48 aus der betreffenden Jahresliſte (F. 286.) ausgezogenen ; 

erſonen. 
l Der Vorſitzende wählt aus dieſem Verzeichniſſe 30 nach ſeinem Ermeſſen 
geeignete Perſonen aus, welche zu Geſchworenen für die betreffende Sitzungs⸗ 
periode berufen ſind. ; 


y 


$: 288. 


Die Ergänzungsliſte N 286.) wird dem Gerichte, bei welchem das Schwur⸗ 5.Uberfendung 
gericht abgehalten wird, noch vor dem Anfange des alenderjahres zum Gebrauche e : 
während des Laufes deffelben überſendet. „ 
i Wenn die Abhaltung einer Sitzungsperiode des Schwurgerichts bei einem 
anderen als dem hiefür ein⸗ für allemal beſtimmten Gerichte erfolg ſo wird für 
(Nr. 6704.) dieſe 


— 1000 — 
u Sitzungsperiode eine beſondere Ergänzungsliſte gebildet (YY. 284. bis 286.), 
und dem ernannten Vorſitzenden zugefertigt. ° 


Dritter Abſchnitt. 
Von der Bildung des Schwurgerichts. 


§. 289. 
ne, , Auf den zur Eröffnung der Sitzungen feſtgeſetzten Tag werden die aus⸗ 
9 gewählten 30 Geſchworenen geladen. 
der Geſchwore⸗ 
nen. $. 290. 


Geſchworene, welche verhindert find, der an fie ergangenen Aufforderung 
Folge zu leiſten, haben ihre Entlaſſungs⸗ oder Beurlaubungsgeſuche unter An⸗ 
abe und Beſcheinigung der Hinderungsurſachen zeitig vor dem Beginne der 
unge bei der Staatsanwaltſchaft am Sitze des Schwurgerichtshofes eim- 
ureichen. i 
? o Geſuche find mit der ſchriftlichen Erklärung der Staatsanwaltſchaft 
unverzüglich dem Gerichte (F. 271.) zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. Es bedarf 
jedoch dieſer Entſcheidung nicht, wenn die Staatsanwaltſchaft und der ernannte 
Vorſitzende über die Bewilligung des Geſuches einverſtanden ſind. — An Stelle 
der entlaſſenen Geſchworenen hat der Vorſitzende, wenn es noch geſchehen kann, 
aus dem von dem Appellationsgerichts⸗Präſidenten überſandten Verzeichniſſe 
A Geſchworene auf die Dienſtliſte zu bringen und deren Einberufung an⸗ 
zuordnen. 5 g 


$. 291. 
Bei Eröffnung der Sitzungsperiode werden in öffentlicher Sitzung die 
Namen der Geſchworenen, welche ſchon vorher ihre Entlaſſung oder Beurlaubung 
erlangt haben, und die Gründe hiefür bekannt gemacht. Ueber die noch nicht 
erledigten Geſuche dieſer Art wird nach Anhörung der Staatsanwaltſchaft der 
Beſchluß des Gerichtshofes gefaßt und öffentlich verkündet. 
; $. 292. 
2. Beſtrafung Ein Geſchworener, welcher ohne eine gegründet befundene Hinderungs- 


m Dh urſache fich zu den Verhandlungen nicht rechtzeitig einfindet, oder, nachdem er 


en der zu d | nachdem 
Berömkenen. erſchienen iſt, fih den ihm obliegenden Verrichtungen entzieht, 1 in eine 


Geldbuße von funfzig bis zu dreihundert Thalern. Die Feſtſetzung ieſer Strafe 
erfolgt, nachdem dem Geſchworenen f A zu 1 0 Verantwortung gegeben 

worden iſt, durch den 1 nach Anhörung der Staatsanwaltſchaft. 
Erklärt ſich jedoch der Geſchworene, bevor die Strafverfügung gegen ihn 
erlaſſen ift, bereit, feine Verpflichtungen zu erfüllen, fo kann der Gerichtshof, 
wenn 


wenn der Grund der Pflichtverſäumung in einer bloßen Nachläffigkeit beruht, 
unter Heranziehung des Säumigen zu den etwaigen ferneren Verhandlungen die 
Strafe gegen denſelben bis auf eine Geldbuße von fünf Thalern ermäßigen. ee 

Wird ein ausgebliebener Geſchworener für entſchuldigt erachtet, fo kann „„ 
er dennoch, wenn er die rechtzeitige 115 und Beſcheinigung der Hinderungs⸗ N 
urſache unterlaſſen hat, in eine Geldbuße bis zu fünf Thalern genommen werden. 

Die zur Mitwirkung erſchienenen Geſchworenen, welche weiter als eine ee a 
Meile von dem Orte des Gerichts entfernt ihren Wohnſitz haben, erhalten, wenn Acer = 
fie es verlangen, für jede Meile der Hin- und Herreiſe 8 Sgr. Reiſe-Entſchädigung. „ 
Diäten werden ihnen nicht gezahlt. i 


$. 294. sia 

Zur Bildung des Schwurgerichts ift die Anweſenheit von mindeſtens 4 Vous. 
24 Geſchworenen erforderlich. zul Bildung Br 
| | $. 295. =o 


Unfähig, in einer beſtimmten Sache die Verrichtungen eines Geſchworenen 
wahrzunehmen, ift, wer nach Vorſchrift des $. 24. Nr. 1—4. als Richter nicht 
würde mitwirken können. 28 

Auf diefe Vorſchrift des Geſetzes follen die Geſchworenen, bevor die Bil- 
dung des Schwurgerichts in der einzelnen Sache beginnt, aufmerkſam gemacht 
und aufgefordert werden, die etwa vorhandenen Gründe der Unfähigkeit an- 
zuzeigen. Š 


. 296. | 


Iſt durch Ausbleiben, Entlaſſung, Beurlaubung oder den Tod von Ge 5. Zuziehung 
ſchworenen, oder in Folge der Ausſchließung von Perſonen, welche zur Mitwir⸗ alle 
kung als Geſchworene unfähig ($$. 275. 295.) oder wegen körperlicher und Mine 
geiſtiger Gebrechen untauglich find, die Geſammtzahl der Geſchworenen unter die 
zur Bildung des Schwurgerichts erforderliche Anzahl herabgeſunken, ſo wird die⸗ 
ſelbe aus der Ergänzungsliſte durch das Loos vervollſtändigt. 


$. 297. 


Die ee der Ergänzungsgeſchworenen erfolgt, ſobald ſie ſich als 
nothwendig herausſtellt, für alle noch zu erledigenden Sachen in öffentlicher 
Sitzung, ohne daß es der Zuziehung der Angeklagten bedarf. 

Es werden durch den Vorſitzenden fo viel Namen gezogen, bis die Zahl 
der Geſchworenen auf 30 ergänzt iſt. Zur Bildung des Schwurgerichts in der 
einzelnen Sache braucht aber auf das Erſcheinen ſämmtlicher Ergänzungsge⸗ À 
ſchworenen nicht gewartet zu werden, vielmehr genügt es, wenn im Ganzen 
wenigſtens 24 Geſchworene anweſend find. \ 
Jahrgang 1867. (Nr. 6704.) 132 §. 298. . 


l CEN RION 
Die Ergänzungsgeſchworenen müſſen bei Vermeidung der im F. 292. be⸗ 
ſtimmten Straſe ſich auf die an ſie ergehende Ladung unverzüglich einfinden und 

an den ferneren Verhandlungen des Schwurgerichts Theil nehmen. 

Erſcheinen ſpäter wieder ſo viele der auf der Dienſtliſte befindlichen Ge— 
ſchworenen, daß mehr als 30 Geſchworene anweſend ſind, ſo werden von den 
Ergänzungsgeſchworenen, und zwar in der umgekehrten Reihenfolge, in welcher 
fie gezogen worden, fo viele entlaſſen, daß überhaupt nur die Zahl von 30 Ge 
ſchworenen übrig bleibt. f 

Se $. 299. 
6. Verſahrungs. Die Bildung des Schwurgerichts in jeder einzelnen Sache erfolgt in der 
auf die Bittere für fie beſtimmten Hauptverhandlung, bevor zu der Verhandlung über die Anklage 


des Schwurge geſchritten wird. 
richts in der 
einzelnen Sache. §. 300. 


Dem verhafteten Angeklagten muß am Tage vor der Verhandlung ein 
Verzeichniß zugeſtellt werden, welches Namen, Stand und Wohnort derjenigen 
Geſchworenen enthält, aus welchen das Schwurgericht für ſeine Sache genommen 

werden ſoll. In daſſelbe ſind auch die bis dahin gezogenen Ergänzungsgeſchwo⸗ 
renen aufzunehmen. : l 
Igſt dieſe Mittheilung gar nicht oder unvollſtändig erfolgt; fo kann dennoch 

mit der Verhandlung vorgegangen werden, ſofern der Angeklagte nicht, bevor die 
Bildung des Schwurgerichts beginnt, die Ausſetzung des Verfahrens in Antrag 
bringt. ' 


i 9 > s 2 
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. 301. 


Der nicht verhaftete Angeklagte iſt berechtigt, ſchon am Tage vor der 

Verhandlung und bis zum Beginn derſelben das Verzeichniß der Geſchworenen 

. 300.) an der Gerichtsſtelle einzuſehen oder eine Abſchrift deſſelben ebenda in 

mpfang E nehmen. k 
Sobald die Bildung des Schwurgerichts in feiner Sache begonnen hat, 

darf er bis zur Verkündung des Urtheils den Sitzungsſaal ohne Erlaubniß des 

PVorſitzenden nicht verlaſſen. Der Vorſitzende kann die geeigneten Maaßregeln 

treffen, um zu verhindern, daß der Angeklagte fich der Verhandlung entziehe. 


$. 302. 


Die Verhandlung beginnt mit dem Aufrufe der Geſchworenen. ; 
Der Name eines jeden Geſchworenen, welcher auf den Aufruf antwortet, 
wird in eine Urne gelegt, aus welcher die Namen auszulooſen find. 


H. 303. È 757 


Die Ziehung der Namen aus der Urne erfolgt durch den Borfipenben, 2 


73 


} 
} 


gE ein Rome grogen ii, eilit maf ber Beamte der Staate 
anwaltſchaft und demnächſt der Angeklagte oder deſſen Vertheidiger durch die 


Aeußerung h mas oder „Abgelehnt“, ob er den Geſchworenen annehme 2 
oder ablehne. Die Angabe von Gründen für die Ablehnung iſt unſtatthaft. 1 
. Wird eine Erklärung nicht abgegeben, ſo gilt dies als Annahme. e 


Die Ablehnung oder deren Zurücknahme iſt nicht mehr zuläſſig, wenn ein 


fernerer Name aus der Urne gezogen iſt. 


$. 304. 
Es ſind im Ganzen nur ſo viel Ablehnungen zuläſſig, als Geſchworene 
über zwölf anweſend ſind. i 
§. 305. | 
Die Hälfte der zuläſſigen Ablehnungen ſteht der Staatsanwaltſchaft, die 
andere Hälfte dem Angeklagten zu. 5 
Iſt die Geſammtzahl eine ungerade, fo ſteht dem Angeklagten eine Ableh⸗ 
nung mehr zu, als der Staatsanwaltſchaft. 
06% > = 
Sind in der nämlichen Sache mehrere Angeklagte betheiligt, fo find fie zu 


der im $. 305. bezeichneten Zahl von Ablehnungen gleichmäßig berechtigt. Kommt 


über die Ausübung dieſes Rechts eine Einigung nicht zu Stande, ſo werden die 


Ablehnungen unter ſie gleich vertheilt. Hinſichtlich derjenigen Ablehnungen, deren 


gleiche Vertheilung nicht möglich iſt, entſcheidet das Loos, welchem der Ange⸗ 
lagten ſie zuſtehen ſollen. Die Reihenfolge, in welcher die Angeklagten ſich über 
die Ausübung ihres Ablehnungsrechts zu erklären haben, wird ebenfalls durch 
das Loos beſtimmt. Eine dieſem gemäß von einem der Angeklagten ausgeübte 


Ablehnung gilt für alle. 


$. 307. 


Das Schwurgericht für die einzelne Sache ift in dem Augenblicke gebildet, 
wo die Namen von zwölf nicht abgelehnten Geſchworenen aus der Urne gezogen ſind. 


§. 308. i A 
Der Vorſitzende kann verordnen, daß außer den zwölf Geſchworenen noch K Befonbere A 


einer oder zwei Erſatzgeſchworene gezogen werden follen. Aus beſonderen Gründen Vorſchriften: 
kann der Gerichtshof, nach Anhörung der Staatsanwaltſchaft und des Ange- Shun en Ciaj 


klagten, dieſe Zahl bis auf vier Erſatzgeſchworene erhöhen. R 
Wird eine ſolche Anordnung, welche ſtets vor dem Beginn der Ziehung 


> bekannt gemacht werden muß, getroffen, fo vermindert fich die Zahl der zuläſſigen 
Ablehnungen um die Zahl der Erſatzgeſchworenen. 


$. 309. 


Die Erſatzgeſchworenen treten, wenn im Laufe des Verfahrens die Er⸗ 
(Nr. 6704.) 132* ſetzung 


welcher fie gezogen worden find. Sie müſſen der Verhandlung auf Plätzen, die 
ihnen neben denen der Hauptgeſchworenen angewieſen werden ſollen, beiwohnen, 
nehmen aber an der Berathung, fo lange fie nicht an Stelle von Hauptgeſchwo⸗ 
renen getreten ſind, keinen Antheil. 


$. 310. 

b. für den Fall Wenn an demſelben Tage mehrere Sachen zur Verhandlung anſtehen, ſo 
dar Pagen un verbleibt das in der früher anſtehenden Sache gebildete Schwurgericht auch für 
mpe kat die folgenden Sachen, wenn die dabei betheiligten Angeklagten das Schwurgericht 
5 ſo, wie es gebildet iſt, auch für ihre Sachen annehmen, und die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft die gleiche Erklärung abgiebt. Bei der Vereidung der Geſchworenen ſind 
in dieſem Falle die ſämmtlichen betheiligten Angeklagten zuzuziehen. 

Muß, weil eine ſolche Einigung nicht zu Stande kommt, zur Bildung 


werden, ſo kann dieſelbe e werden, bevor in der früheren Sache mit 
der Verhandlung über die Anklage vorgegangen wird. 

An der Vorſchrift im zweiten Abſatze des §. 230. wird hierdurch nichts 
geändert. ; 


$. 311. 


8. eian Nachdem die Geſchworenen ihre Plätze in der durch das Loos beſtimmten 
der Giwe Ordnung eingenommen haben, vereidet ſie der Vorſitzende mit nachſtehenden 
Worten : 


Sie ſchwören und geloben bei Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden, 
in der Anklageſache (den Anklageſachen) gegen N. die Pflichten eines 


Wiſſen und Gewiſſen abzugeben, Niemandem zu Liebe noch zu Leide, 
wie es einem freien und rechtſchaffenen Manne geziemt, getreulich und 
ohne Gefährde. 


der rechten Hand, einer nach dem andern, die Worte ausſprechen: 
„Ich ſchwöre es, ſo wahr mir Gott helfe.“ À 
von der Leiſtung eines förmlichen Eides entbunden find, geben das Gelöbniß in 


beſonders ab. 
§. 312. 


(F. 145.) zugezogen werden. 


7 


ſetzung von Hauptgeſchworenen nothwendig wird, nach der Reihenfolge ein, in A 


eines beſonderen Schwurgerichts für eine ſpäter anſtehende Sache geſchritten = 5 


Geſchworenen ſtandhaft zu erfüllen, und Ihre Stimme nach beftem ; 


Die Geſchworenen leiſten dieſen Eid ſtehend, indem ſie unter Erhebun ; 


Mitglieder von Religionsgeſellſchaften, welche nach geſetzlicher Vorſchrift > 
der für die betreffende Religionsgeſellſchaft vorgeſchriebenen Betheuerungsform 3 3 


Wenn ein Geſchworener der Deutſchen Sprache nicht mächtig ift, jo muß ar 
bei der Vereidung und bei dem weiteren Verfahren ein vereideter Dolmetſcher 


. alde 
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Hat in einer Sache ein nicht geſetzlich vereideter oder ein unfähiger Ge- 9.Schlußbeſin⸗ 
ſchworener ($$. 275. 295.) an dem Ausſpruche der Geſchworenen Theil ge Tumsa 
nommen, ſo iſt das Verfahren nichtig. ; 8 7 

Der Mangel der Bedingungen der $$. 274. und 276. kann vor Gericht , 
weder zur Anfechtung des ergangenen Urtheils, noch zur Begründung eines Ent- 1 
laſſungsantrages geltend gemacht werden. 


Vierter Abſchnitt. 
Von der Verhandlung vor den Geſchworenen. 


$. 314. 


Die Verhandlung vor den Geſchworenen beginnt mit der Vernehmung 1. Gang des 
des Angeklagten über feine perſönlichen Verhältniſſe (§. 238.). Setien in 

i emnächſt wird der Verweiſungsbeſchluß und die Anklageſchrift durch den benen 
Gerichtsſchreiber verleſen. , 

$. 315. ; 


5 Der Vorſitzende befragt den Angeklagten, ob er ſich ſchuldig bekenne 
oder nicht. j : 
Bekennt der Angeklagte fich nicht für ſchuldig, fo wird nach beendigtem 
Verhöre deſſelben zur Beweisaufnahme geſchritten. ; 
a Die hieran fich ſchließenden Ausführungen der Staatsanwaltſchaft, fowie 
des Angeklagten und feines Vertheidigers (§. 238.) haben fich auf die dem Mug- 
ſpruche der Geſchworenen unterliegenden Punkte zu beſchränken. ; l 
Hiernächſt werden die den Geſchworenen vorzulegenden Fragen feſtgeſetzt 
und von dem Vorſitzenden verleſen. 


i §. 316. ; ; 
Die Fragen find fo zu ftellen, daß ſie fih mit Ja oder Nein beantworten 2. Gragetetung 
laffen. Wenn eine nachfolgende Frage nur für den Fall zu beantworten ift, daß an die Gef 


eine vorausgehende in einem gewiſſen Sinne erledigt werde, fo ift dies bemerklich, zende g. 
zu machen. l gen; 


$. 317. m 
| Die Hauptfrage hat die dem Angeklagten zur Laft gelegte Hauptthat v. ana 
(F. 76. Nr. J.) zum Gegenſtande. Sie beginnt mit den Worten Se 5 

„Iſt der Angeklagte ſchuldig?“ 


und muß alle diejenigen Merkmale, deren Geſammtheit die Anwendung des Straf⸗ 
eſetzes begründet, ſowie die unterſcheidenden Nebenumſtände der That, namentlich 
Dit und Zeit derſelben, umfaſſen. ; 
(Nr. 6704.) $. 318. t 


— 


A 
827 
Yen) 


a... EN N 
= taajama von Merkmale, deren Beurtheilung im gegebenen Falle durch rechtskundige 
Mule ung Einſicht in den Sinn und Zuſammenhang der Geſetze bedingt iſt, müſſen, in⸗ 


Mace ſoweit es geſchehen kann, durch die Aufnahme derjenigen Thatſachen erſetzt werden, 


bedingt iſt / 


welche für jene Beurtheilung weſentlich ſind. 


5 $. 319. 
a Neteifragen Der Ausſpruch des „Schuldig“ von Seiten der Geſchworenen enthält 
mehrer 5 p ! 9 : . A 
en die Bejahung des Umſtandes, daß dem Angeklagten die That zuzurechnen ſei. 
ehen Wird jedoch über den Mangel der Zurechnungsfähigkeit zur Zeit der That 


oder über andere Thatſachen, welche nach allgemeinen geſetzlichen lde das 
Vorhandenſein einer ſtrafbaren Handlung ausſchließen, eine ausdrück 
ſtellung beantragt, ſo muß dieſem Antrage durch Stellung einer beſonderen Frage 
ſtattgegeben werden. Der Eingang der Hauptfrage iſt in dieſem Falle derartig 
zu faſſen, daß der Ausdruck „Schuldig“ vermieden wird. 

Eine derartige Nebenfrage kann auch von Amtswegen vorgelegt werden. 


§. 320. 
3 aran 
vermögen; allen Fällen die Vorlegung der Frage erfolgen, ob er mit Unterſcheidungsver⸗ 
3 mögen gehandelt habe. : 
nn = 9. 331 
one Thatumſtände, welche nach beſonderer geſetzlicher Vorſchrift eine Erſchwerung 
ide dende der Strafe ($- 76. Nr. 2.), oder die Anwendung einer milderen Strafe begründen, 
Amine ſollen nicht in die Hauptfrage aufgenommen, fondem geeigneten Falls zum Gegen- 
NE ſtande beſonderer Fragen gemacht werden. ü ; 
Daſſelbe gilt, wenn das Geſetz die Anwendung einer geringeren Sun 
von dem Vorhandenſein mildernder Umſtände ohne nähere Beſtimmung a 
hängig gemacht hat. 
| §. 322. 


Art muß ſtets erfolgen, wenn dieſelbe beantragt wird. 
5 §. 323. Se 


fete Reint That, um deren Unterſuchung es fich handelt, in einer anderen Geftaltung, als 


55 e der in dem Verweiſungsbeſchluß angenommenen, gegen die Strafgeſetze verſtoßen 
habe ($. 4), ſo find darauf bezügliche beſondere Fragen vorzulegen. Hiernach it 
insbeſondere dann zu verfahren, wenn es ſich darum handelt, ob nicht ſtatt der 


vollendeten Handlung ein ſtrafbarer Verſuch, ftatt einer vorſätzlich verübten on BR 
| | aus 


liche Feſt⸗ 


= Iſt ein Angeklagter, welcher zur Zeit der That das ſechszehnte Lebensjahr 
dans: noch nicht vollendet hat, vor den Schwurgerichtshof geſtellt worden, ſo muß in 


Wenn es nach dem Ergebniſſe der Verhandlung in Frage kommt, ob die 5 


BR: 
. 


Die Vorlegung von Fragen der im vorhergehenden Paragraphen bezeichneten ; 


aus Fahrläſſi begangene Handlung vorliege, oder ob dem Angekl 


ſpruchs von Seiten des Vorſtehers der Geſchworenen ($. 338.) erledigt worden ſind. 


f 


| ſollte, nicht wenigſtens Theilnahme, 


B 


anderen, als den in dem Verweiſungsbeſchluſſe aufgeſtellten Geſichtspunkt auszu⸗ 


über das Ergebniß des Beweisverfahrens zu begründen u | 
örterung zu bringen. Die dergeſtalt vorgefchlagenen Fragen müſſen in der Regel 
ſchriftlich abgefaßt und übergeben werden. a | 


g SRA 


Bezug auf das Verbrechen oder 1 das er als Thäter begang 
egünſtigung oder Hehlerei zur 4 
ki Erſcheint jedoch mit Rückſicht auf die Veränderung des Geſichtspunktes 
eine beſſere Vorbereitung der Vertheidigung oder der Ueberführung als nothwen⸗ 
dig, ſo kann der Gerichtshof, falls er nicht eine Vertagung für angemeſſen er⸗ 
achtet, durch einen ſofort zu verkündenden, und demnächſt in den entſcheidenden 
Theil des Urtheils aufzunehmenden Ausſpruch verordnen, daß die Erörterung 
dieſes anderen Thatbeſtandes einer neuen Verfolgung vorbehalten bleiben ſolle. 
Dieſer Vorbehalt kann nicht mehr ausgeſprochen werden, wenn die den 
Geſchworenen vorgelegten Fragen durch die Verkündung eines regelrechten Aus⸗ 


$. 324. 


Welches Verhältniß den im F. 323. bezeichneten Fragen gegenüber den 
ſonſt zu ſtellenden anzuweiſen ſei, ob ſie insbeſondere nur als Hülfsfragen für 
den Fall der Verneinung der Hauptfrage aufzunehmen, oder ob ihnen umgekehrt 
die auf den Geſichtspunkt der Anklage gerichteten Fragen als Hülfsfragen unter⸗ 
zuordnen ſeien, iſt nach Lage des beſonderen Falles zu beurtheilen. 


F. 325. ; 


Darüber, ob die Vorausſetzungen des Rückfalls oder der Verjährung vor⸗ n. ment 1 
liegen, entſcheidet der Gerichtshof ohne Mitwirkung der Geſchworenen. „ N 


ö 9. 826 
Wenn von Seiten des Vorſitzenden, der Staatsanwaltſchaft oder des Anz geen bei ter 


e eine dem Verweiſungsbeſchluſſe nicht entſprechende Faſſung der zu deffen Allan gegen. 
Erledigung erforderlichen Fragen, die Hinzufügung von Zuſatzfragen oder die 5 
Stellung von Nebenfragen in Anregung kommt, oder wenn der Vorſitzende oder 
die Staatsanwaltſchaft es für erforderlich erachten, die Frageſtellung auf einen 


dehnen (F. 323.), fo entſcheidet hierüber, falls eine allſeitige Uebereinſtimmung 
nicht erzielt wird, der Gerichtshof. Bei Ablehnung eines nicht blos die Ausdrucks⸗ 
weiſe betreffenden Antrages müſſen die Gründe des Beſchluſſes verkündet werden. 
Dier Gerichtshof kann auch von Amtswegen über die Frageſtellung in 
Berathung treten. ; 
5 F. 327. 1 
Die Anträge in Seug auf die Frageſtellung (F. 326.) find von Seiten 

der Staatsanwaltſchaft und des Angeklagten bei i der Ausführungen 
d zur gegenſeitigen Er⸗ 


Fr. 6704) : Í Fi. 328. 


\ 


$. 328. 


RN Inſofern es im einzelnen Falle zur beſſeren Ueberficht der Sache geeignet 
erſcheint, kann der Vorſitzende die Feſtſetzung und Verleſung der vorzulegenden 
Fragen ſchon gleich nach dem Schluſſe des Beweisverfahrens und vor den Aus⸗ 
führungen über deſſen Ergebniß eintreten laſſen. Es können auch die feſtgeſetzten 
Fragen den Geſchworenen ſchon vorläufig in Abſchriften zur Erleichterung des 
Verſtändniſſes der Vorträge mitgetheilt werden. | 
x , $. 329. 
3. Schlußvor Zum Schluſſe der Verhandlung hat der Vorſitzende die geſammte Lage 
5 . der Sache auseinanderzuſetzen, die geſetlichen Vorſchriften, welche bei Beantwor⸗ 
= tung der geftellten Fragen etwa in Betracht kommen, nöthigenfalls zu erläutern, 
und überhaupt alle diejenigen Bemerkungen zu machen, welche ihm zur Herbei⸗ 
führung eines ſachgemäßen Anſpruches geeignet erſcheinen. Dieſer Vortrag darf 
von der Staatsanwaltſchaft und von dem Angeklagten weder unterbrochen, noch 
zum Gegenſtande irgend einer Aeußerung oder eines Antrages in der Sitzung 
gemacht werden. 


es $. 330. 

4. Uebergabe der Hierauf übergiebt der Vorſitzende die ſchriftlich abgefaßten und mit ſeiner 

Sum Unterſchrift verſehenen Fragen den Geſchworenen, verweiſt dieſe auf die Pflichten 
5 ihres Berufs (F. 331.), ſowie geeigneten Falls auf die bei deſſen Ausübung zu 

beobachtenden Vorſchriften, und befiehlt die Entfernung des Angeklagten aus dem 

Sitzungsſaale. 5 

Der Vorſitzende kann nach ſeinem Ermeſſen auch Ueberführungsſtücke und 

Theile der Akten, jedoch mit Ausſchluß der Zeugenvernehmungs⸗Protokolle, den 

Geſchworenen verabfolgen. Ein N hierauf kann nur aus der Mitte der 

Geſchworenen ſelbſt hervorgehen, und darf von keiner anderen Seite angeregt 

werden. 

5 $: 331. 

5. Eintritt der Die Geſchworenen begeben ſich unmittelbar in ihr Berathungszimmer, deſſen 
Geſhrdenen Eingang auf Anordnung des Vorſttzenden bewacht wird. 

Blcerathungs, In dem Berathungszimmer müſſen die nachſtehenden $$. 332. bis 340. 

dimmer, und außerdem folgende Belehrung in mehreren Exemplaren ausliegen: 

Das Geſetz fordert von den Geſchworenen keine Angabe der Gründe 


ſie die Wirkung und Vollſtändigkeit eines Beweiſes zu beurtheilen haben. 

Es legt ihnen aber die durch einen feierlichen Eid geheiligte Pflicht 
auf, alle für und wider den Angeklagten 1 aN Beweiſe ſorg⸗ 
fältig und gewiſſenhaft zu prüfen, und nach der durch dieſe Prüfung 
gewonnenen innerſten Ueberzeugung allein ihre Stimmen en 


gelegten Fragen beſchränken. Ihre Anſicht ü 


ihrer Ueberzeugung, und ſchreibt ihnen keine Regeln vor, nach denen 


Ihre Berathung und ihr Ausſpruch mo a 1 5 1 K voir ; 
äßigkeit oder 
Zweck⸗ 


Zweckmäßigkeit des Strafgeſetzes darf auf ihren Ausſpruch keinen Ein- 

fluß haben. Nicht ſie, ſondern die Richter ſind berufen, die geſetzlichen 

Folgen auszuſprechen, welche den Angeklagten wegen der ihm zur Laſt 

fallenden Handlungen treffen. Die Geſchworenen haben daher ihren 

Ausſpruch ohne Rückſicht auf die geſetzlichen Folgen deſſelben zu fällen. 
H. 332. 

Ohne eine geſetzliche Veranlaſſung darf keinerlei Verkehr zwiſchen den im 
Berathungszimmer verſammelten Geſchworenen und anderen Perſonen ſtattfinden, 
kein Geſchworener es verlaſſen, und Niemand in daſſelbe eintreten, es ſei denn 
mit ſchriftlicher Erlaubniß des Vorſitzenden. f 

Zuwiderhandlungen gegen dies Verbot werden an Geſchworenen mit Geld⸗ 
buße von fünf bis zu funfzig Thalern und an anderen Perſonen mit eintägiger 
Gefängnißſtrafe geahndet. ; 

Die Feſtſetzung der Strafe erfolgt durch Beſchluß des Gerichtshofes nach 
Anhörung der Staatsanwaltſchaft. 


§. 333. ; 
Die Geſchworenen wählen nach Stimmenmehrheit ihren Vorſteher. Der- 6. Berathung 


ſelbe hat die Berathung zu leiten und das Ergebniß derſelben zu verkünden. end 


Der Aufnahme eines Protokolles über die Wahlhandlung bedarf es nicht. 
$. 334. 


1 


Nach gepflogener Berathung wird über die einzelnen Fragen mündlich in 7. SRimmung 2 . a 


der Ordnung abgeſtimmt, in welcher ſie vorgelegt worden ſind. derſelben. 

Der Vorſteher befragt zu dieſem Behufe jeden Geſchworenen einzeln in 
der durch die Auslooſung feſtgeſtellten Ordnung um ſeine Meinung, und giebt 
ſelbſt ſeine Stimme zuletzt ab. l l 

Wird eine Frage nur theilweiſe bejaht, fo ift die Beſchränkung der Be- 
jahung in folgender Weiſe anzugeben: 

Ja, aber es ift nicht erwieſen, daß u. f. w. 

Wird die Frage wegen der Hauptthat verneint, ſo kommen alle auf dieſe 
bezüglichen anderen Fragen in Wegfall, ſie mögen erſchwerende, mildernde oder 
ſtrafausſchließende Gründe betreffen. va 


$. 335. 


Jede dem Angeklagten nachtheilige Beantwortung einer Frage kann nur 
mit Stimmenmehrheit beſchloſſen werden. Im Fall der Stimmengleichheit hat 
die dem Angeklagten günſtigere Meinung den Vorzug. 


$. 336. 
In jedem Ausſpruche, durch welchen eine Frage zum Nachtheile des An⸗ 


geklagten beantwortet wird, muß ausdrücklich angegeben ſein, ob derſelbe mit 
Jahrgang 1867. (Nr. 6704.) 133 einer 


RER ae 
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einer Mehrheit von mehr als ſieben Stimmen, oder nur mit ſieben Stimmen 


gegen fünf beſchloſſen iſt. Im Uebrigen ſoll die Zahl der Stimmen niemals 
ausgedrückt werden. i 


3 $. 337. 
8. Berfahren in Entftehen bei den Geſchworenen Zweifel über das zu beobachtende Ver⸗ 


Baueſflsfalen fahren, über den Sinn der an ſie geſtellten ragen oder über die Faſſung der 


Antwort, ſo begeben ſie ſich in den Sitzungsſaal zurück und erbitten ſich von 
dem Gerichtshofe die erforderliche Aufklärung, welche ihnen durch den Vorſitzen⸗ 
den zu ertheilen iſt. 


Kommen hierbei Aenderungen in der Frageſtellung in Anregung, ſo muß ; 


der Angeklagte zu Der Verhandlung zugezogen werden. 


$. 338. 


9. Kusſpruch der Nachdem die Geſchworenen ihren Ausſpruch, welcher niederzuſchreiben und 
Heſcnorenen von ihrem Vorſteher zu unterzeichnen ift; beſchloſſen haben, und in den Sitzungs⸗ 
ſaal zurückgekehrt ſind, befragt ſie der Vorſitzende nach dem Ergebniſſe ihrer 
Berathung. 

Der Vorſteher der Geſchworenen erhebt ſich und ſagt: 


Auf meine Ehre und mein Gewiſſen, vor Gott und den Menſchen 
bezeuge ich als den Spruch der Geſchworenen: 


; Sodann verlieſt er die geſtellten Fragen und unmittelbar nach jeder Frage 
die ertheilte Antwort. 
Hierauf iſt der Ausſpruch dem Vorſitzenden zu übergeben und von dieſem 
und dem Gerichtsſchreiber zu unterzeichnen, demnächſt aber nebſt den geſtellten 
Fragen als Beilage dem Sitzungsprotokoll einzuverleiben. 


F. 339. 


10. Verfahren Iſt der Ausſpruch nicht regelmäßig in der Form, oder iſt er in der 4 


: PORES Nie Sache undeutlich oder unvollſtändig / oder ergiebt ſich aus den Erklärungen der 
blau auf den Geſchworenen ein Zweifel, ob der niedergeſchriebene Ausſpruch ihrer wirklichen 
OR Meinung und Abſtimmung entſpreche, ſo muß der Gerichtshof auf den Antrag 
Heeren, der Staatsanwaltſchaft oder des Angeklagten, oder auch von Amtswegen anord⸗ 

s nen, daß die Geſchworenen ſich in ihr Berathungszimmer zurück zu begeben haben, 
um dem Mangel abzuhelfen. Ebendaſſelbe am geſchehen, wenn der Ausſpruch 


der Geſchworenen einen Widerſpruch in ſich ſchließt, und zwar ſelbſt dann, wenn 


die Antworten, zwiſchen welchen der Widerſpruch beſteht, ſich auf verſchiedene 
ie beziehen. 

ieſe Maaßregel bleibt ſo lange zuläſſig, als der Gerichtshof noch kein 
Urtheil erlaſſen hat. 


Form des 
werden. F 


PIRSA A Y 755 


ar die Zurückſendung nur wegen einer Unregelmäßigkeit in der ar 
usſpruches, fo darf an dem Ausſpruche ſelbſt nichts mehr geändert 


In allen anderen Fällen find die Geſchworenen bei der erneuerten Be⸗ 
N 


rathung an ihren früheren Ausſpruch in keiner Beziehung gebunden; fie können 
ſelbſt ſolche Fragen, auf welche ſich die Veranlaſſung zur Zurückſendung nicht 
bezog, in einem entgegengeſetzten Sinne beantworten. Kommen vor der Zurück⸗ 
ſendung der Geſchworenen Aenderungen in der Frageſtellung in Anregung, fo 

muß der Angeklagte zu der Verhandlung zugezogen werden. 
Die Verbeſſerung des Ausſpruches der Geſchworenen muß ohne Durch⸗ 


ſtreichungen in der Art geſchehen, daß äußerlich erkennbar bleibt, wie der urſprüng⸗ ; 755 


liche Ausſpruch gelautet habe. 
$. 340. 


Wenn die dem Angeklagten nachtheilige Beantwortung einer Frage nur 
mit einer Mehrheit von ſieben gegen fünf Stimmen beſchloſſen iſt, ſo tritt der 
Gerichtshof ſelbſt in Berathung und entſcheidet, ohne Angabe von Gründen, 
über den von den Geſchworenen mit nur ſieben Stimmen gegen fünf feſt⸗ 
geſtellten Punkt. 

Wird, weil der Gerichtshof der Minderheit der Geſchworenen beitritt, die 
Beantwortung von Hülfsfragen (§. 324.) erforderlich, die vorher unbeantwortet 
geblieben ſind, ſo ſind die Geſchworenen zu veranlaſſen, ſich zu dieſem Zwecke in 
das Berathungszimmer zurück zu begeben. Der ergänzende Ausſpruch wird nach 
Maaßgabe des 8. 338. verkündet. 


F. 341. 


Wenn der Gerichtshof einſtimmig der Anſicht iſt, daß die Geſchworenen, 
obgleich ihr Ausſpruch regelrecht und erſchöpfend iſt, ſich in der Sache zum 
e e des Angeklagten geirrt haben, ſo verweiſt er, ohne Angabe von Grün⸗ 
den, die Sache zu der nächſten Sitzungsperiode des Schwurgerichts, damit ſie 
vor einem neuen Schwurgericht verhandelt werde, an welchem, bei Vermeidung 
der Nichtigkeit, keiner der früheren Geſchworenen Theil nehmen darf. Dieſe 
Maaßregel, welche von Niemandem beantragt werden darf, iſt ſo lange zuläſſig, 
als der Gerichtshof noch kein Urtheil erlaſſen hat. 

Nach dem Ausſpruche des neuen e e welchem die in der erſten 
Verhandlung geſtellten Fragen, ſoweit ſie zu Gunſten des Angeklagten erledigt 
worden, nicht wieder vorzulegen ſind, findet eine nochmalige Ausſetzung der 
Urtheilsfällung nicht ſtatt. Er 


Betrifft die Unterſuchung mehrere ſelbſtſtändige ſtrafbare Handlungen oder 
mehrere Angeklagte, fo erfolgt die im $. 341. 1 0 Maaßregel nur in An⸗ 
ſehung derjenigen Handlung oder Perſon, bezüglich deren die Geſchworenen ſich 
nach Aich des Gerichtshofes geirrt haben. i 
Inwiefern ſtatt der Verweiſung vor ein neues Schwurgericht eine Ver⸗ 
weiſung vor die Strafkammer oder vor das Polizeigericht beſchloſſen werden 

kann, beſtimmt fich nach der Vorſchrift des §. 57. 


H. 343. 


4 


(Nu. 6704) 5 


Der Ausſpruch der Geſchworenen und im Falle des F. 340, auch der 1. well = 
133 ** Aus⸗ des Ausſpruchs 


£ W — 
Ausſpruch des Gerichtshofes, wird, nachdem der Angeklagte wieder in den 
Sitzungsſaal eingetreten ift, durch den Gerichtsſchreiber verleſen. a 


$. 344. 


12. Urtheil des ft der Angeklagte für nicht ſchuldig erklärt worden, ſo erläßt der Gerichts⸗ 
Gachtshofs. hof ſofort das freiſprechende Urtheil. Andernfalls müſſen, bevor der Gerichtshof 
das Urtheil über die Anwendung des Geſetzes füllt, die Staatsanwaltſchaft und 
der Angeklagte nach Vorſchrift des $. 238. gehört werden. : 
Hierbei dürfen die durch den Ausſpruch der Geſchworenen feſtgeſtellten That⸗ 
ſachen nicht mehr in Zweifel gezogen werden. 


7 Fünfter Abſchnitt. 5 5 
Von dem Verfahren im Fall eines Schuldbekenntniſſes. 4 


$. 345. 


I. Algemeine Wenn der Angeklagte auf Befragen des Vorſitzenden (F. 315.) fi) ſchuldig 
SBeſüimmungen bekennt, fo muß er über alle Thatſachen, die zu den Merkmalen der ihm zur 
Laſt gelegten ſtrafbaren Handlung 80 „und über diejenigen in dem Ver⸗ 
weiſungsbeſchluſſe hervorgehobenen oder von der Staatsanwaltſchaft in der Ver⸗ 
handlung geltend gemachten Thatumſtände, welche nach beſonderer geſetzlicher 
Vorſchrift eine Erſchwerung der Strafe begründen, näher befragt werden. Räumt 
der Angeklagte dieſe Thatſachen ſämmtlich ein, ſo hat der Gerichtshof, wenn er 
gegen die Richtigkeit des Bekenntniſſes kein Bedenken hegt, ohne Zuziehung der 
Geſchworenen das Urtheil über die Anwendung des Geſetzes zu fällen. 

Es muß jedoch vorher das Bekenntniß des Angeklagten auf die im zweiten 
Abſatze des $. 257. bezeichnete Weiſe zur Vorleſung und Genehmigung gebracht, 
5 und die Staatsanwaltſchaft und der Vertheidiger über die Vollſtändigkeit des Be⸗ 

e kenntniſſes und über die Anwendung des Geſetzes gehört werden. 
Kommen hierbei Thatſachen in Frage, welche die Ausſchließung oder Mil⸗ 
derung der geſetzlichen Strafe zur Folge haben würden, oder wird das Vor⸗ 
handenſein mildernder Umſtände in Fällen, wo das Geſetz ſolche ohne nähere Be 
ſtimmung zuläßt, angeregt, oder muß feftgeftellt werden, ob der Angeklagte mit 
Unterſcheidungsvermögen gehandelt habe, ſo unterbleibt die Verhandlung vor den 
6 nur dann, wenn die Erklärung der Staatsanwaltſchaft über dieſe 
. Punkte zu Gunſten des Angeklagten lautet, und der Gerichtshof kein Bedenken 
5 hat, der dem Angeklagten günſtigen Annahme beizutreten. E 


$. 346. 


Findet die Erledigung des Straffalles auf den Grund des Schuldbekennt⸗ 
niffes nicht ſtatt, fo ift über denſelben nach Maaßgabe des vierten Abſchnitts 
weiter zu verhandeln. 5 125 . 
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§. 347. 


Wenn der Angeklagte ſchon vor der Hauptverhandlung ein vollſtändiges 2. Bejonse f 


Bekenntniß der That abgelegt hat, fo ift der Gerichtshof, inſofern nicht gleich- Stimmungen 


für den Fall, daß 


zeitig über Mitangeklagte zu erkennen iſt, hinſichtlich deren dieſe Vorausſetzung der Angeklagte 
nicht zutrifft, befugt, ohne vorgängige Bildung des Schwurgerichts zu verhandeln, Suuſ > 
und zu der letzteren erft dann zu ſchreiten, wenn fich die Zuziehung der Ge- fung ein Ber 
ſchworenen als erforderlich herausſtellt. Es muß jedoch, wenn dieſer Fall . ie 
eintritt, vor den Geſchworenen mit der Verhandlung von Neuem begonnen p 


werden. 


Sechster Abſchnitt. 
Von dem Verfahren beim Ausbleiben des Angeklagten. 


$. 348. 


Diem nicht verhafteten Angeklagten ift bei feiner Vorladung vor den Schwur⸗ 
gerichtshof für den Fall ſeines Ausbleibens die Warnung zu ſtellen, daß die ihm 
zur Laſt gelegte That als zugeſtanden angenommen werden würde. 


$. 349. 


| Bleibt der Angeklagte ungeachtet gehöriger und rechtzeitiger Vorladung 
($$. 218. bis 220. 348.) bei der Hauptverhandlung aus, oder entzieht er fich Der- 
ſelben vor verkündetem Ausſpruche der Geſchworenen, ſo wird, falls ſeine alsdann 
ſtets zu beſchließende Verhaftung ſich als nicht ausführbar herausſtellt, entweder 
noch in derſelben, oder in der nächſten Sitzungsperiode zur Hauptverhandlung in 
Gemäßheit des $. 456. geſchritten, ohne daß es einer vorgängigen Bekanntmachung 
des hierzu beſtimmten Sitzungstages bedarf. Es kommen alsdann die YY. 458. 
bis 461. 466. und 467. zur Anwendung. 
Es kann in dieſer Weiſe auch ſchon in der erſten zur Hauptverhandlung 
beſtimmten Sitzung verfahren werden, falls Gründe für die Annahme vorliegen, 
daß die Verhaftung des Angeklagten nicht zu bewerkſtelligen ift. 


Vierzehnter Titel. 
Beſondere Vorſchriften fuͤr das Verfahren vor der Strafkammer. 


$: 350. 


Bleibt der nicht verhaftete Angeklagte trotz gehöriger und rechtzeitiger Vor⸗ 1 Verfahren 
ladung ($$. 218. bis 220., 195.) in der Sitzung zur Hauptverhandlung aus, beim Ausblei⸗ 
oder entfernt er fich wieder, fo wird feiner Abweſenheit ungeachtet zur Beweis- cee 
aufnahme und ferneren Hauptverhandlung geſchritten. e 

(Nr. 6704.) F. 351. 


DE ENAS OKER 


$. 351. 

Erachtet das Gericht die Gegenwart des nicht perſönlich erſchienenen An- 
geklagten zur Ermittelung der Wahrheit für erforderlich, ſo kann es in allen 
Fällen die Vorführung deſſelben anordnen, und zu dieſem Behufe nöthigenfalls 
die Sitzung vertagen. 

§. 352. 


2. Berfahten. Findet das Gericht von Amtswegen Veranlaſſung, die That des Angeklag⸗ 


in Bezug auf ten aus einem anderen als dem in der Anklage geltend gemachten Geſichtspunkte 


Fran ins Auge zu fallen (SS. 4. 323 fo hat es auf denſelken die Staatsanwalt 
d 


s ſchaft und den Angeklagten, falls dieſer erſchienen ift, aufmerkſam zu machen. 
Erforderlichenfalls kann das Gericht eine Vertagung der Sache eintreten 
laſſen, oder auch aus beſonderen Gründen die Erörterung dieſes anderen That⸗ 
beſtandes einer neuen Verfolgung vorbehalten. 


$. 353. 


3. Jubalt des Das Urtheil muß hervorheben, welche derjenigen Thatſachen, die zu den 5 


i AGehels, weſentlichen Merkmalen der den Gegenstand der Entſcheidung bildenden That ge- 


hören (F. 76. Nr. I.), für feſtſtehend oder für nicht feſtſtehend zu erachten ſeien. 
Ebendaſſelbe gilt von ſolchen Umſtänden, welche die Strafbarkeit dern 
Handlung ausſchließen oder nach beſonderer Vorſchrift der Geſetze erſchweren oder 


mildern, falls ein Antrag der Staatsanwaltſchaft oder des ede die Be⸗ 
rückſichtigung derſelben verlangt, oder es ſich um erſchwerende 
die ſchon in der Anklageſchrift hervorgehoben worden ſind. 


Die Thatſachen und Beweismittel, auf welche ſich dieſe Feſtſtellungen grün⸗ > 


den, find. in den Entſcheidungsgründen einzeln anzugeben. 


§. 354. 


A ̃ Abgetieztes Wenn im Fall einer gerechtfertigten vorläufigen Feſtnahme (F. 123.) die = 
ln im Sache zur ſofortigen Hauptverhandlung reif, und der Beſchuldigte bereits, wenn 
Gall eme vo auch nur zu außergerichtlichem Protokoll vernommen worden iſt, ſo findet auf 


läufigen Feſt⸗ 
1 den Antrag der Staatsanwaltſchaft ein abgekürztes Verfahren ſtatt. Es 


kommt alsdann die Friſt, welche für den Haftantrag und die Entſcheidung über 
denſelben vorgeſchrieben ift (. 126.), auch in Anſehung der mit ihm zu verbin⸗ 
denden Anklageſchrift zur Anwendung, welche letztere eine u des Sad 

ammer vere 
fügt bei Eröffnung des Hauptverfahren gleichzeitig den Haftbefehl, falls er den⸗ 
ſelben für begründet erachtet, und beraumt die Verhandlung der Sache, wofern 
fie nicht ſogleich ſtattfinden kann, auf einen möglichſt nahen, ſpäteſtens auf den 
dritten Werktag an. Eine vorgängige Vernehmung des Angeklagten in Gemäß⸗ 


verhältniſſes nicht zu enthalten braucht. Der Vorſitzende der Straf 


mſtände handelt, 


heit der 9. 136. und 220. oder eine anderweite vorgängige Mittheilung der 


Anklageſchrift an denſelben ift nicht erforderlich. Es muß jedoch, wenn der An⸗ 
- gerlagte in der Hauptverhandlung die Vertagung der Sache zur beſſeren es 


. 


y 


bereitung feiner Vertheidigung verlangt, dieſem Antrage in allen Fällen ſtatt⸗ 
gegeben werden. | 


§. 355. 

Es können auch von Seiten des Vorſitzenden ein- für allemal beſtimmte 
Sitzungstage zu den Verhandlungen im abgekürzten Verfahren in der Weiſe je 
geſetzt werden, daß es der Staatsanwaltſchaft überlaſſen bleibt, die einzelnen 
Sachen auf dieſe Tage unter Innehaltung der vorgeſchriebenen Friſt zu vertheilen 
und hiernach die erforderlichen Ladungen einzurichten. 


Funfzehnter Titel. 
Beſondere Vorſchriften fin das Verfahren vor dem Polizeigericht. 


§. 356. | 


Es bedarf in der Anklageſchrift einer Darſtellung des Sachverhältniſſes 1. Algemene 
und zur Eröffnung des Hauptverfahrens einer ausdrücklichen Verfügung nicht. Beſtimmungen. 

Gleichartige Straffälle können, auch wenn kein Zuſammenhang zwiſchen 
ihnen beſteht, in einer gemeinſchaftlichen Anklageſchrift zuſammengefaßt und in 
einem und demſelben Verfahren erledigt werden. 

Die im F. 355. bezeichnete Einrichtung bildet für alle ordentlichen Polizei⸗ 
gerichtsſitzungen, in welchen die Staatsanwaltſchaft mitzuwirken hat, die Regel. 
Schöffen ab. Berathung giebt der Polizeirichter ſeine Stimme vor den 

en ab. 

Im Uebrigen kommen die für das Verfahren vor der Strafkammer gel⸗ 
tenden Vorſchriften zur Anwendung. 


$. 357. 


Wird der Beſchuldigte dem Polizeirichter durch den Polizeianwalt Vor- 2 Verfahren n 


| geführt, und geſteht er entweder die ihm zur Laſt gelegte ſtrafbare Handlung gem age | 


9 führte oder bers 


ein, oder find die Beweismittel für die Anklage und Vertheidigung zur Hand, haftete Beſchul⸗ 
fo hat der Richter ſofort zur Verhandlung und Urtheilsfällung zu ſchreiten, ohne digte. 
daß es der Zuziehung von Schöffen bedarf. Eine ſchriftliche Abfaſſung oder ; 
Mittheilung der Anklage ift nicht erforderlich; jedoch ift die Anklageformel ($. 76. 

Nr. 1. und 2.) im Protokoll zu verzeichnen. 


$. 358. 


“= Kann das Urtheil gegen einen vorgeführten oder bereits verhafteten Be- 
ſchuldigten nicht ſofort gefällt werden, ſo iſt derſelbe ſogleich nach dem Eingange 
der Anklageſchrift nach Maaßgabe des $. 220. zu vernehmen und eine möglichſt 


nahe Stzung zur Hauptverhandlung zu beſtimmen. 


(Nr. 6704.) F. 359. 


* 


OTO 


$. 359. 


3᷑. Feſtſezung der Wenn der Beſchuldigte weder vorgeführt wird, noch verhaftet oder zu 


Strafe durch verhaften ift, kann der Poli eianwalt in der Anklageſchrift beantragen, daß die 
N 9 9 l 


Verfügung 


verwirkte Strafe ohne vorgängige Hauptverhandlung 
feſtgeſetzt werde. 

Dieſer Antrag muß auf eine beftimmte, nach Art und Höhe zu bezeich⸗ 
nende Strafe gerichtet ſein, und die zum Beweiſe der Anſchuldigung dienenden 
ſchriftlichen Anzeigen oder Verhandlungen in Bezug nehmen. 


$. 360. 


Der Polizeirichter hat, wenn nicht beſondere Bedenken entgegenſtehen, die 
von ihm für angemeſſen erachtete Strafe ohne Mitwirkung von Schöffen durch 
Verfügung feſtzuſetzen. Iſt die feſtgeſetzte Strafe geringer oder von anderer 
Art, als die beantragte, ſo wird die Strafverfügung erft dann dem Beſchuldigten 
zugeſtellt, wenn der Polizeianwalt nicht innerhalb dreier Tage nach der ihm 
gewordenen Mittheilung die Einleitung des gewöhnlichen Verfahrens beantragt. 


$. 361. 


Die Strafverfügung, welche dem Beſchuldigten in beglaubter Abſchrift RR 


zuzuſtellen ift, muß enthalten: 


J) die Beſchaffenheit der ſtrafbaren Handlung, ſowie die Zeit und den Ort 
derſelben \ 

2) die dafür angegebenen Beweiſe, 

3) die Feſtſetzung der Strafe und des Koſtenpunktes, unter Anführung der 
Vorſchrift, auf welche dieſelbe ſich gründet, und falls eine Geldbuße 
lee ift, unter Bezeichnung der Kaffe, an welche dieſelbe gezahlt 
werden ſoll, ; 

die Eröffnung, daß der Beſchuldigte, wenn er ſich durch die Strafver⸗ 

fügung beſchwert finden ſollte, innerhalb einer zehntägigen Friſt von der 

Zuſtellung der Verfügung ab ſeinen Einſpruch dagegen bei dem Polizei- 

richter ſchriftlich oder zu Protokoll zu erheben und zugleich die zu ſeiner 

Vertheidigung dienenden Beweismittel anzuzeigen habe daß aber, falls 

in dieſer Fruit ein Einſpruch nicht omahe; die Strafperfügung Rechts⸗ 

kraft erlangen und gegen ihn vollſtreckt werden würde. ; 


$. 362. 


4 


Sere 


Wenn in der ſe ut en Friſt ein Einſpruch nicht erhoben wird, fo erlangt > 


die Strafverfügung die Kraft eines vollſtreckbaren Urtheils, wogegen ein weiteres 

Rechtsmittel nicht ſtattfindet, jedoch vorbehaltlich der Beſtimmungen der $$. 415. 
und 416. Nr. I. 15 

Im entgegengeſetzten Falle tritt das Hauptverfahren in der N ge 

eiſe 


urch eine Strafverfügung 


Weiſe ein, ohne daß es einer Mittheilung der Anklageſchrift bedarf. Der Ein 
ſpruch kann noch fo lange zurückgenommen werden, als die Hauptverhandlung 
nicht begonnen hat. 5 5 
Das Polizeigericht iſt befugt, auch auf eine andere Strafe zu erkennen, 
als in der Strafverfügung feſtgeſetzt war. 
$. 363. 


; Wenn der Beſchuldigte in der zur Hauptverhandlung beſtimmten Sitzung 
gehöriger Vorladung ungeachtet ausbleibt, ſo findet eine weitere Unterſuchung 
oder Prüfung der Sache nicht ftatt; der Einſpruch wird vielmehr durch ein 
Urtheil verworfen, gegen welches, vorbehaltlich der Beſtimmung des H. 416. 
Nr. 2., ein Rechtsmittel nicht zuläſſig iſt. 


Sechszehnter Titel. 
Von den Rechtsmitteln der Berufung und der Nichtigkeitsbeſchwerde. 
Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 


$. 364. i 
Als Rechtsmittel, durch welche gerichtliche Urtheile im Inſtanzenzuge an- 1. Zulässigkeit 


gefochten werden können, finden, vorbehaltlich der im Geſetz beſtimmten Aus⸗ im Allgemeinen. 


nahmen, ſtatt: 


1) gegen alle Urtheile erſter Inſtanz mit Ausnahme der von den 
Schwurgerichtshöfen erlaſſenen: 
die Berufung; . 
2) gegen alle in der Berufungs-Inſtanz oder von Schwurgerichts— 
höfen erlaſſenen Urtheile: 
die Nichtigkeitsbeſchwerde. 


; Gegen die Beſchlüſſe und Verfügungen eines Gerichts find, foweit 
das Geſetz nicht ein Anderes beſtimmt, die nämlichen Rechtsmittel wie gegen 
deſſen Urtheile zuläſſig. 

$. 365. 


Die Rechtsmittel der Berufung und der Nichtigkeitsbeſchwerde ſtehen, 

ſoweit das Geſetz nicht Ausnahmen beſtimmt, ſowohl dem Beſchuldigten, als der 

Staatsanwaltſchaft bei dem Gerichte zu, deſſen Entſcheidung angefochten wird. 

; Auch Zeugen, Sachverſtändige und andere Perſonen können gegen Be⸗ 

ſchlüſſe oder Berflighigen, welche eine Strafe gegen fie feſtſetzen, oder ſonſt ihre 
Rechte unmittelbar berühren, die Rechtsmittel ergreifen. „ 
Jahrgang 1867. (Nr. 6704.) 134 $. 366, 


= Ah — 
$. 366. 


Der verhaftete . kann alle auf Rechtsmittel bezüglichen Erklä⸗ 
rungen bei dem Gerichte des Ortes, wo er verhaftet iſt, zu Protokoll geben, 
und zwar ſelbſt dann, wenn die Erklärung nach Beſtimmung der Geſetze bei 
einem anderen Gerichte oder in einer anderen Form abgegeben werden ſoll; die 
vorgeſchriebenen Friſten ſind gewahrt, wenn innerhalb derſelben das Protokoll 
aufgenommen wird. 

$. 367. 


Iſt das Rechtsmittel für den Beſchuldigten von dem Vertheidiger deſſelben 
eingelegt worden, fo kann die Vollmacht, ſoweit fie erforderlich ift ($. 215.) , 
Ss noch nach Ablauf der vorgeſchriebenen Friſten beigebracht werden. Die f 
Nachbringung ift jedoch nur fo lange zuläſſig, als das Gericht über die zu tref- f 
fende Entſcheidung noch nicht in Berathung getreten ift. 


i i $. 368. 
2. Wirkung der Die Staatsanwaltſchaft hat das Recht, auch im Intereſſe des Beſchul⸗ 
Rechtsmittel. digten Rechtsmittel einzulegen. 

Ein jedes von ihr eingewendete Rechtsmittel hat die Wirkung, daß die 
angefochtene Entſcheidung auch zu Gunſten des Beſchuldigten abgeändert oder 
vernichtet werden kann. 

Ein Urtheil, welches nur von dem Angeklagten angefochten worden iſt, 

behält zu ſeinen Gunſten die Wirkung, daß ihm in keinem anderen Urtheile in 
derſelben Sache eine Strafe auferlegt werden kann, welche die in jenem Erkennt⸗ 
niſſe feſtgeſetzte der Art oder der Höhe nach überſchreitet. 


$. 369. 


Ein Rechtsmittel kann von Demjenigen, welcher es eingelegt hat, noch ſo 
lange zurückgenommen werden, als das Gericht über die zu fällende Entſcheidung 
noch nicht in Berathung getreten iſt. Die Befugniß der Staatsanwaltſchaft, 
Rechtsmittel gegen Urtheile zurückzunehmen, erliſcht jedoch, ſobald die Verhand⸗ 
lungen an den Richter, welcher auf das Rechtsmittel zu entſcheiden hat, ge— 
langt ſind. 

? Sine wirkſam erklärte Zurücknahme des Rechtsmittels kann nicht mehr 
widerrufen werden, wenn die vorgeſchriebene Anmeldungsfriſt inzwiſchen abge⸗ 
laufen iſt. i 


; Zweiter Abfchnitt. E 
Beftimmungen über die Berufung und Nichtigkeitsbeſchwerde ; 
gegen Urtheile. 1 


$. 370. 
Die Berufung und die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen ein Urtheil muß 
binnen zehn Tagen nach deſſen Verkündung bei dem Gerichte, welches in a i 


15 


Juſtan extant hat, angemeldet werden. Die Rechtfertigung des | 


muß, wenn fie nicht mit der Anmeldung verbunden wird, binnen anderweiten 


zehn Tagen bei dem nämlichen Gericht erfolgen. Dieſe Friſt beginnt mit der 
Sufelung des Urtheils, welche fofort nach der Anmeldung von Amtswegen zu 
ewirken iſt. ; 


In den Fällen, wo nach geſetzlicher Vorſchrift das Urtheil ſchon gleich 
nach der Verkündung von Amtswegen zugeſtellt werden muß ($$. 267. 48. 507.), 
läuft die zehntägige Friſt von dieſer Zuſtellung ab zugleich für die Anmeldung 
und für die Rechtfertigung. 


Die Anmeldung und die Rechtfertigung muß ſchriftlich geſchehen. Der 
Angeklagte kann dieſe Erklärungen auch zu Protokoll geben. Schriften, wodurch 
eine Nichtigkeitsbeſchwerde von Seiten des Angeklagten angemeldet oder gerecht⸗ 
fertigt wird, müſſen von einem Rechtsanwalte oder Advokaten verfaßt und unter- 
zeichnet ſein, inſofern nicht der Angeklagte ſelbſt oder der für ihn zu handeln 
befugte Vertheidiger die zur Erlangung des Richteramtes oder der frois als 
Rechtsanwalt oder Advokat eingeführte Prüfung beſtanden hat. 


$. 371. 


Ei Rechtsmittel der Staatsanwaltſchaft gegen Urtheile, welche die örtliche Un- 
ziuuſtändigkeit des Gerichts ausſprechen, find an keine Anmeldungsfriſt gebunden. 


$. 372. 


Sind bei der Anmeldung der Berufung oder Nichtigkeitsbeſchwerde oder 
bei der Rechtfertigung der Nichtigkeitsbeſchwerde die vorgeſchriebenen Friſten und 
Formen nicht beobachtet worden, oder iſt das Rechtsmittel in Anſehung der 
Perſon, welche es eingelegt, oder dem Gegenſtande nach nicht zuläſſig, ſo weiſt 
der Vorſitzende des Gerichts erſter Inſtanz daſſelbe durch Verfügung zurück. 

Ein ae auf Abänderung dieſer Verfügung findet, jedoch nur binnen 
zehn Tagen nach der Zuſtellung, bei dem Gerichte ftatt, welches auf das Rechts⸗ 
mittel in der Hauptſache zu entſcheiden haben würde. Das Verfahren richtet ſich 
nach den für die Berufung gegen Beſchlüſſe und Verfügungen gegebenen Vor⸗ 
ſchriften. ; 
| $. 373. 

Hat der Vorſitzende des Gerichts erſter Inſtanz das Rechtsmittel nicht | 


ziurückgewieſen, obwohl dies nach F. 372. geſchehen mußte, oder ift im Fall einer 
Nechtigkettsbeſchwerde die Angabe der Beſchwerdepunkte nicht vorſchriftsmäßig er⸗ 


folgt (F. 393.), fo kann das Gericht, welches auf das Rechtsmittel zu entſcheiden 


hat, nach vorgängiger Anhörung der Staatsanwaltſchaft bei demſelben, die Zurück⸗ 
weiſung des Rechtsmittels ohne Hauptverhandlung beſchließen. i 


o (Nr. 6704) 1345 Dtrit⸗ 
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Dritter Abſchnitt. 
Beſondere Beſtimmungen über die Berufung gegen Urtheile. 


$. 374. 


e Als Anmeldung der Berufung von Seiten des Angeklagten iſt jede Er⸗ 
im afk klärung anzuſehen, welche die Abficht zu erkennen giebt, die Entſcheidung eines 
3 anderen Gerichts herbeigeführt zu ſehen. 

n Als Gegenſtand der Beſchwerde iſt der ganze dem Appellanten nachtheilige 
; Inhalt des angefochtenen Urtheils zu betrachten, ſofern nicht aus der Angabe der 
Beſchwerdepunkte ein Anderes erhellt. 


F. 375. 


Wenn zur Begründung der Beſchwerde neue Thatſachen oder Beweismittel 
anzuführen ſind, ſo hat die Anzeige derſelben unter Darlegung ihrer Erheblichkeit 
bei der Rechtfertigung des Rechtsmittels (§. 370.) zu erfolgen. Auf Antrag kann 
= Vorſitzende des Gerichts die Rechtfertigungsfriſt bis zur doppelten Dauer ver- 
ängern. i 
§. 376. 

À Iſt die Anmeldung nuch gag c 370.) erfolgt, ſo verfügt der Vorſitzende 
des Gerichts, nach Eingang der Rechtfertigungsſchrift oder Ablauf der hiefür 
beſtimmten Friſt, die vorläufige Zulaſſung des Rechtsmittels. 

Die Staatsanwaltſchaft, welcher der Gerichtsſchreiber in Folge dieſer Ver⸗ 5 
fügung die Verhandlungen unverzüglich mitzutheilen hat, reicht dieselben, falls die 
Berufung von Seiten des Angeklagten eingelegt iſt, unter Angabe der ihrerſeits 
anzuführenden neuen Thatſachen oder Beweismittel, binnen längſtens zehn Tagen 
dem Staatsanwalt bei dem Berufungsgerichte ein, welchem der weitere Betrieb der 
Sache obliegt. 

ſt die Berufung von ihr ſelbſt eingelegt, ſo bewirkt ſie die Einſendung 

der Verhandlungen erft dann, nachdem fie zuvörderſt ihre Anmeldungs⸗ und 
Rechtfertigungsſchrift dem Angeklagten hat zuftellen laffen, und ſobald eine Grift 
von zehn Tagen, binnen welcher der letztere die ſeinerſeits anzuführenden neuen q 
i en und Beweismittel dem Gerichte erſter Inſtanz anzuzeigen hat, aba 
elaufen iſt. E 

5 Auf die Friſt zur Gegenerklärung kommt die im F. 375. bezeichnete Bere 
längerungsbefugniß gleichfalls zur Anwendung. | 3 

Auch nach Ablauf der für die Rechtfertigung und Gegenerklärung be⸗ a 
ſtimmten Friſten können noch neue Thatſachen und Beweismittel unmittelbar bei 
dem Berufungsgerichte angezeigt werden. Es kommt jedoch auf ſolche verſpätete 
Anführungen des Angeklagten die Beſtimmung des F. 241. zur Anwendung. | 


u . 377. a 
Das Berufungsgericht muß hinſichtlich derjenigen Thatſachen, we 5 
ar 8 


3. Grundſätze 
für das Verfah⸗ 
des Beru⸗ 


ſungsgerichts, x 


Gemäßheit des $. 353. in dem Urtheil hervorzuheben und für feſtſtehend oder 
für nicht feſtſtehend zu erklären ſind, ſeiner Entſcheidung die in dem erſten Urtheil 
enthaltene Feſtſtellung zu Grunde legen, inſofern nicht das Ergebniß einer von 
ihm beſchloſſenen Wiederaufnahme des Beweisverfahrens eine anderweite that⸗ 
ſächliche Feſtſtellung begründet. 

Eine ſolche Wiederaufnahme des Beweisverfahrens hat das Berufungs⸗ 
gericht nur dann zu beſchließen, wenn die angeführten neuen Thatſachen oder 
Beweismittel geeignet ſind, erhebliche Zweifel gegen die Richtigkeit der im erſten 
Urtheil enthaltenen Feſtſtellung der Thatſachen hervorzurufen, oder wenn ſich 

weſentliche, durch die ſchriftlichen Verhandlungen nicht zu beſeitigende Bedenken 
gegen dieſe Feſtſtellung ergeben. 


F. 378. 


Das Berufungsgericht iſt in allen Fällen befugt, Unterſuchungshandlungen 
jeder Art, namentlich 8 8 durch den Unterſuchungsrichter oder 
durch eines jener Mitglieder nach den im F. 225. enthaltenen Beſtimmungen 
bewirken zu laſſen, und das Ergebniß dieſer Verhandlungen bei der Prüfung, 
ob zur Wiederaufnahme des Beweisverfahrens zu ſchreiten ſei, zu Grunde 
zu legen. 

: $ Es muß jedoch, wenn dieſe Wiederaufnahme beſchloſſen wird, das Beweis⸗ 
verfahren vor dem Berufungsgerichte ſelbſt, in dem zur Begründung einer an⸗ 
derweiten thatſächlichen Feſtſtellung erforderlichen Umfange ſtattfinden, und es 
darf hierbei die Verleſung jener ſchriftlichen Verhandlungen nur inſoweit ein⸗ 
treten, als dies nach den Beſtimmungen der $$. 245. bis 249. zuläſſig iſt. 


$. 379. 


Wird die Berufung darauf gegründet, daß das Verfahren in der erſten 
Inſtanz an einer Nichtigkeit leide (§. 390.), jo hebt das Berufungsgericht, wenn 
es dieſe Beſchwerde für begründet erachtet, das angegriffene Urtheil auf, und 
erkennt, wenn nicht beſondere Gründe die Zurückverweiſung in die erſte Inſtanz 
als erforderlich darſtellen, ſelbſt in der Sache, was Rechtens. Bedarf es hierzu 
einer anderweiten thatſächlichen Feſtſtellung, jo muß zu dieſem Zwecke das Be⸗ 
weisverfahren wieder aufgenommen werden. 

Hat jedoch das Gericht der erſten Inſtanz ſeine ſachliche Zuſtändigkeit oder 
die Grenzen der den ordentlichen Gerichten überhaupt zuſtehenden Gerichtsbarkeit 
überſchritten, oder gegen Vorſchriften gefehlt, deren Beobachtung bei Vermeidung 
der Nichtigkeit vorgeſchrieben iſt, ſo muß das Berufungsgericht das Urtheil ſelbſt 
dann aufheben, wenn der Mangel durch die Berufung nicht gerügt worden iſt, 
und kann niemals ſelbſt über die Verurtheilung oder Freiſprechung des Ange⸗ 

klagten erkennen. Das letztere gilt auch dann, wenn die Vorſchriften über die 
örtliche Zuſtändigkeit der Gerichte verletzt worden ſind. f 


$. 380. 


Nachdem dem Berufungsgerichte von der Staatsanwaltſchaft bei demſelben 4. Verſahrungs⸗ 
die Verhandlungen vorgelegt worden find, trifft daſſelbe in berathender Sitzung meife des Bun. 
(Ni. 6704) nach uu e; 


nach Manga der 68. 373. und 377. bis 379. Beſtimmung über das einzu⸗ 


lagende Verfahren. 
ſchlag fab a 


Wenn es ſich nach Inhalt der erhobenen Beſchwerde lediglich um eine 
Uebertretung handelt, und die Berufung weder auf neue, unter Beweis geſtellte 
Thatſachen, noch auf neue Beweismittel gegründet worden iſt, ſo kann das Be⸗ 
rufungsgericht die Zurückweiſung, des Rechtsmittels ohne Hauptverhandlung be⸗ 
ſchließen, falls es bei feiner Prüfung findet, daß die in dem erſten Urtheil ent⸗ 
haltene Feſtſtellung der Thatſachen keinem Bedenken unterliegt und die geſetzlichen 
Folgen aus derſelben richtig hergeleitet worden ſind. 


$. 382. 


: Zur Hauptverhandlung der Sache werden Zeugen oder Sachverſtändige 
nur vorgeladen, wenn und inſoweit das Berufungsgericht das Beweisverfahren 
wieder aufzunehmen beſchloſſen hat. Dieſer Beſchluß, in welchem die vorzula⸗ 
denden Zeugen und Sachverſtändigen zu bezeichnen ſind, muß dem Angeklagten 


bekannt gemacht werden. Iſt der Angeklagte verhaftet, ſo muß er von der Sitzung, i 
in welcher das Beweisverfahren ftattfinden foll, in Kenntniß geſetzt und auf ſein 


Verlangen zu derſelben vorgeführt werden. 
$. 383. 


Außer dem Falle der Wiederaufnahme des Beweisverfahrens iſt die Be⸗ 
kanntmachung des zur Hauptverhandlung beſtimmten Sitzungstages an den ver⸗ 
hafteten Angeklagten nicht erforderlich, und ſeine Vorführung zu derſelben nur 
dann zu veranlaſſen, wenn das Berufungsgericht ſie aus beſonderen Gründen 
für nothwendig erachtet. ° ; 

So oft die Vorführung des verhafteten Angeklagten zu der Hauptverhand⸗ 
lung nicht erfolgt, muß demſelben auf ſein Verlangen ein Vertheidiger von Amts⸗ 
wegen zugeordnet werden. Der Verhaftete foll von der Perſon des zugeordneten 


Vertheidigers, wenn es geſchehen kann, vor der Sitzung in Kenntniß geſetzt = 


werden. 
$. 384. 


Der nicht verhaftete Angeklagte kann ſich, unbeſchadet der Beſtimmung 


des F. 351., in allen Fällen vertreten laſſen. 
$. 385. 


In der Hauptverhandlung giebt zunächſt ein von dem Vorſitzenden er ; 
nannter Berichterſtatter mündlich eine arſtellung der bis dahin ſtattgehabten 
Verhandlungen. Hierauf wird der Angeklagte, falls aber die Berufung nur von 


der Staatsanwaltſchaft ergriffen worden ift, diefe zuerſt, in allen Fällen aber 


zuletzt der Angeklagte gehört. f ö 
das Beweisverfahren wieder aufgenommen worden, ſo regelt ſich die 


Ordnung der nachfolgenden Vorträge nach den für die erſte Inſtanz geber 
i or⸗ 


orſchriften. Wird hierbei die ehnung eisverfa noch an 
8 en oder Beweismittel ae T fo muß das Gericht, wenn es den 
Beweisantrag ablehnt, in dem zu verkündenden Beſchluſſe die Gründe deſſelbe 
angeben. 5 „„ 
5 $. 386, 7> a 


Der Inhalt des Urtheils muß, wenn die Wiederaufnahme des Beweis- 5. 
verfahrens ſtattgefunden hat, allen Vorſchriften des Y. 353. entſprechen. en 
- Es | 
Wenn das Berufungsgericht eine Wiederaufnahme des Beweisverfahrens 
nicht beſchließt und die in dem erſten Urtheil enthaltene Feſtſtellung der That 
ſachen auch ſeinem Urtheil zu Grunde legt, obwohl ſie mittelſt der Berufung 
durch Anführung neuer Thatſachen oder Beweismittel angefochten worden war, 
fo muß aus dem Urtheil erſichtlich fein, daß das Berufungsgericht dieſe neuen 
Anführungen bei ſeiner Entſchließung in Betracht gezogen hat. 1 A 


§. 388. | = 


Inſoweit die Anordnungen dieſes Abſchnitts keine Abweichung en 
kommen die Vorſchriften des zwölften und vierzehnten Titels auch in der Be⸗ 
rufungsinſtanz zur Anwendung. ; 


we Vierter Abſchnitt. i 
Beſondere Beſtimmungen über die Nichtigkeitsbeſechwerde gege 
Urtheile. 5 
3 | $. 389. 
Die Nichtigkeitsbeſchwerde ift nur dann begründet, wenn 
1) die angefochtene Entſcheidung auf der Verletzung oder unrichtigen An: 1. 
wendung eines Geſetzes oder eines Rechtsgrundſatzes beruht, oder n 
2) das Verfahren, in welchem fie ergangen ift, an einer Nichtigkeit leidet. A at 


F. 390. 
Eine Nichtigkeit in Bezug auf das Verfahren (F. 389. Nr. 2.) ift vor 
handen, wenn das Gericht, welches die Entſcheidung getroffen hat, entweder : 
1) feine fachliche Zuständigkeit, oder die Grenzen der den ordentlichen Ge- 
Au richten überhaupt zuſtehenden Gerichtsbarkeit überſchritten, oder . 
3 gegen Vorſchriften gefehlt hat, deren Beobachtung bei Vermeidung der 
Nichtigkeit vorgeſchrieben iſt, e 


rúnde, 
welche 


oder wenn ; „5 
J) die Entſcheidung auf der Grundlage anderer Verletzungen weſentlicher 
Vorſchriften oder Grundſätze des Verfahrens ergangen ift. 1 
Q. 6704) a Cs 


m 


Beſchwerde führen, wenn er durch fein eigenes Verhalten zu erkennen gegeben 
hat, daß er die Beſchränkung für eine ihm nachtheilige nicht erachte. Die Ver⸗ 
letzung von Vorſchriften, welche lediglich im Intereſſe des Angeklagten gegeben 
ſind, kann von der Staatsanwaltſchaft niemals zu dem Zwecke geltend gemacht 
werden, um eine Vernichtung der ergangenen Entſcheidung zum Nachtheile des 
Angeklagten herbeizuführen. 


$. 391. 


i 9. älleyin enen Ausgeſchloſſen ift die Nichtigskeitsbeſchwerde, wenn in derjenigen Inſtanz, 


nsch ons in welcher die angefochtene Entſcheidung ergangen ift, lediglich eine Uebertre- 


gefhfoffen it. tung Gegenſtand der Unterſuchung geweſen iſt. 


$. 392. 


In den Fällen, welche nach $. 391. dem Rechtsmittel der Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde entzogen find, iſt der Ober⸗Staatsanwalt, jedoch nur mit ausdrück⸗ 
licher Ermächtigung des Juſtizminiſters, berechtigt, dieſes Rechtsmittel außerordent⸗ 
licher Weiſe dann zu ergreifen, wenn er dies zur Aufrechterhaltung weſentlicher 
Grundſätze des Rechts oder des Verfahrens, oder im Intereſſe der Einheit der 
Rechtſprechung für erforderlich erachtet. An Stelle der ſonſt vorgeſchriebenen 
Anmeldungsfriſt tritt in dieſen Fällen eine ſechswöchentliche, innerhalb deren auch 
die Angabe der Beſchwerdepunkte und die Beibringung der Ermächtigung 
erfolgen muß. 

Wird die Vernichtung ausgeſprochen, und ergeht in Folge derſelben eine 
dem Angeklagten nachtheiligere Entſcheidung, ſo iſt der Juſtizminiſter berechtigt, 
die , derſelben, inſoweit ſie dem Angeklagten nachtheiliger iſt, 
zu verfügen. 


R $. 393. 
= Naht, Die Anmeldung der Nichtigkeitsbeſchwerde hat keine Wirkung, wenn nicht 
gung der Nic, rechtzeitig und in gehöriger Form (SS: 370. 392.) die Rechtfertigung durch An⸗ 


0 bite gabe der Beſchwerdepunkte erfolgt. 
BR Aus diefer Angabe muß erſichtlich fein, ob die Entſcheidung wegen Wer- 
letzung oder unrichtiger Anwendung von Geſetzen oder Rechtsgrundſätzen, oder 
wegen einer Nichtigkeit in Bezug auf das Verfahren angefochten wird. 
In letzteren Falle genügt es, wenn diejenigen Thatſachen, welche der Be 
ſchwerde als Grundlage dienen, als 1 75 hervorgehoben werden. 
Wird eine Enkſcheidung, welch 

nur in Anſehung eines Theils derſelben angefochten, ſo muß dies ausdrückli 
bemerkt werden. 


| $. 394. | 
4. Gegenerklä⸗ Iſt die Anmeldung und Rechtferti 01 rechtzeitig und in gehöriger Form 


einſendung. 


echtsmittels. 


Es kann jedoch Niemand über die Beſchrzukung von Profeßbefugniſſen 


e mehrere verbundene Straffälle vet % 


rung und Alten, N 370. 392.) erfolgt, jo verfügt der Vorſitzende die vorläufige Zulaſſung des 
Die 
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Die Staatsanwaltſchaft ($. 365.), welcher der Gerichtsſchreiber in Folge 
dieſer Verfügung die Verhandlungen unverzüglich mitzutheilen hat, reicht dieſelben, 
falls das Rechtsmittel von dem Angeklagten eingelegt iſt, unter Beifügung ihrer 
etwaigen Gegenerklärung binnen längſtens 10 Tagen dem General-Staatsanwalt 
ein, welchem der weitere Betrieb der Sache obliegt. 

Iſt das Rechtsmittel von ihr ſelbſt eingelegt, ſo bewirkt ſie die Einſendung 
der Verhandlungen erft dann, nachdem fie zuvörderſt ihre Anmeldungs⸗ und 
Rechtfertigungsſchrift dem Angeklagten hat zuſtellen laſſen, und ſobald eine Friſt 
von 10 Tagen, binnen welcher der letztere eine Gegenerklärung bei dem Gerichte 
erſter Inſtanz abgeben kann, abgelaufen iſt. 


5. 3. f 
Die Bekanntmachung der zur Hauptverhandlung beſtimmten Sitzung des 5. Verfahren 


oberſten Gerichtshofes erfolgt durch Aushang an der Gerichtsſtelle, ohne daß eine vor dem oberſten 2 


Vorladung des Angeklagten zu derſelben ſtattfindet. An der Beſtimmung des 
F. 210. wird hierdurch nichts geändert. 

Die Verhandlung beginnt mit dem mündlichen Vortrage des von dem 
Vorſitzenden ernannten Berichterſtatters und ſchließt in allen Fällen mit den An⸗ 
trägen des General⸗Staatsanwalts. Zur Führung der Vertheidigung, als Ver⸗ 
treter oder Beiſtand des Angeklagten, ſind nur die bei dem oberſten Gerichtshof 
zur Praxis berechtigten Rechtsanwalte befugt. Eine Vorführung des verhafteten 

Angeklagten findet nicht ſtatt. 


$. 396. 


Gerichtshof. ; & 


Die Entſcheidung erfolgt nur über diejenigen Anfechtungsgründe, welche 6. urthel des. 


nach Vorſchrift des $. 393. angegeben find. ſelben. 

Eine auf die Verletzung oder unrichtige Anwendung von Geſetzen oder ; 
Rechtsgrundſätzen geſtützte Nichtigkeitsbeſchwerde kann nicht aus dem Grunde der 
rückgewieſen werden, weil das Geſetz oder der Rechtsgrundſatz gar nicht oder 
unrichtig bezeichnet worden iſt. 


$. 397. 


Iſt die Nichtigkeitsbeſchwerde begründet, ſo ſpricht der Gerichtshof die 
Vernichtung des angefochtenen Urtheils, und wenn der Grund derſelben in Mängeln 
des Verfahrens beruht, zugleich die gänzliche oder theilweiſe Vernichtung des vor- 
ausgegangenen Verfahrens aus. 

N $. 398. 
; Liegt der Grund der Vernichtung nicht in Mängeln des Verfahrens, ſondern 
in der Entſcheidung ſelbſt, und kommt es in der Sache auf weitere thatſächliche 
Ermittelungen nicht an, ſo erkennt der Gerichtshof in der Sache ſelbſt. er 

Bei einer zum Nachtheile des Angeklagten eintretenden Vernichtung ift 
dieſelbe jedoch auf das vorausgegangene Verfahren auszudehnen, falls daſſelbe 
an einer Nichtigkeit der im §. 390. unter Nr. 1. und 2. bezeichneten Art leidet, 

Jahrgang 1867. (Nr. 6704.) 135 oder 


htzeitigen Gegenerklärung des Angek en 
e mit Recht angefochten worden ift. 1 
e 0 9 Sr 
£ Findet ein Erkenntniß in der Sache ſelbſt nicht ſtatt, ſo verweiſt der Ge⸗ i: 
richtshof die Sache zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an dass 
Gericht der betreffenden Inſtanz oder an das gleichſtehende Gericht eines anderen 
Sprengels. 2 
F. 400. N 


N Das Gericht, an welches die Zurückverweiſung erfolgt, iſt gehalten, die 
Rechtsgrundſätze, welche der höchſte Gerichtshof aufgeſtellt und der ausgeſprochenen 
Wenig zum Grunde gelegt hat, auch ſeinerſeits als maaßgebend anzuer⸗ 
. und der ferneren Verhandlung und Entſcheidung gleichfalls zum Grunde 

u legen. N N 

1 ? Hinſichtlich der Entſcheidungen über die ſachliche Zuſtändigkeit eines Gerichts 

behält es jedoch bei der Beſtimmung des F. 49. ſein Bewenden. a 


F. 401. 


Im Uebrigen kommen auf das Verfahren vor dem oberſten Gerichtshof 
und auf das Urtheil- deſſelben die allgemeinen Vorſchriften des zwölften Titels 
in Anwendung. ; z 


Sünfter Abſchnitt. 


7 Beſtim mungen über die Berufung und Nichtigkeitsbeſchw erde gegen a 
. N Beſchlüſſe und Verfügungen. ; ; 


§. 402. 


in der Vor⸗ i 
gehung der 


$. 403. 


5 Gegen die Eröffnung der Vorunterſuchung und des Hauptverfahrens ſteht 
dem Angeſchuldigten kein Rechtsmittel zu. Dies erleidet nur in Anſehung der 
Verweiſungsbeſchlüſſe der Rathskammer und der Anklagekammer dann eine Aus⸗ 
nahme, wenn und inſoweit durch dieſelben zugleich über die Einrede der örtlichen 
Unzuſtändigkeit entſchieden worden ift (§. 44.). a N 
Zur Anfechtung von Verweiſungsbeſchlüſſen im Intereſſe des Angeſchu 

digten ift die Staatsanwaltſchaft nur dann befugt, wenn die Anfechtung aus 
Rechtsgründen erfolgt. 2 

5 $. 404. 


M 


In dem Hauptverfahren findet gegen Beſchlüſſe oder Verfügungen, dur x | 
| IR 5 ee 


welche die Herb Wee von Beweismitteln, insbeſondere die Vorladur 
Zeugen, für erforderlich oder nicht erforderlich erachtet wird, weder von Seiten 
der Staatsanwaltſchaft, noch von Seiten des Angeklagten ein Rechtsmittel ſtatt. 

Desgleichen können Einreden des Angeklagten, insbeſondere die Einrede SR 
der mangelnden Zuſtändigkeit des Gerichts, wenn fie in der Hauptverhandlung 
verworfen worden, in keiner anderen Weiſe, als durch Anfechtung des in der 
Hauptſache ergehenden Urtheils weiter verfolgt werden. 


F. 405. 


In den vor die Schwurgerichtshöfe verwieſenen Sachen ſind alle die Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung der Hauptſache betreffenden Beſchlüſſe und Ver⸗ 
; tigung nur mit der Nichtigkeitsbeſchwerde anfechtbar, alle anderen Beſchlüſſe und 

erfügungen aber dem Rechtsmittel der Berufung unterworfen. Es macht dabei 

keinen Unterſchied, ob der Beſchluß oder die Verfügung von dem Schwurgerichts⸗ 
hofe ſelbſt oder von der Strafkammer (F. 271.) ausgegangen ift. 
Zu den Anordnungen, welche die Verhandlung und Entſcheidung der Haupt⸗ 
ſache nicht betreffen, gehören insbeſondere die Entſcheidungen über die Unter- 
uchungshaft, über die Strafvollſtreckung und über Straffeſtſetzungen gegen dritte 

erſonen, nicht aber die Beſtimmung über die Anwendung der im g 158. þe- 
zeichneten Maaßregeln. 

$. 406. 

Auf die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen Beſchlüſſe und Verfügungen greifen 
die Beſtimmungen der $$. 389. bis 392. gleichfalls Platz. Für die Anwendung 
des H. 391. iſt, wenn die Beſchwerde Nebenpunkte betrifft, die Lage der Haupt⸗ 
ſäache maaßgebend. ; 

Desgleichen finden die in den $$. 393. und 396. en Vorſchriften 
mit der aus dem nachfolgenden Paragraphen ſich ergebenden Maaßgabe An⸗ 
wendung. 

F. 407. . 

Die Anmeldung des Rechtsmittels gegen Beſchlüſſe und Verfügungen muß >, Aumeldun 

leichzeitig mit deſſen Rechtfertigung mittelſt einer bei dem Gerichte, welches und Rechtferf 
Rae zu entſcheiden hat, einzureichenden Beſchwerdeſchrift erfolgen. Dieſe An. 
bringung iſt an die Friſt von zehn Tagen nur in den vom Geſetz beſonders be⸗ 
eichneten Fällen, insbeſondere aber dann gebunden, wenn den Gegenſtand der 
Anfechtung bilden: ; ; 
I) Beſchlüſſe, durch welche die Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit des Ge 
ö richts verworfen wird (Y. 44.) . „ 
2) Beſchlüſſe der Rathskammer oder Anklagekammer über das Ergebniß der 
Vorunterſuchung. BR 
2 Auf Beſchlüſſe, durch welche die örtliche Unzuſtändigkeit des Gerichts aus- 
geſprochen wird, findet die Friſtbeſtimmung keine Anwendung. ; 
Der Lauf der vorgeſchriebenen Friſten beginnt, wenn der anzufechtende 
(Nr. 6704.) 135* Be⸗ 
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Beſchluß in einer Hauptverhandlung in Gegenwart des Beſchwerdeführers ver⸗ 


| 3. Verfahren 

bei der Entſchei⸗ 
dung auf das 

Rechtsmittel. 


kündet worden iſt, mit dieſer Verkündung, andernfalls mit der Zuſtellung des 
Beſchluſſes oder der Verfügung. 


$. 408. 


In den Fällen des $. 407. Nr. 1. und 2. bleibt der Fortgang der Unter- 
ſuchung bis zum Ablaufe der Friſt, und wenn das Rechtsmittel eingelegt wird, 
bis zur Entſcheidung über daſſelbe ausgeſetzt. ; 

Im Uebrigen hat die Einlegung des Rechtsmittels keine aufſchiebende 
Wirkung. Jedoch ſteht ſowohl dem Gerichte, deſſen Beſchluß oder Verfügung 
angefochten wird, als dem zur Entſcheidung hierüber berufenen Gerichte die Be— 
fugniß zu, die Aufſchiebung der Vollſtreckung anzuordnen. 


F. 409. 
Ueber das eingelegte Rechtsmittel entſcheidet das Gericht durch Beſchluß. 
Dem Ermeſſen deſſelben bleibt die Wahl der Mittel anheimgegeben, um 
die zur Beſchlußnahme erforderlichen Aufklärungen herbeizuſchaffen. Die Akten 
ſollen der Regel nach nur in ſolchen Fällen eingefordert werden, wo die dadurch 


entſtehende Verzögerung geringeren Nachtheil herbeiführt, als derjenige ift, welcher 


durch das Rechtsmittel beſeitigt werden ſoll. 


$. 410. 


Das Gericht darf in der Sache nicht eher Beſchluß faſſen, als nachdem 
die Staatsanwaltſchaft bei demſelben von der eingereichten Beſchwerdeſchrift Kennt 
niß genommen hat. Dieſelbe kann eine ſchriftliche Erklärung abgeben, oder auch 


verlangen, daß ſie mit ihrem mündlichen Antrage gehört werde. 


F. 411. | 

Wird das Rechtsmittel für durchgreifend erachtet, fo beſchließt das Gericht 
ſelbſt in der Sache, was Rechtens. Insbeſondere hat die Anklagekammer, wenn 
ſie die Berufung gegen einen die Eröffnung des Hauptverfahrens ablehnenden 
Beſchluß für begründet erachtet, ſelbſt über die Eröffnung des Hauptverfahrens 


zu beſchließen. 


F. 412. 
Iſt die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen einen von dem Berufungsgerichte in 


Gemäßheit des F. 381. gefaßten Beſchluß erhoben worden, fo verfügt der oberſte 


Gerichtshof, wenn er dieſelbe nicht als unannehmbar zurückweiſt, die Mittheilung 
der Beſchwerdeſchrift in Gemäßheit des F. 394. es treten alsdann alle für die 
Nichtigkeitsbeſchwerde gegen Urtheile gegebenen Vorſchriften in Wirkſamkeit. 

F. 413. 


Beſchwerden, welche die Disziplin, den Geſchäftsbetrieb oder Verzögerun⸗ 
‘ gen 


— ih 
x 


gen betreffen, find den Vorſchriften dieſes Titels nicht unterworfen. Dieſelben 
werden im Aufſichtswege, demnach ſchließlich durch den Juſtizminiſter, erledigt. 


Siebzehnter Titel. 


Von der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 


F. 414. 


Gegen die Verſäumung der zur Hauptverhandlung beſtimmten Sitzung 
ſteht dem Angeklagten, vorbehaltlich der im F. 416. beſtimmten Ausnahme, ein 
Geſuch um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand nicht zu. Iſt jedoch die 
Sache vor der Strafkammer oder vor dem Polizeigerichke verhandelt worden, fo 
kann der Verurtheilte, wenn 


1) Naturbegebenheiten oder andere unabwendbare Zufälle, welche eine vor- 
gängige Anzeige und Beſcheinigung nicht zuließen, ihn am rechtzeitigen 
Erſcheinen verhindert haben, oder ihm 


2) die erſte im Hauptverfahren ergangene Vorladung wegen ſeiner Abweſen⸗ 
heit auf Reiſen oder wegen eines anderen Hinderniſſes von derjenigen 
Perſon, an welche die Behändigung geſchah, nicht rechtzeitig mitgetheilt 
werden konnte, 


EN 


den hieraus zu entnehmenden Anfechtungsgrund im Wege des gewöhnlichen gegen 
das Urtheil ſtattfindenden Rechtsmittels geltend machen. Wird dieſe Anführung, 
welche unter Angabe der Beweiſe längſtens innerhalb der vorgeſchriebenen Recht- 
fertigungsfriſt a muß, von dem Gerichte, welches auf das Rechtsmittel zu 
entſcheiden hat, für begründet erachtet, ſo hebt daſſelbe, ohne auf die übrigen 
Beſchwerdepunkte einzugehen, das angefochtene Urtheil auf, und verweiſt die Sache 
in die vorige Inſtanz zurück. ; 

Auch Urtheile der Berufungsgerichte können aus dem unter Nr. 1. ange- 
gebenen Grunde von dem Verurtheilten angefochten werden, jedoch nur dann, 
wenn in der verſäumten Sitzung die Wiederaufnahme des Beweisverfahrens 
ſtattgefunden hatte. 


F. 415. 


Gegen den Ablauf der vom Geſetze mit ausſchließender Wirkung beſtimmten 
Friſten iſt die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zuläſſig, wenn Naturbe⸗ 
gebenheiten oder andere unabwendbare Zufälle die Verſäumung der Friſt herbei— 


geführt haben. 
F. 416. 
5 Wenn der Polizeirichter eine Strafverfügung erlaſſen hat, findet die 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ſtatt: 
(Nr. C704.) 1 ge⸗ 


wenn die Zuftellung unter den im §. 414. Rr. 2. bezeichneten Umſtänden 
geſchehen iſt 

2) gegen die Verſäumung der in Folge des Einſpruchs anberaumten erſten 
Sitzung zur Hauptverhandlung: nur beim Vorhandenſein der ebendaſelbſt 
unter Nr. 1. angegebenen Vorausſetzungen. 


$. 417. 


Das Gefuch um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand (. 415. 416.) 


. iſt nur zuläſſig, wenn es binnen zehn Tagen nach Ablauf der Friſt oder nach 
. der verſäumten Sitzung (§. 416. Nr. 2.) — wenn aber das Hinderniß erſt 
„ ſpäter gehoben wurde, binnen zehn Tagen nach dem Wegfall deſſelben — unter 
Angabe und Beſcheinigung der Hinderungsgründe angebracht wird. Iſt das 
Geſuch gegen den Ablauf einer Friſt gerichtet, ſo muß die Vornahme der ver⸗ 
ſäumten Handlung mit dem Geſuche verbunden und die für ſie vorgeſchriebene 
Form beobachtet werden. Im Uebrigen kann das Geſuch ſchriftlich oder zu 
Protokoll erfolgen. Die Anbringung muß bei dem Gerichte geſchehen, bei welchem 
die Friſt, oder die Sitzung (Y. 416. Nr. 2.) wahrzunehmen war, falls aber in 
Folge der Verſäumung bereits eine Entſcheidung ergangen war, bei dem Gerichte, 
welches dieſe erlaſſen hat. ; ; 


Antrage zu hören. Gegen die Zurückweiſung des Geſuches ſind Rechtsmittel nur 
innerhalb der zehntägigen Friſt zuläſſig. Gegen die Zulaſſung des Geſuches 
findet ein Rechtsmittel nicht ſtatt, unbeſchadet der Befugniß, die Unzuläſſigkeit 
der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand bei der weiteren Verhandlung der 
Sache geltend zu machen. 

Die Beſtimmungen der GY. 366. bis 369. beziehen fih auch auf das 
Geſuch um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, ſoweit ſie darauf an⸗ 
wendbar ſind. $ 


MHehtzehnter Titel. 


Von der Wiederaufnahme der Anterſuchung. 


$. 418. 


nahme nach end» lichen Beſchluß endgültig außer Verfolgung geſetzt worden iſt, ſo findet gegen 


e Vorne ihn wegen der nämlichen That (G. 4.) ein ferneres Strafverfahren nur dann 


rens, über welche auf den Antrag der Staatsanwaltſchaft die 


geſetzlichen Wirkungen von Neuem ein. 


) gegen den Ablauf der Friſt zur Erhebung des Einſpruchs auch dann, 7 


Bevor das Gericht Beſchluß faßt, ift die Staatsanwaltſchaft mit ihrem 


ei, Wiederauf. Wenn nach geführter Vorunterſuchung der Angeſchuldigte durch gericht⸗ S 


fugung. ſtatt, wenn ſich neue Thatſachen, welche für die Unterſuchung von Erheblichkeit 
ſind, oder neue Beweismittel ergeben. Wird die Wiederaufnahme des Verfah⸗ 
Rathskammer zu 

beſchließen hat, für begründet erachtet, fo tritt die Vorunterſuchung mit ihren 


Sag 


AF 
A PE E 


419. 


i N a 
Das Ergebniß einer durch rechtskräft 


de tiges Urtheil beendigten Unterſuch 
darf gegen den nämlichen Beſchuldigten in nſehung der nämlichen That (F. 4.) man 
niemals wieder in Frage geſtellt werden, inſoweit nicht ausdrückliche geſetzliche au 
Beſtimmungen, insbeſondere die nachfolgenden, eine Ausnahme begründen. 


$. 420. 


a Zu Gunften eines Verurtheilten findet, auf feinen Antrag oder auf den 5 
der Staatsanwaltſchaft, die Wiederaufnahme der Unterſuchung ſtatt: ; 
A 1) wenn zum Nachtheile des Verurtheilten m dem früheren Ver⸗ 


5 


= EL 2 Pen ein unwahres eidliches Zeugniß abgelegt, eine falſche oder ver⸗ 
. fälſchte Urkunde als Beweismittel vorgelegt, oder von dem Vertheidiger, 
Se einem Richter, Geſchworenen, Schöffen, oder Beamten der Staats- ` 


Be 


ER anwaltſchaft eine in den gemeinen Strafgeſetzen vorgeſehene Pflichtver⸗ 
PA letzung begangen worden iſt / ö . 
2) wenn zwei oder mehrere Perſonen wegen der nämlichen That durch zwei 
verſchiedene Erkenntniſſe verurtheilt worden find, welche mit einander der⸗ 
geſtalt unvereinbar ſind, daß aus der Vergleichung derſelben die un⸗ 
ſchuld einer der verurtheilten Perſonen hervorgeht. n n A 
„ F. 421. | 8 
Zaum Nachtheil eines früheren Angeklagten findet die Wiederaufnahme der a 
Unterſuchung auf Antrag der Staatsanwaltſchaft nur dann ſtatt, wenn in dm 
früheren Verfahren entweder der Angeflagie ſelbſt, oder in deffen Intereſſe der 
Vertheidiger ein Verbrechen der im F. 420. Nr. 1. bezeichneten Art begangen, 
dazu verleitet oder ſonſt daran Theil genommen hat. . 


nz 


„6. 499, 


ei Das Wa um Wiederaufnahme der Unterſuchung iſt an keine Zeitfriſt 
gebunden und wird durch die erfolgte Vollſtreckung der Strafe nicht ausgeſchloſſen; 

zum Nachtheil eines Angeklagten iſt es jedoch nur fo lange zuläſſig, als die That 

nauoch nicht verjährt ift. 5. 423 ER 


Die Beſchlußfaſſung über das Geſuch, welches ſchriftlich oder zu Protokoll 
angebracht werden kann, ſteht dem Gerichte zu, von welchem das Urtheil erſter 
Boden . zwar im Falle des F. 420. Nr. 2. das zuletzt ergangene, gefällt 
worden iſt. | | es 
Die Beſtimmungen der $$. 366. bis 369. find auch auf das Geſuch um 
Wiederaufnahme der Unterſuchung zu beziehen, ſoweit ſie darauf anwendbar find. — 


$. 424. 


5 Können die Perſonen, welche fich der im F. 420. Nr. 1. und F. 421. 
Ar. 6704) $ 5 be⸗ 


= 102) 


bezeichneten ſtrafbaren Handlungen ſchuldig gemacht haben ſollen, noch belangt 
werden, ſo darf einem auf dieſe Beſtimmungen gegründeten Geſuch erſt dann 
Folge gegeben werden, wenn zuvor das behauptete Verbrechen oder Vergehen 
durch eine rechtskräftige Verurtheilung des Schuldigen feſtgeſtellt worden iſt. 
Gründet ſich jedoch das Geſuch auf die Unwahrheit eines zum Nachtheil 
des Verurtheilten abgelegten eidlichen Zeugniſſes, ſo iſt demſelben auch dann 
ftattzugeben, wenn der angeſchuldigte Zeuge in der wider ihn geführten Unter- 
fſuchung nur deshalb außer Verfolgung geſetzt oder freigeſprochen worden iſt, weil 
er die als feſtgeſtellt erachtete Unwahrheit feines Zeugniſſes weder wiſſentlich, noch 
fahrläſſig verſchuldet habe. Ueber dieſe Punkte muß in dem Verfahren gegen 
den Zeugen eine beſondere Feſtſtellung erfolgen. 


$. 425. 


Kommt es in anderen als den im vorhergehenden Paragraphen bezeich⸗ 
neten Fällen auf vorläufige gerichtliche Ermittelungen an, ſo ſind dieſelben auf 
Veranlaſſung der Staatsanwaltſchaft, welcher das Geſuch des Verurtheilten in 
allen Fällen zur ſchriftlichen Erklärung vorzulegen iſt, nach den für das Ermit⸗ 
telungsverfahren geltenden Vorſchriften zu bewirken, unbeſchadet der Befugniß 
des Gerichts, deren Vervollſtändigung anzuordnen. 

F. 426. | 
Gegen die Beſchlüſſe, durch welche über das Geſuch auf Wiederaufnahme 
der Unterſuchung entſchieden wird, ſind Rechtsmittel nur innerhalb der zehntägigen 
Friſt zuläſſig. 
Wird die Wiederaufnahme endgültig beſchloſſen, ſo iſt zu einer neuen 
8 Hauptverhandlung und Fällung des Urtheils zu ſchreiten und in demſelben das 
. früher ergangene rechtskräftige Urtheil aufzuheben. 


$. 427. 


In dem Falle des $. 420. Nr. 2. kann das Gericht in Betreff der 
ſämmtlichen durch widerſtreitende Artheile beendigten Unterſuchungen die Wieder- 
aufnahme beſchließen, wenn dieſe auch nur in Anſehung einer Unterfuchung nad- 
geſucht iſt. 

Es tritt alsdann in Betreff aller durch dieſen adaug betroffenen Unter- 
ſuchungen eine gemeinſchaftliche Hauptverhandlung und Entſcheidung ein. 


Neunzehnter Titel. 
Von der Strapvollſtreckung. 
$. 428. 


| 15 Vellfreabar, Ein Strafurtheil ift zu vollſtrecken, ſobald die Rechtsmittel der Berufung 
8 en oder der Nichtigkeitsbeſchwerde gegen daſſelbe nicht mehr zuläffig. find. ` 


= 


| njegung in den vorigen Stand oder Wiederaufnahme 
* Unterſuchung hemmen die Strafvollſtreckung nicht. Das Gericht, 
über das Geſuch zu entſcheiden hat, kann jedoch die Ausſetzung oder Unterbrechung 
der Vollſtreckung verordnen. ' i „„ 


uch iedereinſetzu 


$. 429. 


> Die vorläufige Antretung einer Freiheitsſtrafe findet nicht ſtatt. Hat je- 9: Ai eh 
doch der Verurtheilte kein Rechtsmittel eingelegt, fo I die E der eee 
welche er feit der Verkündung des Urtheils erlitten hat, unverkürzt auf die Strafe aaa 
in Anrechnung zu bringen. Sind in der Sache mehrere Urtheile ergangen, jo ftafe 
beginnt die Anrechnung mit der Verkündung des erſten von dem Verurtheilten 
nicht angefochtenen Strafurtheils. 


$. 430. 


| Die auf die Strafvollſtreckung bezüglichen Entſcheidungen erfolgen durch 3. Einrichtung 
das Gericht, welches in erſter Inſtanz erkannt hat, im Wege der Beſchlußfaſſung. Belege 5 

y Die Vollſtreckung ſelbſt wird durch die Staatsanwaltſchaft bei dieſem verfahrens h 
Gerichte bewirkt. i : Allgemeine 

Die Entſcheidung durch das Gericht iſt insbeſondere dann erforderlich, wenn 

über die Auslegung des Urtheils oder der Strafverfügung, über die Berechnung 
der dadurch verhängten Freiheitsſtrafe, über die Identität des Verurtheilten mit 
dem zur Strafverbüßung Herangezogenen, oder über andere Einwendungen des 
; ache eine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen ihm und der Staatsanwaltſchaft 
8 2 E 8 $ = 
= r Die von der Staatsanwaltſchaft angeordnete Vollſtreckung wird durch die 

Einwendungen des Verurtheilten nicht ascher; vorbehaltlich der Befugniß 
des Gerichts, eine Aufſchiebung anzuordnen. 


$. 431. 


E Die Vollſtreckung der Strafurtheile geſchieht auf den Grund eines mit der 
Beſcheinigung der Rechtskraft (§. 428.) verſehenen beglaubigten Auszuges aus 
dem ergangenen Artheile, welchen der Gerichtsſchreiber unverzüglich nach einge⸗ 
tretener Rechtskraft der Staatsanwaltſchaft p ertheilen hat. Be 

= Iſt ein Strafurtheil nebſt dem Protokoll über deffen Verkündung verloren 
gegangen, und läßt ſich der Inhalt der getroffenen Entſcheidung weder durch eine 
anderweit vorhandene beglaubte Abſchrift, noch durch ein übereinſtimmendes 
Anerkenntniß der Staatsanwaltſchaft und des Verurtheilten feſtſtellen, fo muß 
die Erneuerung des Verfahrens erfolgen. Mit der Rechtskraft der neuen Ent⸗ : 
ſcheidung tritt das frühere Strafurtheil von Rechtswegen außer Wirkung. 


f | $. 432. „ 
Ein Todesurtheil darf erſt dann vollſtreckt werden, wenn die Entſchließung 4, Befondere 


des Königs, von feinem Begnadigungsrechte keinen Gebrauch machen zu wollen, Beftimmungen 
Lrgangen iſt ; . a, in Anſehung d 
agen . i EATEN 


Fahtgang 1867. (Nr. 6704) 136 Ueber | 
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Ueber die Hinrichtung wird von den Mitgliedern des Kollegialgerichts 

; erſter Inſtanz, welche in Gemäßheit der Beſtimmungen, des Strafgeſetzbuchs der 

T o beizuwohnen haben, unter Zuziehung des Gerichtsſchreibers ein Pro⸗ 
tokoll aufgenommen und von dem Beamten der Staatsanwaltſchaft mitunterzeichnet— 


$. 433. 
bin auchn von Zur Vollſtreckung von Freiheitsſtrafen können nöthigenfalls alle diejenigen 


EN Maaßregeln ergriffen werden, welche Behufs Vollziehung eines Haftbefehls Ki 
haft find. Der mit der Verhaftung des Verurtheilten beauftragte Beamte kann 


in defen Wohnung auch zur Nachtzeit (F. 96.) eindringen. 


x $. 434. 


Wenn die nämliche Perſon durch verſchiedene Urtheile zu Freiheitsſtrafen 

verurtheilt worden iſt, deren Höhe zuſammen dasjenige Maaß überſteigt, welches 

a bei gleichzeitiger Aburtheilung hätte innegehalten werden müſſen (Strafgeſetzbuch 
SE F. 57.), fo find die Strafen auf dieſes Maaß zurückzuführen. Iſt auf ungleichartige 
SE Strafen erkannt, fo find die der geringeren Art in die ſchwerere zu verwandeln. 
E Eine folche Umwandlung foll auch dann eintreten, wenn gegen die näm⸗ 


liche Perſon ungleichartige Freiheitsſtrafen hintereinander zur Vollſtreckung zu 


bringen ſind. 

Die Beſchlußfaſſung erfolgt durch das Gericht, bei welchem die Haupt⸗ 
verhandlung erſter Inſtanz in Anſehung derjenigen ſtrafbaren Handlung ſtatt⸗ 
gefunden, welche die ſchwerſte Strafart, oder bei Strafen gleicher Art die ſchwerſte 
Strafe nach ſich gezogen hat, und falls hiernach mehrere Gerichte zuſtändig ſein 
würden, durch dasjenige derſelben, welches zuletzt erkannt hat. 1 


$. 435. 


. In einer jeden Entſcheidung, durch welche eine Geldſtrafe feſtgeſetzt wird, 

1 iſt zugleich auszuſprechen, welche Freiheitsſtrafe für den Fall, daß die Geldbuße 

nicht beigetrieben werden kann, an deren Stelle treten ſoll. Iſt dies gleichwohl 

f nicht geſchehen, und ergiebt fich nachträglich, daß der Verurtheilte zur Entrichtung 
es der Geldbuße unvermögend iff, fo hat das Gericht (F. 430.) die Geldbuße in die 

: entſprechende Freiheitsſtrafe zu verwandeln. : 

Der Verurtheilte kann durch vollſtändige Bezahlung der Geldbuße fh 

jederzeit von der Verbüßung der Freiheitsſtrafe befreien. A 


In den Fällen der sh. 434. und 435. muß vor der Beſechlußnahme die 
Staatsanwaltſchaft mit ihrem ſchriftlichen Antrage gehört werden. Gegen die 
; gefaßten Beſchlüſſe finden Rechtsmittel nur innerhalb der zehntägigen Friſt fatt 
= $. 437. RL 
nn Die näheren Beſtimmungen über das Verfahren bei der Saß e a 
ins⸗ 


x — 


insbeſondere über die Ausſetzung und Theilung der Vollſtreckung bleiben der 
Regelung im Juſtiz⸗Verwaltungswege vorbehalten, bis zu welcher es bei den 
bisherigen Vorſchriften bewendet. ; 


Zwauzigſter Titel. 
Von den Koſten des Verfahrens. 


$. 438. 


Wird der Angeklagte in der Unterſuchung zu einer Strafe verurtheilt, fo 
hat er alle Koſten des Verfahrens, auch diejenigen der höheren Inſtanzen, zu 
tragen. Jedoch fallen ihm die Koften eines von der Staatsanwaltſchaft ohne 
Erfolg eingelegten oder wieder zurückgenommenen Rechtsmittels nicht zur Laſt; 
dieſelben werden niedergeſchlagen. 

Wird der Angeklagte freigeſprochen oder das Verfahren in anderer Weiſe, 
ohne zu ſeiner Verurtheilung geführt zu haben, beendigt, ſo hat er die Koſten 
nicht zu tragen und ift von dieſer Verpflichtung, wenn fie ihm durch ein Urtheil 
früherer Inſtanz auferlegt war, freizuſprechen. 

Koſten, welche der Angeklagte durch eine ſchuldbare Verſäumniß verurſacht 
hat, fallen ihm auch dann zur Laft, wenn er im Uebrigen die Koſten des Ver- 
fahrens nicht zu tragen hat. 

; $. 439. 
x Zu den Koſten, welche der Verurtheilte zu tragen hat, gehören auch die 
Koſten der Strafvollſtreckung, insbeſondere bei erkannten Freiheitsſtrafen diejenigen 
der Verpflegung während der Strafzeit. 


F. 440. 


Wenn ein Angeklagter in einer Unterſuchung, die mehrere ſtrafbare Hand- 
lungen umfaßt, nur in 1 eines Theils derſelben verurtheilt wird, durch 
die Verhandlung der übrigen Straffälle aber beſondere Koſten entſtanden ſind, 
ſo iſt er von deren Tragung in dem Erkenntniſſe zu entbinden. 

Mitangeklagte, welche in Bezug auf die nämliche That zu Strafe verur⸗ 
theilt werden, haften für die Koſten des Verfahrens, inſoweit nicht Pauſchſätze 
zum Anſatz kommen, ſolidariſch. Auf die Koſten, welche durch die Unterſuchungs⸗ 
haft eines Mitangeklagten, durch ein von demſelben eingelegtes Rechtsmittel, oder 
durch die Strafvollſtreckung gegen ihn verurſacht worden ſind, erſtreckt ſich dieſe 
Verhaftung nicht. ; 

F. 441. 


Stirbt der e e bevor ein gegen ihn ergangenes Urtheil rechtskräftig 
geworden, ſo haftet ſein Nachlaß für die Koſten des Verfahrens nicht. 
(Nr. 6704.) 6 §. 442. 


Zeugen oder andere Perſonen außer dem Angeklagten, welche ein Rechts⸗ 
mittel ohne Erfolg einwenden oder daſſelbe wieder zurücknehmen, haben die Hier- 
durch entſtandenen Koſten zu tragen. | TERE S 
;,; . 443. a e 
Wenn in Folge der Anzeige einer ſtrafbaren Handlung ein Verfahren ein⸗ 
geleitet worden iſt, und ſich hierbei ergiebt, daß der Anzeigende zur Unterſtützung 
pa i bez wiſſentlich falſche Thatſachen vorgebracht hat, ſo können ihm is 
Beſchluß des Gerichts, bei welchem die Sache anhängig ift, die Koſten jenes Ver⸗ 
fahrens auferlegt werden. ; 
L §. 444. | 

Die Gebühren und Auslagen des Vertheidigers find unter den in dieſem 
Titel erwähnten Koſten nicht mit verſtanden; dieſelben bleiben in jedem Falle dem 


Angeklagten zur Laſt, deſſen Rechte der Vertheidiger wahrgenommen hat. 


d Einu dzwanzigſter Titel. 


Von einigen beſonderen Arten des Verfahrens. 


6 $. 445. 


= Auf die in dieſem Titel erwähnten Strafſachen kommen die allgemeinen ; 
Vorſchriften des ie mit den nachfolgend beſtimmten Wb- 
weichungen zur Anwendung. a 


7 


+ 
: ; Erſter Abſchnitt. ; 
Von der ausnahmsweiſen Verhandlung von Schwurgerichtsſachen 
vor der Strafkammer und von Sachen, welche vor die Strafkammer 
5 gehören, vor dem Polizeigerichte. vr 


$. 446. 


: en erfolgen darf, kann die Anklagekammer bei 

Sache vor den Schwurgerichtshof auf den Antrag 

an daß die Verhandlung mit dem Angeklagten vorerſt bei der Strafkamme 
des Gerichts, bei welchem die Vorunterſuchung geführt worden ift, ſtattzufi 
den habe. e | a 2 BE: i 


qi y x + 


fallende, feine eigene Zuſtändigkeit ü 
oder daß wegen eines der dort bezeichneten Vergehen auf andere, als die ebenda 
; en Strafen zu erkennen fei, fo erklärt daſſelbe mittelſt Beſchluſſes, gegen 
we 


8 


; Findet die beauftragte Strafkammer, welche unter Vermehrun ihrer Mit⸗ SZ 


gliederzahl um zwei beiſitzende Richter (F. 272.) nach den für den Schwurgerichts⸗ 
hof geltenden Vorſchriften, ohne daß es der Vorladung von Zeugen oder Sach⸗ 
verſtändigen bedarf, zu verhandeln hat, daß die Zuziehung von Geſchworenen 


nach den Beſtimmungen des F. 345. nicht erforderlich iſt, ſo a fie fich der 


Fällung des Urtheils zu unterziehen, gegen welches nur das N echtsmittel der 
Nichtigkeitsbeſchwerde ftattfindet. Andernfalls erklärt fie mittelſt Beſchluſſes, gegen 
welchen ein Rechtsmittel nicht zuläſſig iſt, ihren Auftrag für erledigt, wonächſt 
das Verfahren vor dem Schwurgerichtshofe eintritt. 


F. 448. 

Wenn es ſich um das Vergehen ; 

des Widerſtandes gegen die Staatsgewalt in den Fällen der §§. 89. 
und 94. des Strafgeſetzbuchs, 

der nicht durch die Preſſe begangenen, den Karakter der Verleumdung 
nicht an ſich tragenden Kränkung der Berufsehre ($. 102. a. a. O.) / 

der vorſätzlich zugefügten leichten Körperverletzung oder Miß handlung, 
oder einer nur auf Antrag zu beſtrafenden fahrläſſigen Körper⸗ 
1 1 8 in den Fällen der YY. 187. 190. und 198. Abſatz 1. 
A. A. O., 


des einfachen Diebſtahls ($$. 216. 217. a. a. O.), 

der Unterſchlagung ($$. 225. 226. a. a. O.), 

der einfachen Hehlerei ($. 237. a. a. O.), 

des Betruges in den Fällen der $$. 241. und 243. a. a. O., 

der Vermögensbeſchädigung in den Fällen der $$. 281. und 282. a. a. O. 


handelt, und vorausſichtlich auf keine andere Strafe als Gefängniß bis zu drei 
Monaten oder Geldbuße bis zu Einhundert Thalern, allein oder in Verbindung 
mit einander, zu erkennen ift; fo kann, ſelbſt wenn Rückfall (F. 58. a. a. O.) 


vorliegt, das zuſtändige Gericht bei, oder nach Eröffnung des Hauptverfahrens 


8 auf den Antrag des Staatsanwalts beſchließen, daß das Polizeigericht des be⸗ 
a a Bezirks fih der Verhandlung und Entſcheidung der Sache zu unter- 
$ PE zieh 


en habe. 


$. 449. 


Findet das beauftragte Polizeigericht, daß eine nicht unter den $. 448. 
berſchreltende ſtrafbare Handlung vorliege, 


chen ein Rechtsmittel nicht ſtattfindet, den ihm ertheilten Auftrag für erledigt, 


wonächſt die Strafkammer in der Sache zu verhandeln hat. ; 
(Nr. 6704) Das 


R 


f 


2. Sachen, 
welche vor die 
Strafkammer 

gehören. 


I 
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Das Verfahren vor dem Polizeigerichte richtet ſich nach den für polizei- 
erichtliche Strafſachen geltenden Vorſchriften, welche auch hinſichtlich des 
e maaßgebend ſind. Der Erlaß einer Strafverfügung findet 
nicht ſtatt. 
5 | | $. 450. 
3. Gemeinſame Wenn das beauftragte Gericht (GY. 446. 448.) fi) in Anſehung auch nur 
Befimmung. eines unter mehreren Angeklagten oder Anklagepunkten an der Urtheilsfällung 
verhindert ſieht, ſo muß es den ihm ertheilten Auftrag in Betreff der ſämmtlichen 
Angeklagten oder Anklagepunkte für erledigt erklären. 
Hat fich daſſelbe der Urtheilsfällung unterzogen, fo nimmt es auch im 
weiteren Gange des Verfahrens die Stelle des Gerichts erſter Inſtanz an. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von dem Verfahren gegen flüchtige Angeklagte. 


$. 451. 


I. Einleitende Gegen Angeklagte, deren Aufenthaltsort unbekannt, oder deren Vorladung 
Vorſchriften an ihrem bekannten Aufenthaltsorte im Auslande entweder gar nicht, oder nicht 
ohne erhebliche Schwierigkeiten zu bewirken ift, foll, ſofern die Verhaftung nicht 
zuläſſig oder nicht ausführbar erſcheint, mit dem Hauptverfahren innegehalten 
werden. 

Trägt indeſſen die Staatsanwaltſchaft aus beſonderen Gründen, deren 
Würdigung ihrem Ermeſſen anheimgegeben iſt, darauf an, das eröffnete Haupt⸗ 
verfahren im Wege der öffentlichen Vorladung zum Austrage zu bringen, fo 
muß die letztere von dem für die Hauptverhandlung zuſtändigen Gerichte ver- 
fügt werden. s 

Die Strafkammer kann jedoch, wenn die Sache ohne vorausgegangene 
Vorunterſuchung bei ihr anhängig gemacht iſt, beſchließen, daß zunächſt die Vor⸗ 

unterſuchung mit ihren geſetzlichen Wirkungen einzutreten habe. 


$. 452. 


l Sit Der ausländiſche Aufenthaltsort des Angeklagten bei Erlaſſung der 
Br Vorladung gerichtskundig, fo ift ihm Abſchrift derſelben durch die 


oſt zu überſenden, ohne daß es eines Ausweiſes über die Beſtellung bedarf. 
kommt die Sendung als unbeſtellbar zurück, jo wird dadurch die Wirkſamkeit 
des Verfahrens nicht beeinträchtigt. 


$. 453. 
2. Edittalber Iſt die Sache vor dem Schwurgerichtshofe zu verhandeln, jo muß 
e die öffentliche Vorladung enthalten: 5 A 
lichen Sachen. 1) Bor- und Zunamen, Alter, Wohnort, Stand oder Gewerbe des Ange 


klagten, ſoweit fie bekannt find; 


a bie 


— 


= 


39 


5 1 


2 die Bezeichn 
Anklage bildet (F. 76. Nr. 1. und 2), 

3) die Aufforderung an den Angeklagten, binnen einer angemeſſenen Friſt, 

welche auf mindeſtens vier Wochen feſtzuſetzen iſt, vor dem Unterſuchungs⸗ 


richter am Sitze des Schwurgerichtshofes zu erſcheinen, und ſich wegen 


der ihm zur Laft gelegten That (Rr. 2.) zu verantworten, widrigenfalls. 
dieſelbe als zugeſtanden angenommen und gegen ihn weiter nach den Ge— 
ſetzen verfahren werden würde. 

F. 454. 

Dieſe Vorladung iſt am Sitze des Schwurgerichtshofes, bis zum Beginne 
der Sitzungsperiode, in welcher die Hauptverhandlung ſtattfindet, öffentlich an 
der Gerichtsſtelle auszuhängen und in den öffentlichen Anzeiger des Amtsblattes 
dreimal einzurücken. Das Gericht kann verordnen, daß die Einrückung auch in 
ein anderes öffentliches Blatt erfolge. ; e 

Die in dem vorhergehenden Paragraphen beſtimmte Friſt läuft von 
dem Tage, an welchem die letzte dieſer Bekanntmachungen in den Blättern ge⸗ 
ſchehen iſt. 

$.. 455, 
Erſcheint der Angeklagte nicht, fo wird in der auf den Ablauf der ge- 


ſtellten Friſt folgenden nächſten Sitzungsperiode des Schwurgerichts zur Haupt⸗ 


verhandlung geſchritten. 
F. 456. 

Eine Mitwirkung von Geſchworenen findet nicht ſtatt. 

Nach Verleſung der Anklageſchrift werden die Urkunden über die Beobach- 
tung der vorgeſchriebenen Förmlichkeiten vorgelegt und geprüft. 

Iſt das beobachtete Verfahren den geſetzlichen Vorſchriften nicht entſprechend, 
ſo muß der Gerichtshof die Ergänzung oder nöthigenfalls die Wiederholung 
deſſelben verordnen. 

Wird das Verfahren den Geſetzen entſprechend befunden, ſo hat der Ge— 
richtshof die in der Anklage behauptete That als zugeſtanden anzunehmen und 
das Urtheil über die Anwendung des Geſetzes zu fällen. 


$. 457. 

Wenn der Angeklagte vor Fällung des Urtheils fem Ausbleiben genügende 
entſchuldigt, fo verordnet der Gerichtshof durch einen Beſchluß, welcher nur durch, 
Verkündung in der öffentlichen Sitzung bekannt zu machen iſt, daß während einer 
nach den Umſtänden zu beſtimmenden Friſt das Verfahren gegen den Angeklagten 
ausgeſetzt bleiben ſoll. 


Geſtellt ſich der Angeklagte innerhalb der nachträglich beſtimmten Friſt. 


nicht, ſo wird, ohne nochmalige Vorladung deſſelben, in der nächſten Sitzungs⸗ 
periode des Schwurgerichts nach Vorſchrift des F. 464. verfahren und erkannt. 
(Nr. 6704.) $. 458. 


ung der ſtrafbaren Handlung, welche den Gegenſtand der 


ns Die Bollftredung des Strnfutheif, erfolgt, uai dies in Wwe 
des Angeklagten eſchehen kann, jedoch nicht eher, als nach Ablauf von zehn 
on nach dem Jelthunkte der an ihn bewirkten Sate des Urtheils (F. 466.). 


$. 459. 


ER Wen der Angeklagte, ohne rechtskräftig freigeſprochen zu ſein, ſich geſelt 
oder zur Haft gebracht wird, jo muß in allen Fällen, es mag ein Urtheil 1 
ihn ergangen fein (. 456. 457.) oder nicht, in der a Weife zur 
Hauptverhandlung vor dem Schwurgerichtshofe und zur Fällung des Be: 
en * 5 


F. 460. 


i Wr bereits ein Strafurtheil ergangen, ſo wird die Vollſtreckung deſſlben 
ewe ſolche noch nicht erfolgt iſt, durch die Geſtellung oder Verhaftung des 
Angeklagten gehemmt. 

Wird in dem neuen Verfahren ebenfalls auf Strafe erkannt, ſo iſt auf x 
dieſelbe die etwa bereits vollſtreckte Strafe in Anrechnung zu bringen. Erfolg 
dagegen die Freiſprechung oder die Verurtheilung zu einer anderen Strafart, ſo 
5 muß die bereits ausgeführte Vollſtreckung der . erkannten Strafe, e i 

ont ift Pe gemacht werden. 


$. 461. 
Die Koſten des Kontumazialverfahrens fallen dem Angeklagten gal va 
ur Su wenn er auf Grund der neuen Verhandlung freigeſprochen wird. 5 
2 8. 462. da k 


Iſt die Sache vor der e oder vor dem elizigericte zu 
handeln, fo muß die öffentliche Vorladung, außer dem rn auf die Fol 3 
Ausbleibens, enthalten: 


‚> Vor⸗ und Zunamen, Alter, Wohnort, Stand oder Gewerbe des Unge- 
klagten, ſoweit fie befannt find; - 


; ) die Bezeichnung der ſtrafbaren 7 8 welche den Gegenſtand der 
Anklage bildet (8. 76. Nr. 1. 10d 20 i 


a 1 en der zur a beſtimmten Sisung. | 


© $. 463. | 
1 ladung i s an dem Size des erkennenden Gerichts die 
e 


. tefi 
i Sing j Seni e der ER ausging, und in den e 


(um iſches Blatt erfolge 
Die ee 1 Hauptverhandlung iſt dergeſtalt y beſtimmen, daß vor 
der letzten dieſer b bis zur Sitzung eine 
Friſt von mindeſtens vier Wochen verſtreicht. 75 e 


$. 464. 5 

8 Erſcheint der Angeklagte in der Hauptverhandlung nicht, ſo wird, die 
Beobachtung der vorgeſchriebenen Förmlichkeiten vorausgeſetzt, nach Maaßgabe 
des F. 350. zur Verhandlung und Urtheilsfällung geſchritten. Statt des lich ; 
tigen Angeklagten ift in allen Fällen ein Vertheidiger zuzulaſſen. RE 
$. 465. 
A Gegen das Urtheil: (§. 464.) finden die gewöhnlichen Rechtsmittel ſtatt. 
Auf Grund des F. 414. Nr. 1. kann daſſelbe nur dann angefochten 1 0 Br. 
wenn der Verurtheilte ſich gleichzeitig, noch vor Ablauf der Rechtfertigungsfriſt, 


perſönlich gel Die Beſtimmung unter Nr. 2. ebendaſelbſt findet auf die 
öffentliche Vorladung keine Anwendung. 


$. 466. 


Wenn die öffentliche Vorladung gültig bewirkt worden iſt, ſo ſind alle 4. Allgemein 
weiteren Zuſtellungen an den Angeklagten auf die im F. 202. bezeichnete Weiſe Beſtimmunge 

zu bewerkſtelligen. Im Fall einer Vertagung der e vertritt die 
i d Verkündung des beſtimmten anderen itzungstages die Stelle der 
Vorladung des Angeklagten. N se, 


$. 467. 
Geegen amwejende Mitangeklagte findet in allen Fällen das gewöhnliche 
Verfahren ſtatt. Das Gericht ift jedoch befugt, daſſelbe aus beſonderen Grün⸗ 


den ſo lange auszuſetzen, bis zugleich gegen den Flüchtigen verhandelt wer⸗ 
den kann. ; j : 


ae Dritter Abfchnitt. 


Von dem Verfahren gegen ausgetretene Militairpflichtige und gegen 
À Landwehrmänner, welche ohne Erlaubniß auswandern. 


= $. 468. 


8 Den mit der Kontrole der Militairpflichtigen beauftragten Verwaltungs- 1. Verfahren 
behörden verbleibt die Verpflichtung, über den Aufenthalt derjenigen Militair- Ae ibn 
pflichtigen, welche ſich bei den von ihnen angeordneten Reviſionen nicht geftellen pficht 
oder welche als abweſend angemeldet werden, ſorgfältige Erkundigungen, insbeſondere 
bei den betreffenden Ortsbehörden, bei den Verwandten und bei den Vormün⸗ 
dern anzuſtellen. : E X7 . E 
Jahrgang 1867. (Nr. 6704.) 137 $. 469, ne 


„ 


i 8 469. 
Sind dieſe Erkundigungen fruchtlos, oder ergiebt ſich in Folge derſelben, 
daß ein Militairpflichtiger die Königlichen Lande ohne Erlaubniß verlaſſen hat, 


— ſo hat die Landespolizeibehörde auf Grund der ihr einzureichenden und erforder- 
a lichen Falls zu ergänzenden Verhandlungen eine Erklärung dahin auszuftellen: 


een, 1) daß der Militairpflichtige fih zu den von der Verwaltungsbehörde ange- 
ordneten Reviſionen nicht geſtellt, 


749) daß der Aufenthaltsort deſſelben im Inlande nicht ermittelt worden, und 
8 3) Dap der angeftellten Erkundigungen ungeachtet fich keine Umſtände er- 


"7 ieza geben haben, welche die Unnale ausſchließen, daß der Militairpflichtige 
„die Königlichen Lande ohne Erlaubniß verlaſſen und fich dadurch dem 
ehenden Heeres zu entziehen geſucht habe. 


= Zen 5 Einitriff in den Dienſt des 
29 e . §. 470. 


V— Die Verhandlung und Entſcheidung der Sache erfolgt bei dem Gerichte 
des letzten Wohnſitzes oder des letzten gewöhnlichen Aufenthaltsortes, und wenn 
dieſer Wohnſitz oder Aufentshaltsort nicht zu ermitteln iſt, bei dem Gerichte des 
Geburtsortes des Angeklagten. ; 
Die Staatsanwaltſchaft bei dieſem Gerichte, welcher die Erklärung der 
Landespolizeibehörde (F. 469.) zu überſenden iſt, hat auf Grund derſelben die 
Eröffnung des Hauptverfahrens und die öffentliche Vorladung, ſowie in Gemäß⸗ 
I des F. 110. des Strafgeſetzbuchs die Beſchlagnahme des Vermögens Her- 
eizuführen, welche letztere nach den für die Zwangsvollſtreckung in purger- 
lichen Rechtsſtreitigkeiten geltenden Vorſchriften zur Ausführung zu bringen iſt. 


. Se, . 


$. 471. 


N Das Verfahren kann gleichzeitig gegen verſchiedene Perſonen gerichtet 
werden und die Verhandlung gegen die zugleich vorgeladenen Perſonen unge- 
trennt erfolgen. 

$. 472. 


Auf die Vorladung und das weitere Verfahren kommen die Beſtimmungen 
der $$. 452. und 462. bis 467. zur Anwendung. ; 


$. 473. 


Die Verurtheilung erfolgt auf Grund der von der Landespolizeibehörde 
ausgeſtellten Erklärung, fals nicht erwieſen wird, daß der Angeklagte die König⸗ 
lichen Lande nicht ohne Erlaubniß verlaſſen habe, oder daß Umſtände vorhanden 
ſeien, welche die Annahme ausſchließen, daß er ſich dadurch dem Eintritt in de 

Dienſt des ſtehenden Heeres zu entziehen geſucht habe. S 


F. 474. 


Bedarf es zur Aufnahme des hierüber zugelaſſenen Beweiſes einer Ver⸗ 
tagung der Hauptverhandlung, ſo iſt die Sache von den übrigen, gleichzeitig ver- 
handelten zu trennen und zum beſonderen Abſchluß zu bringen. 

F. 475. 

Die Eröffnung des Hauptverfahrens gegen beurlaubte Landwehrmänner, 2. Verfahren ge. 
welche ohne Erlaubniß auswandern, geſchieht auf die Erklärung der Landes⸗ gen ene 
polizeibehörde: N ner, wit i 

1) daß der Aufenthalt des Landwehrmannes im Inlande nicht ermittelt , e 
2) daß ihm eine Exlaubniß zur Auswanderung nicht ertheilt worden, 
3) daß der angeſtellten Erkundigungen ungeachtet, ſich keine Umſtände 
ergeben haben, welche die Annahme ausſchließen, daß er ausgewan⸗ 
dert ſei. ä 
F. 476. 


Die Verurtheilung erfolgt auf den Grund dieſer Erklärung, wenn nicht 
derſelben entgegenſtehende Umſtände erwieſen werden. 

Im Uebrigen finden die §§. 470. bis 472. und 474. auch hier An⸗ 
wendung. 


Vierter Abſchnitt. 


Von dem Verfahren hinſichtlich der Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle. 


$. 477. 


Hinſichtlich der Zuwiderhandlungen gegen die deren über die Er⸗ 
hebung öffentlicher Abgaben und Gefälle, insbeſondere der Steuern, Zölle, Poſt⸗ 
efälle und Kommunikationsabgaben, kommen die nachſtehenden Vorſchriften zur 
nwendung. 
$. 478. 


Lehnt die Staatsanwaltſchaft ihr Einſchreiten ab, fo ift die zur Verwal- 1. Befugniffe 
tung der betreffenden Abgaben oder Gefälle beftellte Behörde befugt, ſelbſtſtändig Kü 


ugsbehörde in 


den Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahrens zu ſtellen: Bezug auf das 
5 gerichtliche Ver⸗ 
$. 479. 1 


Ueber die von der Behörde eingereichte Anklageſchrift wird nach Verneh⸗ 
mung des ſchriftlichen Antrages der Staatsanwaltſchaft Beſchluß gefaßt. 

Wird das Hauptverfahren eröffnet, ſo beſtellt die Behörde einen Beamten 

ihres Reſſorts oder einen Rechtsanwalt als Vertreter. In der Hauptverhand⸗ 

(Nr. 6704.) 2 lung, 


Fe benannten Z 


ung, zu w f Zeugen und Sachverftän: 
digen und der 5 rzuladen find, wird die Anklage duch i 
den letzteren, vorgetrag Vorſitzende muß dem Vertreter geſtatten, Fragen, 
welche derſelbe en der Sache für angemeſſen erachtet, unmittelbar ann 
die Betheiligten zu richten. Nach beendigter Beweisaufnahme wird der Vertreter 
feln > zwar vor der Staatsanwaltſchaft, welche ebenfalls ihren Antrag zu 
ellen hat. | ' 
Rn 8 cheint der Vertreter nicht, ſo wird, falls nicht eine Vertagung erfolgt, 
è 


A f 
die Anklageſchrift durch den Gerichts ſchreiber verleſen, und mit der Beweisauf 


nahme und Entſcheidung in der gewöhnlichen Weiſe verfahren. 
$. 480. 


a Dieſelben Rechtsmittel, welche der Staatsanwaltſchaft im Fall einer von 
ihr betriebenen Verfolgung zustehen, können, mit der nämlichen Wirkung, auch 
von der Behörde eingelegt werden. | 
Die Anmeldungsfriften laufen für die Behörde ſtets erft von der Zuſtel⸗ 
lung der anzufechtenden i oder Verfügung ab. Handelt es ſich um 
die Anfechtung eines Urtheils, ſo dauert die Friſt zur Einreichung der Recht⸗ 
fertigungsſchrift für die Behörde von dem nämlichen Zeitpunkte ab vier Wochen. 
Zur Gegenerklärung, welche beim Gerichte erſter Inſtanz abzugeben iſt, ir ihr 
gleichfalls eine vierwöchentliche Friſt zu. Beide Friſten können auf ihren Antrag 
angemeſſen verlängert werden. . 


F. 481. 


= Die Staatsanwaltſchaft ift befugt; in jeder Lage der Sache, bis zu deren 
rechtskräftiger Entſcheidung, die Verfolgung zu übernehmen. In dieſem Falle 
wird, falls nicht eine entgegengeſetzte Erklärung der Behörde erfolgt, ebenſo wie 
im Falle einer Anſchließung (F. 482.) verfahren. ; 1 
§. 482. 8 
2 Einer von der Staatsanwaltſchaft betriebenen Verfolgung kann die Ber 
. 5 ſich in jeder Lage der Sache, bis zu deren rechtskräftiger Entſcheidung, 
anſchließen. ; ; e 1 
Nachdem die Erklärung über die Anſchließung dem Gerichte mitgetheilt 
worden iſt, ſtehen der Behörde die nämlichen Befugniſſe zu, als wenn die Straf⸗ 
klage von ihr ſelbſt erhoben worden wäre. Der Vortrag in der Hauptverhand⸗ 
i en durch die Staatsanwaltſchaft, jedoch ift dem Vertreter der Behörde 

zu Bemerkungen und Anträgen das Wort zu geſtatten. N 


F. 483. 


Die durch die Vertretung der Behörde entſtandenen Koſten fallen dem 
Angeklagten niemals zur Laſt. , N TEN 


nn a F. 484 = 
in Itt im Geſetz eine nach dem Betrage der umgangenen Abgabe oder des 


= Stra 
Fiſtindig 


9. 485. „ 
| Der Polizeirichter verhandelt und entfcheidet ohne Mitwirkung von Schöffen. 
Der Erlaß einer Strafverfügung ($$. 359. ff.) findet nicht ſtatt. 
e In Anſehung der Rechtsmittel bleiben die Beſtimmungen der W 381 
5 und 391. außer Anwendung. 3 any ; pi 
N Fünfter Abschnitt. -> Bi 
5 = ; Bon der Berehtigungseinrede in Unterſuchungen wegen gorf- Feld⸗, 
N Jagd- und Fiſchereifrevel. i 


23 $. 486. 


Wenn in Unterſuchungen wegen Forſt⸗, Feld-, Jagd⸗ und Fiſchereifrevel 
der Angeklagte ein Privatrecht zur Vornahme der ihm als ſtrafbar zur Laft 
gelegten Handlung behauptet, ſo hat der Strafrichter, ſofern er nach vorläufiger 
Erörterung der Einrede dieſelbe für erheblich und nicht unglaubhaft erachtet, 
mittelſt eines nur von der Staatsanwaltſchaft anfechtbaren Urtheils das Stra, 
verfahren einzuſtellen und, falls nicht das Verfahren bei dem bürgerlichen Richten! 
bereits ſchwebt, dem Angeklagten aufzugeben, binnen einer nach den Umſtänden 
abzumeſſenden, zwei Monate nicht überſteigenden Friſt entweder das Anerkenntniß 
desjenigen, deſſen Rechte durch die Einrede berührt werden, en oder 
die Klage auf Anerkennung feines Rechts oder auf Schutz im Beſitze bei dem 
bürgerlichen Richter anhängig zu machen, und daß dies geſchehen fei, nachzuweisen. 
Hält der Angeklagte dieſe Friſt, deren Erſtreckung nicht ſtattfindet, nicht 
une, ſteht er ausdrücklich oder ſtillſchweigend von der Klage ab, oder wird der 
Rechtsſtreit rechtskräftig zu ſeinem Nachtheil entſchieden, ſo gilt in dem alsdann 
wieder aufzunehmenden Strafverfahren die Unrechtmäßigkeit der in Frage ſtehen⸗ 
den Handlung, unbeſchadet der Prüfung der anderen Bedingungen ihrer Straf- 
barkeit, für feſtgeſtellt. Be iei | 
Mährend der Unterbrechung des Strafverfahrens ruht die Verjährung. 


13 Sechster Abſchnitt⸗ 

Von dem Verfahren auf erhobene Privatklage. 
| | „„ 

Cine Privatklage auf Unterſuchung und Beſtrafung findet ſtatt: 

I) bei vorſätzlich zugefügten leichten Körperverletzungen oder Mi 


in den Fällen der §F. 187. und 190. des Strafgeſetzbuchs; 
(Nr. 6704.) ; 


ie Oo - 


2) bei Ehrenkränkungen in den Fällen der GY. 102. 103. 152. bis 156. 
und 343. a. a. O. / 


3) bei allen denjenigen anderen Vergehen, deren Beſtrafung in den Geſetzen 
von dem Antrage des Verletzten abhängig gemacht iſt. 


Ausgenommen von der Privatklage ſind jedoch diejenigen Vergehen, welche 
8 mit Unterſagung der Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte bedroht find. 
an | $. 488. 
Die einfache Beleidigung (Strafgeſetzbuch $. 343.) kann nur im Wege 
der Privatklage verfolgt werden. 
Bei allen anderen Ehrenkränkungen iſt die Staatsanwaltſchaft berechtigt, 
wenn ſie dies im Intereſſe der öffentlichen Ordnung für angemeſſen erachtet, 
ihrerſeits die Verfolgung einzuleiten. In welchen Fällen dieſe Verfolgung von 
dem Antrage des Verletzten abhängig iſt, und inwiefern ſie durch Verzichtleiſtung 
auf die Beſtrafung gehemmt wird, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des 
Strafgeſetzbuchs. 
Daſſelbe Recht hat die Staatsanwaltſchaft bei den im §. 487. Nr. 1. 
bezeichneten Mißhandlungen und Körperverletzungen, und zwar ſelbſt dann, wenn 


0 


von Seiten des Verletzten ein Antrag auf Beſtrafung nicht geſtellt iſt. 
F. 489. 


In den Fällen der Nr. 3. des F. 487. iſt die Privatklage erſt dann 
zuläſſig, wenn die Staatsanwaltſchaft es abgelehnt hat, ihrerſeits die Verfolgung 
einzuleiten. Eine Beſchwerde über dieſen Beſcheid braucht der Privatklage nicht 
vorherzugehen. 


$. 490. 


Die Erhebung der Privatklage findet in den Fällen, wo fie überhaupt 
zuläſſig ift, auch noch dann ſtatt, wenn die Verfolgung zwar von der Staats⸗ 
anwaltſchaft eingeleitet, demnächſt aber, ohne zu einem Urtheile geführt zu haben, 
wieder aufgegeben worden iſt. N 

War jedoch der Angeſchuldigte nach geführter Vorunterſuchung durch ge⸗ 
richtlichen Beſchluß endgültig außer Verfolgung geſetzt worden, jo kann die Pri⸗ 
vatklage nur dann zugelaſſen werden, wenn Gründe vorliegen, welche einen 
Antrag der Staatsanwaltſchaft auf Wiederaufnahme der Unterſuchung rechtfertigen 
würden. i 

$. 491. 


2. Perſonen, Die Ausübung der Privatklage fteht denjenigen Perſonen zu, welchen in 
welchen die Aus den Strafgeſetzen das Recht, ſelbſtſtändig auf Beg anzutragen, beigelegt tft. 


übung zufteht, 
| $. 492. 


3. Bedingungen Wer als Privatkläger auftritt oder als ſolcher ein Rechtsmittel gegen Ur- 
der Ausübung theile einlegt, muß die Hälfte, wenn er aber Ausländer iſt, den ganzen Be 
5 er 


der zur Deckung der g 


5 Summe bei der zur Einziehung der Koſten beſtimmten Kaſſe hinterlegen, oder 


nachweiſen, daß er ohne Beeinträchtigung des nothdürftigen Unterhalts für ſich 


und feine Familie nicht im Stande fei, die Koſten des Verfahrens zu beſtreiten. 
Dieſer Nachweis iſt in derſelben Weiſe zu führen, wie dies zur Erlangung des 
Armenrechts in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten erforderlich iſt. 

, Ausländer, in deren Heimathsſtaate die diesfeitigen Unterthanen hinſichtlich 
der Verpflichtung zur Erlegung von Koſtenvorſchüſſen nicht nachtheiliger als die 


1 dortſeitigen Unterthanen behandelt werden, find bei Anwendung der vorſtehenden 


Beſtimmung den Inländern gleich zu achten. 


ö $. 493. N 
In den Landestheilen, in welchen das Inſtitut der Schiedsmänner dem⸗ 


$ nächſt zur Einführung gelangen ſollte, fann von dem Zeitpunkte dieſer Einführung 


an wegen vorſätzlicher Körperverletzungen oder Mißhandlungen und wegen Ehren⸗ 


kränkungen, außer den Fällen der YY. 102. und 103. des Strafgeſetzbuchs, die 


Privatklage, ſofern beide Theile in dem Bezirke des nämlichen Polizeigerichts 


SN 


x 


I 


r. 6704.) 


ihren Wohnſitz haben, erſt dann angeſtellt werden, wenn der Kläger zuvor den 
Schiedsmann des Bezirks, in welchem der Beſchuldigte wohnt, um ſeine Ver⸗ 
mittelung ohne Erfolg angegangen hat, und dieſes durch ein Zeugniß deſſelben 


nachweiſt. 1 7 5 „ ; : 
Die Anbringung des Geſuches bei dem Schiedsmann unterbricht die Ber- 
jährung. 


H. 494. 


Die Fähigkeit des zur Privatklage Berechtigten, ſeine Rechte vor Gericht 


» 


ſelbſtſtändig zu verfolgen, und die Vertretung eines dieſer Fähigkeit entbehrenden 
Klageberechtigten regeln ſich nach den für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten beſtehen⸗ 
den Vorſchriften Inſoweit nach dieſen Beſtimmungen noch unter väterlicher 
Gewalt befindliche Perſonen zur ſelbſtſtändigen Geltendmachung von Entfchädi- 
e vor Gericht befugt ſind, ſteht ihnen dieſe Befugniß auch in 
Anſehung der Privatklage auf Beſtrafung zu. 


§. 495. 
Die Klage kann ſchriftlich eingereicht oder zu Protokoll erklärt werden, 
und muß ihrem Inhalte nach den Erforderniſſen einer Anklageſchrift entſprechen. 
§. 496. 


Wenn mehrere Privatkläger die Beſtrafung des nämlichen Beſchuldigten 
wegen der nämlichen That beantragen, ſo können dieſe Anträge mittelſt Einer 


Klage und in Einem Verfahren zur Geltung gebracht werden, unbeſchadet der 
Befugniß des Gerichts, eine Trennung des Verfahrens anzuordnen. 


$. 497. 


N 


Vor das Polizeigericht gehört die Privatklage wegen leichter Mißhandlun⸗ 4 Zuſtändigkeit 


N gen und Körperverletzungen in den Fällen der $$. 187. 190. und 198. H l; 0 2 
ö es 5 


erichtlichen Koſten im der betreffenden Inſtanz erforderlichen 5 


an Die Klage darf nur dann eingeleitet werden, wenn den Vorschriften der 
$$. 492. bis 495. genügt ift, und Feiner der im H. 89. bezeichneten Hinderungs⸗ 
gründe vorliegt. a ; 5 A; 


a Be $. 499. | E W 

Des Nachweiſes, daß die Staatsanwaltſchaft nicht einfchreiten wolle, be⸗ 
darf es außer dem Falle des F. 489. nicht. r „ 

Das Gericht kann jedoch in allen ihm geeignet ſcheinenden Fällen, die * 
einfachen Beleidigungen allein ausgenommen, vor oder nach Einleitung der Klage, 
die Verhandlungen der Staatsanwaltſchaft zur Einſicht vorlegen laſſen, und die 
letztere iſt auch ohne eine ſolche Anregung, ſo lange noch kein Urtheil ergangen 
iſt, jederzeit befugt, die Strafklage zu erheben, in welchem Falle der Richter, bei 
welchem die Privatklage angebracht iſt, das Verfahren einzuſtellen und die Par⸗ 
teien hiervon zu benachrichtigen hat. a i 


a 


= A 


Wenn die Einleitung der 1 erfolgt, ſo werden der Kläger und der 
Beſchuldigte zur mündlichen Verhandlung der Sache vorgeladen. = 


Erſcheinen die Parteien in der hierzu anberaumten Sitzung, fo beſtimmt 
das Gericht, falls es nach verhandelter Sache noch auf eine Beweisaufnahme 
ankommt, in Anſehung welcher Thatſachen und Beweismittel dieſelbe ſtattzufinden 
g Die: Hierüber wird auch dann Beſchluß gefaßt, wenn der Beſchuldigte ausge⸗ 
blieben, der Kläger aber erſchienen iſt. F 
Zum Zweck des Beweisverfahrens und der weiteren mündlichen Verhand- 
lung wird eine neue Sitzung anberaumt, inſofern nicht die zu vernehmenden 
Zeugen durch die Parteien, wozu dieſe auf ihre Koſten befugt find, geſtellt wor⸗ 
den, oder die Beweismittel ſonſt zun Hand ſind. „ 


F. 501. 
Es dürfen als Zeugen nicht vereidet werden: 


1) diejenigen, welche in der nämlichen Sache ſelbſt als Privatkläger aufzu-. 
treten befugt ſein würden i 19 


BE 


x 8 8 A 


* 5 2 


2) diejenigen, welche zu dem Privatkläger in einem Verhältniſſe der im 
zweiten Abſatze des . 155. bezeichneten Art ſtehen. Sie können jedoch 
nach richterlichem Ermeſſen mit dem Zeugeneide belegt werden, wenn der 
Beſchuldigte gleichfalls ein Angehöriger der Familie iſt. rg 

Das Gericht kann von der Vereidung eines Zeugen oder Sachverſtändigen 
abſehen, wenn beide Theile deſſen Ausſage auch unbeſchworen als richtig annehmen 
zu wollen erklären. ' 1 | 

$. 502. 


Die Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft bei den Verhandlungen iſt nur 
in dem Verfahren vor dem oberſten Gerichtshof erforderlich die Staatsanwal 


TAN 


etaha 


5. Mitwirkung 
der re 


W 


jet far och an einer jeden Verhandlung hei 
derſelben ihre Anträge in Bezug auf die Anwendung des 
Einlegung von Rechtsmitteln ift die Staatsanwaltſchaft ni 


$. 503. 


Die Vertretung der Parteien iſt in allen Fällen, und zwar die des Klä- 6. Vertretung 
gers nach Maaßgabe der für die Vertretung des Beſchuldigten geltenden Hor- der Parteie. 
ſchriften zuläſſig. $ 9 
Das Gericht kann jedoch jederzeit das perſönliche Erſcheinen der Parteien 
verlangen und zu dieſem Zwecke nöthigenfalls die Vorführung des Beſchuldigten 
anordnen, hinſichtlich des Klägers aber zu der Warnung ſchreiten, daß im Falle 
feines Ausbleibens ein Vertreter für ihn nicht zugelaſſen werden würde. 


$. 504. 


Die Rechte, welche das Geſetz dem Beſchuldigten und dem Vertheidiger 7. Betugnife 
deſſelben in Bezug auf das ſtrafgerichtliche Verfahren einräumt, ſtehen in gleichem ee 
Maaße auch dem Privatkläger und dem Vertreter deſſelben zu. l ah 

In Anſehung der Rechtsmittel hat der Privatkläger die Befugniſſe der 
Staatsanwaltſchaft; er muß ee bei deren Einlegung die für die Rechtsmittel 
des Beſchuldigten vorgeſchriebenen Formen beobachten. Die $$. 372. und 373. 
kommen auch bei Nichtbeobachtung der im F. 492. enthaltenen Vorſchrift zur 
Anwendung. Die Gegenerklärung ift von beiden Theilen beim Gerichte erſter 
Inſtanz abzugeben. : 
$. 505. 


Wenn der Privatkläger während des Laufes einer von ihm zu wahrenden 
Friſt ſtirbt, ſo verlängert ſich dieſelbe zu Gunſten ſeiner Erben um die Dauer 
von ſechs Wochen. ; 


$. 506. 

Der Antrag auf Beſtrafung kann in allen Fällen der Privatklage bis zum 
Anfange der Vollſtreckung des Erkenntniſſes zurückgenommen werden. Die Er⸗ 
neuerung einer zurückgenommenen Privatklage ift unſtatthaft. j 
Die Privatklage gilt für en eee wenn der Kläger einer gehörig 
erfolgten Vorladung zur mündlichen Verhandlung erſter Inſtanz nicht Folge 
lleiſtet, er ift jedoch unter den im F. 414. Nr. 1. bezeichneten Vorausſetzungen 
befugt, ein Geſuch um Wiedereinſetzung in den n Stand gegen die Ber- 
jaumumg der Sitzung anzubringen, auf welches die Beſtimmungen des $. 417. 

Anwendung finden, ohne daß jedoch vor der Beſchlußfaſſung die Staatsanwalt: 
ſchaft oder der Beſchuldigte gehört zu werden braucht. 5 


9.507. a 


; Findet das Gericht nach verhandelter Sache, daß gegen den Beſchuldigten 8. Verfahren, 
z war eine ſtrafbare Handlung erwieſen fei, daß dieſelbe jedoch nicht zu denjenigen wenn die Pre 
ZBawiderhandlungen gehöre, in Anſehung deren eine Privatklage ſtatthaft ift, fo zuliſſg angles 
muß es die Unzuläſſigkeit der Privatklage durch ein Urtheil ausſprechen, in welchem wird. 
Jahrgang 1867. (Ir. 6704) 138 u. 


* 
FOR 


zugleich der Richter zu bezeichnen elcher im ordentlichen Verfahren zur Ab⸗ 
urkheilung der Sache zuſtändig ift. 7 ee A 

; Ein ſolches Urtheil le ſowohl in Anſehung der erforderlichen Be- 
gründung, als auch hinſichtlich feiner Anfechtbarkeit und Wirkung allen denjenigen 
Vorſchriften, welche in den §§. 47. und 48. in Bezug auf die dort bezeichneten 
Urtheile gegeben find. $ 
ö Soweit hiernach die Staatsanwaltſchaft zur Anfechtung des Urtheils befugt 
ift, ſteht dieſe auch dem Privatkläger zu. 


$. 508. 

a Wenn es ſich um wechſelſeitig zugefügte Ehrenkränkungen, vorſätzliche Miß⸗ 
handlungen oder legen ($. 487. Nr. 1. und 2.) handelt, welche 
bei demſelben Vorfalle, welcher der Klage zu Grunde liegt, ſtattgefunden haben 
ſollen, ſo ſteht dem Beſchuldigten das Recht der Widerklage auf Beſtrafung zu. 
Wird die Widerklage, welche ſpäteſtens in der erſten Sitzung zur münd⸗ 
lichen Verhandlung angebracht werden muß, in Anſehung deren es jedoch einer 
Beobachtung der in den $$. 492. und 493. enthaltenen Vorſchriften nicht bedarf, 
von dem Gerichte zugelaſſen, ſo erfolgt die Verhandlung und Entſcheidung über 
Klage und Widerklage in demſelben Verfahren, unbeſchadet der Befugniß des 
Gerichts, eine Trennung anzuordnen, durch welche jedoch an der Zuſtändigkeit 
des befaßten Gerichts nichts geändert wird. 

: Die Zurücknahme der Klage hat auf das Verfahren über die Widerklage 
keinen Einfluß. 8 8 509 | 


Die 10 8 Partei hat die Koſten des Verfahrens zu tragen. 

Soweit die Koſten durch ein ohne Erfolg eingelegtes oder wieder zurück⸗ 
genommenes Rechtsmittel entſtanden find, fallen fie derjenigen Partei zur Laft, 
welche es eingewendet hat. : | 
| Im Fall einer gemiſchten Entſcheidung beſtimmt fich die Vertheilung der 
Koſten nach dem Ermeſſen des Gerichts. f 

Wird das Verfahren, ohne zu einem rechtskräftigen Urtheile geführt zu 
haben, eingeſtellt, ſo hat ſtets der Kläger die Koſten zu tragen. In dem am 
Schluſſe des §. 499. bezeichneten Falle werden die gerichtlichen Koſten nieder- 
geſchlagen. Stirbt der Beſchuldigte vor cn eder Entſcheidung der Sache, 
ſo kann wegen der Koſten das Verfahren von den Erben und gegen die Erben 
fortgeſetzt werden. a 


Ignſoweit einer Partei die Koſten des Verfahrens zur Laft fallen, hat fie 

auch die dem Gegner erwachſenen, unvermeidlichen Koſten zu erſtatten. „ 
Die Feſtſetzung und Beitreibung des zu erſtattenden Betrags erfolgt nach 

den für das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten geltenden Vorſchriften. 


Beſtimmungen 


: über die 
Berufung zum Schoͤffenamte. 
F. 1. a 


Fur den Sprengel eines jeden Polizeigerichts werden alljährlich im Monat 1. Erwählung 

Oktober die zum Dienſte während des bevorſtehenden Kalenderjahres beſtimmten der Schöffen. 

Schöffen durch die Bezirksvertretung (Bezirksrath, Amtsverſammlung) gewählt. r 

; Haben an dem Sprengel eines Polizeigerichts mehrere Bezirksvertretungen 
Antheil, ſo nimmt jede derſelben für ihren Gebietstheil die Wahl „5 


À §. 2. 

Inſoweit eine Bezirksvertretung nicht beſteht, erfolgt die Wahl durch die 
Gemeindevertretungen, in den eg Holſtein und Schleswig durch die 
Vertreter der zum Gerichtsbezirke gehörigen Kirchſpiele oder Dorfſchaften 


l Für jede Vollzahl von 500 Seelen des betreffenden Wahlbezirks wird 
Ein Schöffe, und aus den Einwohnern des Gerichtsſitzes eine im Einverſtändniſſe 
mit dem Polizeirichter zu beſtimmende Zahl von Erſatzſchöffen gewählt. 


; $. „ 
7 Die Entrichtung eines gewiſſen Steuerſatzes iſt kein Erforderniß der Wähl⸗ 
barkeit als Schöffe. Im Uebrigen ſind nur ſolche Perſonen wählbar, welche von 
der Berufung zum Geſchworenendienſte este nicht ausgeſchloſſen ſind und 
ihren Wohnſitz in dem betreffenden Wahlbezirke haben. . 


\ Die Gründe, welche vom Geſchworenendienſte befreien, gelten auch Hin- 

ſichtlich des Schöffenamtes. . . 
Wer als Schöffe an den Verhandlungen des Gerichts Theil genommen 

chat, ift für das nächſtfolgende Kalenderjahr von jedem Schöffendienſte befreit. 


N 6. 5 * 
Der Kreislandrath, welchem die Wahlprotokolle einzureichen find, ſetzt die 


Ermählten von der auf fie gefallenen Wahl in Kenntniß. N 
r. 6704) 2 Ä 138* EB sen 


uziehung 
der Schöffen. 


dem Gemeindevorſtande, beziehungsweiſe von dem 


de Stlaffäle erforderlich werden, zicht ber 


binnen acht i eſer Benachrichtigung ein Mangel der 


lung acht Tagen nach | = 
Bedingungen der Wählbarkeik, ein Befreiungs⸗ oder erheblicher Abhaltungsgrund 


u gemacht, fo bewirkt der Landrath binnen drei Tagen die Löſchung des 

tameng; er überſendet hierauf dem Polizeirichter ſowohl die Haupt- als die 
Erſatzliſte. * | 

TR 

In den Stadtkreiſen werden die Verrichtungen des Landraths ($. 6.) von 

Yolizeipräfibenten oder Polizei- 

direktor wahrgenommen. ; 


F. 8. 
Die näheren Anordnungen hinſichtlich des Wahlverfahrens, namentlich in 


Betreff der Bildung der Wahlbezirke und der Leitung der Wahlhandlung, bleiben 


einer von den Miniſtern der Juſtiz und des Innern zu erlaſſenden Inſtruktion 
vorbehalten. 1 
Vor dem Schluſſe des Kalenderjahres beſtimmt der Polizeirichter durch 
Loosziehung in öffentlicher Sitzung die en in welcher die auf der Haupt 
lifte ſtehenden Schöffen an den ordentlichen Polizeigerichts⸗-Sitzungen des nächſten 
Jahres Theil zu nehmen haben, und ſetzt von den betreffenden Sitzungstagen die 
betheiligten Schöffen in Kenntniß. © 118 ; 
Scheidet einer dieſer Schöffen durch Befreiung, Tod oder aus anderen 


Gründen aus, ſo wird an deſſen Stelle ein durch das Loos zu beftimmender 
Erſatzſchöffe berufen. 


$. 10. 


Eine Aenderung in der durch das Loos beſtimmten Reihenfolge des 
Dienſtes ($. 9.) kann auf den übereinſtimmenden die der betheiligten Schöffen 
von dem Polizeirichter bewilligt werden, fo lange die in den betreffenden Sitzungen 


zur Verhandlung kommenden Sachen noch nicht beſtimmt ſind. 


= 
8 


gl. 


u den außerordentliche Gerichtsfigungen, welche zur Erledigung dringen? 
Welten von ihm zu erwählende 


8 


Schöffen aus der Haupt- oder Erſatzliſte zu. 


Schöffen, welche in der Gerichtsſitzung zu erſcheinen verhindert find, haben, 
die Hinderungsurſachen rechtzeitig anzuzeigen und zu beſcheinigen. . 
Der Polizeirichter kann auch aus Gründen, die kein unabwendbares Hinder 
niß darſtellen, die Entbindung bewilligen, ſofern der Antragſteller ſtatt ſeiner einen 
anderen Schöffen aus der Haupt: oder Exſatzliſte geſtellt. N 2 
TR Aa = 9. di 75 ; 


wendung. Die hierauf bezüglichen 


i 


Ein Schöffe, welcher, ohne dem $. 12. genügt zu haben, in der Sitzung 
nicht rechtzeitig erſcheint, oder ſich den ihm obliegenden Verrichtungen 1 
verfällt in eine Geldbuße von 1 bis fünf Thalern und iſt zur Tragung aller 
Koſten verpflichtet, welche durch ſein Ausbleiben veranlaßt worden. ; 

Wird letzteres nachträglich genügend entſchuldigt, fo kann der Polizeirichter 
die Geldbuße bis auf zehn Silbergroſchen ermäßigen oder auch nach Bewandtniß 
des Falles die Strafverfügung gänzlich zurücknehmen. ; 


§. 14. 


Macht das Ausbleiben eines Schöffen, oder ein während der Sitzung ein⸗ 
getretenes Hinderniß ſeine Erſetzung nothwendig, und kann dieſelbe aus der Zahl 
der Erſatzſchöffen nicht ſofort bewirkt werden, fo kann der Polizeirichter als Schöffen 
jede andere zu dieſem Amte wählbare Perſon berufen. 5 


§- 15; 
Jeder Schöffe hat vor feiner erſten Dienftleiftung in der für die Vereidung 3 Wen 


der Geſchworenen vorgeſchriebenen Form ein- für allemal eidlich zu geloben: der Schöffen. 


das ihm übertragene Amt eines Schöffen getreulich wahrzunehmen, 
den Verhandlungen mit Aufmerkſamkeit zu folgen und ſeine Stimme, 
Niemandem zu Liebe noch zu Leide, nach gewiſſenhafter Ueberzeugung 
abzugeben. 


Hat der Schöffe in einem früheren Jahre den Schöffeneid geleiſtet, ſo ge⸗ 
nügt die Verweiſung auf dieſen Eid. 

Die Sitzungsprotokolle in den einzelnen Strafſachen müſſen erſehen laffen, 
ob und wann die zugezogenen Schöffen vereidet worden ſind. 


| §. 16. ; a | z 

Die Schöffen verſehen ihren Dienſt als ein Ehrenamt. Es wird ihnen 4. Algemene 
für deſſen Wahrnehmung keinerlei Entſchädigung gezahlt. de 
| $. 17. I. 


Die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über die Unfähigkeit der Richter 
und die Zuläſſigkeit ihrer Rauhe (Titel 3.) finden auch auf Schöffen An⸗ 
Entſcheidungen ſtehen dem Polizeirichter zu. 


| §. 18. 
Hat in einer Sache ein nicht geſetzlich vereideter oder ein unfähiger Schöffe 


(Strafprozeßordnung $$. 24. 275.) an der Urtheilsfällung Theil genommen, fo 
iſt das Verfahren nichtig. 0 g ; 


(Nr, 6704.) 05 Am 
; | . 


= 


Andere Hin 


geltend gemat werden. 
$. 19. 


EN ffe ken. Mi lanteit tb 65 men vor Gericht weder zur An⸗ | 
fechtung des ergangenen Urtheils, nodi zur en eines Entlaſſungsantrages 


Wo das Strafgeſehhuch von Geſchworenen Ba fnd i darunter auch ofen 


zu verſtehen. 
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(Nr. 6704.a.) Allerhöchſter Erlaß vom 5. Juli 1867., betreffend die Aufhebung der Landes- 
lotterien in Hannover und Osnabrück, ſowie der Lotterie in Frankfurt a. M. 


Ar den Bericht des Staatsminiſteriums vom 30. v. M. beſtimme Ich hier⸗ 

durch, daß die Landeslotterien in Hannover und Osnabrück, ſowie die Lotterie 

in Frankfurt a. M., und zwar eine jede derſelben nach bun ihrer zweiten, 

im laufenden Jahre ſpielenden Klaſſenlotterie, aufgehoben werde N 
Berlin, den 5. Juli 1867. 55 * 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. v. Rooh Gr. v. Ibenpliz, v. Mühlen. 


Gr. zur Lippe. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Ä An das Staatsminiſterium. 


* 


Rlegigirt im Büreau des Staats Ministeriums. 


Berlin „gedruckt in ber Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei A 
„ (R. v. Decker). ; ; 


. * F * K 


